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Wenn „ältere“ Genossinnen und Ge-
nossen vom IUSY Festival erzählen,
dann fallen Schlagworte wie „the train
of hell“, „the micromave terror tent“,
„die teuersten Militärdecken der Welt
in Rumänien“, „Guten Morgen, dies
ist keine Übung, wir müssen alle Zelte
räumen.“,…

Alle haben immer eines gemeinsam: Sie er-
innern eher an einen Abenteuertrip, als an
ein internationales Zeltlager. Jeder Verband
hat seine Mythen und so auch die Jusos.
Aber keine Sorge, bisher hat noch jeder Teil-
nehmer oder Teilnehmerin überlebt.

Doch was das IUSY Festival einzigartig
macht, sind nicht die Pannen, sondern der
internationale Alltag. Das IUSY Festival
macht Internationalismus erlebbar. Es bietet
die Möglichkeit, nicht mehr über Menschen
zu reden, sondern mit Ihnen: über politi-
sche Strategien, Grundsatzfragen, bestimm-
te Kon fliktländer oder einfach nur wie der
Alltag in einem Land ist. Mit diesem Heft
wollen wir einige wichtige internationale
Diskussionen vorstellen, um für 100% Ge-
sprächsstoff zu sorgen. Dies gilt auch für die-
jenigen, die leider nicht mitfahren können.

Sammelrezension: Austromarxismus
und Sozialdemokratie

Im Magazinteil findet ihr eine Einführung
über die Entwicklung der Sozialdemokratie
in Österreich von Thilo Scholle. Obwohl
Österreich ein Nachbarland ist, wissen wir
doch sehr wenig über die politischen Kon-
flikte, die theoretischen Denker oder über
geschichtliche Ereignisse. Dieser Artikel ist
ein Anfang, um diesen Misstand zu behe-
ben. Und wer nicht genug kriegen kann, für
den oder die gibt es auch noch einige Buch-
tipps.

Time for equality

Time for equality ist das zentrale Thema des
IUSY Festivals am Attersee. Johann Has sel,
Generalsekretär der IUSY, beschreibt wel-
ches aus seiner Sicht die vier zentralen
Punkte sind, um einen wirklichen Wandel
hin zu „equality“ zu erreichen: Die grundle-
genden Prinzipien von Demokratie und der
Menschenrechte sind nicht verhandelbar.
Das muss sich in der Politik vor allem der
Industrieländer wiederspiegeln. Wir brau -
chen eine Umverteilung des Reichtums. Die
Außen- und Sicherheitspolitik der ein zelnen

INTRO: INTERNATIO -
NALISMUS ERLEBEN –
IUSY FESTIVAL 2011
Von Simone Burger, stellvertretende Juso-Bundesvorsitzende
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Länder muss als Ziel die gemeinsame Sicher -
heit aller Menschen weltweit haben. Wir
brauchen eine globale demokratische poli-
tische Steuerung, die es ermöglicht auf glo-
bale Probleme globale Antworten zu finden.

Die Geschichte der Sozialistischen 
Jugendinternationalen

Bietet wie der Titel schon sagt, einen Über-
blick über die Geschichte der IUSY, über
ihre Höhen und Tiefen und eine Antwort
darauf, warum uns als Jusos die Arbeit in
der IUSY so wichtig ist. Mehr muss zu die-
sem Artikel nicht gesagt werden.

Freiheit ist immer die Freiheit der 
Andersdenkenden

Die Demokratiebewegungen in Nordafrika
haben das Thema Demokratie wieder zu-
rück auf die Tagesordnung gebracht. Der
Ar tikel analysiert die Situation von Ländern
die in Vergessenheit geraten sind. Was ist
positives passiert und wo lagen und liegen
Probleme? Und was kann die internationale
Gemeinschaft machen, um Demokratiebe-
wegungen zu unterstützen?

Frauenrechte weltweit – ein Blick auf
die globale Entwicklung

Wir wollen kein Stück vom Kuchen – son-
dern wir wollen die Hälfte der Bäckerei.
Leider ist der Blick auf Frauenrechte welt-
weit immer noch mehr als ernüchternd. In
vielen Fällen bekommen Frauen noch nicht
mal ein Stück vom Kuchen. Der Artikel
von Bettina Schulze nennt die Zahlen und
macht dabei deutlich, warum das Thema
Gleichstellung heute wichtiger denn je ist.

Minderheitenrechte in den Internatio-
nalen Beziehungen

Wer ist eine Minderheit und was ist schüt-
zenswert? Hat jede Gruppe ein Recht auf
einen eigenen Staat? Gelten Minderheiten-
rechte zum Beispiel nur für ethnische und
religiöse Gruppen? Oder gelten sie auch für
die von Repression bedrohte Demokratie-
bewegung in vielen Ländern? Inwieweit darf
in die Souveränität eines Landes eingegrif-
fen werden? Diese Diskussion wird auf in-
ternationaler Ebene seit einigen Jahren ge-
führt. Thilo Scholle stellt die wichtigsten
Diskussionen in diesem Artikel vor.

Die Sozialistische Internationale –
Lohnt der Blick in die Zukunft?

In den letzten Monaten gab es keine posi-
tiven Meldungen von der Sozialistischen
Internationalen (SI). Sigmar Gabriel drohte
in einem Artikel in der Frankfurter Rund-
schau mit dem Austritt der SPD aus der SI.
Im Mittelpunkt der Kritik steht die Arbeits-
unfähigkeit der Internationalen. In den
letzten Jahren gab es keinerlei inhaltlichen
Impulse von ihr. Aber auch ihr unkritischer
Umgang mit den Mitgliedsparteien. So
finden sich in den Reihen der Mitglieder
auch einige Diktatoren, welche die Werte
der Sozialistischen Internationalen mit Fü-
ßen treten. Deshalb stellt der Artikel in der
Überschrift die Frage: Lohnt sich ein Blick
in die Zukunft?

Internationale Solidarität – ein Aufruf
zur Überwindung des Neoliberalismus
in der Außenpolitik

In diesem Artikel formuliert Cordula Drautz
aus ihrer Sicht Anforderungen an die Sozia-
listische Internationale. Der Schwerpunkt
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liegt darauf, dass die SI es schaffen muss,
eine Antwort zum Neoliberalismus zu for-
mulieren. Auch wenn der washington con-
sensus in vielen Artikeln schon zu Grabe ge-
tragen wurde, ist er doch lebendiger denn
je. Hier muss eine Erneuerung ansetzen.

Zwischen Krieg und Frieden

In den letzten Jahren sind in der Sicherheits-
politik viele neue Risiken benannt wor den:
von Terrorismus, über failed states, organi-
siertes Verbrechen, Migration bis hin zur
Verbreitung von Massenvernichtungswaf-
fen. Rolf Mützenich setzt sich kritisch mit
den Antworten, die von der Politik auf diese
Risiken gegeben wurden, auseinander und
skizziert Alternativen. Denn viel zu oft fällt
in diesem Bereich das Dogma des „Their is
no alternative“.

Unsere Partner in der IUSY

Am Ende des Heftes wollen wir euch Or-
ganisationen vorstellen mit denen wir be-

sonders eng zusammenarbeiten. So haben
wir die Jugend der Arbeiterpartei Brasiliens
seid ihrer Gründung vor einigen Jahren eng
begleitet. Mit AKBAYAN einer Jugendor-
ganisation von den Philippinen wollen wir in
diesem Jahr enger zusammenarbeiten. Denn
wir wollen nicht nur über Demokratiebe-
wegungen reden, sondern mit ihnen. Die
längste Partnerschaft verbindet uns durch
unserer Engagement im Willy Brandt Cen -
ter in Jerusalem mit Young Labour, Young
Meretz und Fatah Youth.

Wo steht die Gewerkschaftsbewegung
heute?

In einem Interview erläutert der Vorsitzende
des Internationalen Gewerkschaftsbundes
Michael Sommer die Herausforderungen
für die Gewerkschaftsbewegung weltweit.
Und es geht um eine Bewertung der aktuel-
len Politik weltweit durch die Gewerkschaf-
ten. Zum Beispiel darüber welche Lehren
aus der Finanz- und Wirtschaftskrise ge-
zogen wurden. .
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Das diesjährige IUSY-Festival in Öster-
reich bietet eine gute Gelegenheit,
einmal über den Tellerrand der Sozial-
demokratie in Deutschland hinaus zu
schauen: Wie hat sich die Sozialdemo-
kratie in unserem Nachbarland ent -
wickelt? Was waren die entscheidenden
Etappen, welche besonderen theore -
tischen und strategischen Debatten
wurden geführt? Interessant ist ein Blick
auch deshalb, weil die einschlägigen
Primärquellen nicht erst ins Deutsche
übersetzt werden müssen, sondern pro-
blemlos schon im Original rezipiert wer-
den können. Gerade die Theoriean-
sätze des „Austromarxismus“ aus den
ersten 30 Jahren des 20. Jahrhunderts
haben bereits damals intensive Debat-
ten auch im Umfeld der deutschen 
Sozialdemokratie entfacht. Im Gefolge
der Wiederentdeckung marxistischer
Erklärungsansätze in den 1960er und
1970er Jahren kam es auch bei den
Jusos dann zu einer Beschäftigung 
mit Theoretikern dieser Denkschule.

Entwicklung der Sozialdemokratie in
Österreich

Die „Sozialdemokratische Arbeiterpartei“
wurde zum Jahreswechsel 1888/ 1889 im
niederörsterreichischen Hainfeld gegründet.
Interessant ist, dass die Partei zu diesem
Zeitpunkt nicht nur deutschsprachige So-
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten,
sondern Mitglieder aus allen Teilen der
österreich-ungarischen Monarchie umfasste.
Neben der sozialen Emanzipation der Ar-
beiterinnen und Arbeiter spielte auch der
Umgang mit der „Nationalitätenfrage“ in
den folgenden Jahren eine wichtige Rolle.

Erster Vorsitzender wurde Victor Adler,
der die Partei in den folgenden Jahrzehn-
ten maßgeblich prägen sollte. Anders als in
Deutschland erfolgte die Rezeption der
Lehren von Marx und Engels erst verspätet
und in einem anderen intellektuellen Um-
feld als im Deutschen Reich. Lange hielten
die österreichischen Sozialdemokraten zu-
dem am Ziel eines Zusammenschlusses
mit dem Deutschen Reich fest, da man sich

SAMMELREZENSION:
AUSTROMARXISMUS
UND SOZIALDEMO -
KRATIE
Von Thilo Scholle, Mitglied im Juso-Bundesvorstand

Magazin
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unter anderem so ein schnelleres Voran-
schreiten hin zur sozialen Revolution er-
hoffte. Aufgegeben wurde dieses Ziel erst im
Zuge des Aufkommens des Faschismus in
Deutschland und Österreich, als ein Zusam-
menschluss mit Nazi-Deutschland nicht
mehr als aussichtreiche Perspektive für eine
sozialistische Politik gesehen wurde.

Der im Jahr 1990 erschienene und noch
lieferbare Sammelband „Die Bewegung.
Hundert Jahre Sozialdemokratie in Öster-
reich“ bietet einen interessanten Überblick
über die Entwicklungsgeschichte der Partei.
Entstanden ist der Band im Umfeld einer
Tagung des SPÖ-nahen Karl-Renner-Ins -
tituts. Eingeteilt ist das Werk in die Blöcke
„Die Sozialdemokratie bis zum Ende des
Ersten Weltkriegs“, „Die österreichische So-
zialdemokratie von 1918 bis 1945“ und „Die
Sozialdemokratie in der Zweiten Republik“. 

Gerade der erste Teil des Bandes be-
schreibt viele Sachverhalte, die auch für die
Entwicklung der Sozialdemokratie in
Deutsch land relevant waren: Die Entwick-
lung der Arbeiterbildungsvereine, die Or-
ganisationsfrage, sowie der Bezug auf Staat
und parlamentarische Demokratie. Das
schon angesprochene Verhältnis der sozial-
demokratischen Organisationen in den ver-
schiedenen Gebieten des Vielvölkerstaats
Österreich-Ungarn wird in mehreren Bei-
trägen ausführlich beleuchtet. Bereits vor
dem Ersten Weltkrieg kam es dabei zu ei-
ner Spaltung der Partei, die fortan vor al-
lem auf den Bereich des heutigen Öster-
reichs beschränkt blieb. Für die Diskussion
in Deutschland bezeichnend ist auch der
Blick auf die Beteiligung von Frauen in der
Sozialdemokratie: In Österreich konnte
sich die Forderung nach Gleichberechti-
gung der Geschlechter nur mühselig in der
Partei durchsetzen. Interessant ist auch der
Eröffnungsbeitrag zur Handwerkstradition

in Ös terreich: Industrie und das entspre-
chende Proletariat hatten sich in Öster-
reich erst langsam herausgebildet, in weiten
Teilen des Landes dominierte noch lange
eine eher handwerkliche und kleinbetrieb-
liche Tradition.

Auch in Österreich gründete sich nach
dem Ersten Weltkrieg eine kommunistische
Partei. Anders als in Deutschland blieb diese
jedoch bis zum Aufkommen des Faschismus
minoritär und gelangte erst im Widerstand
gegen Austrofaschismus und später gegen
die Nationalsozialisten zu größerer Bedeu-
tung. Grund dafür war vor allem das auch im
Band vorgestellte Grundprinzip des „Aus-
tromarxismus“: es zu keiner Spaltung zwi-
schen reformerischem und revolutionärem
Handeln kommen zu lassen, sondern als Par -
tei beide Stränge gemeinsam zu verfolgen.

Die „Erste Republik“ von 1918 bis 1934
gilt aus Blütezeit der österreichischen So-
zialdemokratie und als theroriegeschichtlich
interessante Zeit des „Austromarxismus“.
Vor allem im Bundesland Wien gelang es
der Sozialdemokratie, eine hegemoniale
Stellung zu erringen, und mit einer Art
„Kommunalsozialismus“ das Bild des „Ro-
ten Wien“ zu prägen. Auf Ebene des öster-
reichischen Staates blieb die Sozialdemo-
kratie hingegen fast die gesamte Zeit über
in der Opposition. Im Mittelpunkt der so-
zialen Reformen in Wien stand dabei die
Entwicklung des kommunalen Wohnungs-
baus, mit dessen Hilfe große Teile der Ar-
beiterschaft zum ersten Mal mit annehm-
baren Wohnraum versorgt wurden.

Der Übergang in den Faschismus be-
gann in Österreich schleichend, mit dem
„Austrofaschismus“ des klerikal-konserva-
tiven Regime des Kanzler Engelbert Dollfuß
und dann nach dem Anschluss an Deutsch-
land im Jahr 1938 auch offiziell durch die
Nationalsozialisten. Anders als in Deutsch-
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land griff die österreichische Sozialdemokra-
tie dabei aktiv zu den Waffen: Im Februar
1934 kam es zum Aufstand des sozialde-
mokratischen „Schutzbundes“, der allerdings
bald niedergeschlagen wurde. In der Folge
wurde die Partei verboten, viele Funktionäre
mussten sich ins Ausland retten. Ablauf und
Führung des Aufstandes sind bis heute Teil
von Kontroversen.

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde
Ös terreich dann lange durch die Großen
Koalitionen aus SPÖ und christdemokrati-
scher ÖVP geprägt. Unter dem bereits vor
dem Austrofaschismus in der SP aktiven und
dann in Schweden exilierten Vorsitzenden
und Bundeskanzler Bruno Kreisky gelang
der Partei mehrfach auch die Eroberung der
absoluten Mehrheit im Parlament.

Auch wenn der Sammelband nun mehr
als 20 Jahre alt ist: Er bietet eine Fundgrube
spannender Artikel nicht nur zur Entwick-
lung der Sozialdemokratie in Österreich in
den verschiedenen Epochen, sondern auch
zu sozialen, gesellschaftlichen und ökono-
mischen Aspekten der Entwicklung der Ar -
beiterbewegung in Europa in den letzten
120 Jahren.

Der Austromarxismus

Über die Buchhandlung der SPÖ ist immer
noch ein schönes „Lesebuch“ zum Austro-
marxismus erhältlich.

In den Worten von Otto Bauer, einem
der prägenden Köpfe dieser Denkrich-
tung, ist Austromarxismus die „Einheit von
nüch terner Realpolitik und revolutionärem
Enthusiasmus in einem Geist“ – also die
Vermeidung einer Spaltung der Arbeiter-
bewegung in Reformer und Revolutionäre.
Gerade dieser Ansatz übte nicht nur in den
1920er Jahren, sondern auch später noch
großen Reiz auf viele linke Sozialdemokra-

ten aus, die sich nicht in den Kämpfen zwi-
schen Parteikommunismus und rechter So-
zialdemokratie aufreiben lassen wollten. Zu-
gleich ist bis heute strittig, inwieweit sich
unter dem Label Austromarxismus nicht
doch auch ein parteiinterner Formelkom-
promiss verbirgt, der letztendlich keine stra -
tegische Einheit aus reformerischem und re-
volutionärem Handeln ermöglichen konnte.
Im Ergebnis standen jeweils die führenden
Theoretiker des Austromarxismus dem auf-
kommenden Faschismus in Europa recht
hilflos gegenüber.

Der Band gibt einen schönen Überblick
über die Themen und theoretischen Köpfe,
jeweils in kurzen Texten oder Auszügen aus
Texten der Protagonisten selbst. 

So finden sich beispielsweise Auszüge
aus Otto Bauers berühmter Schrift zur „Na-
tionalitätenfrage“, in der er den „National-
charakter“ der Nationen nicht als Erklärung
für bestimmtes Handeln, sondern als den aus
bestimmten geschichtlichen Umständen erst
zu erklärenden Sachverhalt definiert. Bauer
leistete mit diesem Text nicht nur einen
Beitrag zur marxistisch inspirierten Sozio-
logie, sondern bot auch für die politische
Realität des Vielvölkerstaats Österreich-
Ungarn eine wichtige Grundlage für die
politische Diskussion.

Max Adler, ein auch für die Linke in der
Weimarer Sozialdemokratie und insbeson-
dere für die Juso-Linke wichtiger Staats-
theoretiker kommt vor allem mit einigen
Beiträgen zu sozialistischen Erziehung vor.
Der Aspekt von Bildung und Erziehung ist
auch Thema weiterer Beiträge.

Spannend zu lesen sind auch die Partei-
tagsduelle zwischen Otto Bauer und dem
späteren österreichischen Bundespräsiden-
ten Karl Renner über die Frage der Regie-
rungsbeteiligung auf Bundesebene, bei der
Bauer entschieden dafür eintrat, erst im
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Falle einer eigenen gestaltenden Mehrheit
in die Regierung einzutreten.

Vertreten ist im Band auch Rudolf Hil-
ferding, der in den 1920er für die SPD
zeitweilig den Posten des Reichsfinanzmi-
nisters in Deutschland ausfüllte, und dessen
1905 erschienenes Werk „Das Finanzkapi-
tal“ bis heute eine Grundlage für die Ana-
lyse von Kapitalismus und Bankensystem ist.

In Österreich fast noch mehr als in
Deutschland war die sozialdemokratische
Parteiführung davon überzeugt gewesen,
nach und nach eine Mehrheit der Stimmen
im Lande bei Wahlen hinter sich bringen
zu können und dann die Regierungsmacht
auf Bundesebene zu übernehmen. Mit dem
Auf kommen des Faschismus wurde diese
Hof fnung endgültig zunichte gemacht. Nach
der Machtergreifung des Austrofaschismus
versuchte Otto Bauer im Jahr 1934 im Exil
noch einmal, zentrale Punkte seines Den-
kens unter der Überschrift „Integraler So-
zialismus“ zusammenzufassen. Für die po-
litische Praxis in Österreich gewann dieser
Ansatz auch innerhalb der Sozialdemokra-
tie keine große Bedeutung mehr. 

Das „Rote Wien“ und die Aktualität
des Austromarxismus

Sehr hart mit Otto Bauer und der Führungs-
ebene der Partei geht Anson Rabinbach in
seinem Buch „Vom Roten Wien zum Bür-
gerkrieg“ ins Gericht. Rabinbach beschreibt
sehr anschaulich die Entwicklung der So-
zialdemokratie in Österreich von 1867 bis
zum Beginn des Zweiten Weltkriegs. Der
Parteiführung um Otto Bauer wirft er dabei
vor allem Blauäugigkeit über die Entwick-
lungsmöglichkeiten hin zum Faschismus so -
wie eine viel zu zögerliche Haltung bei der
Frage um die Erkämpfung der politischen
Macht vor. Gerade die Beschreibung der

innerparteilichen Debatten in den letzten
Monaten vor der Machtergreifung der Aus -
trofaschisten im Frühjahr 1934 nehmen
breiten Raum in der Darstellung ein. Wich -
tig ist hier auch die Darstellung der Posi-
tionen der „Parteirechten“ um Karl Renner,
die bis zuletzt an die Möglichkeit einer Ver-
handlungslösung geglaubt hätten.

Die Möglichkeiten, mittels des „Schutz-
bundes“ die demokratische Entwicklung des
Landes abzusichern, habe die Parteiführung
nicht genutzt und selbst als sich die Lage
Anfang der 1930er immer weiter zuspitzte,
immer noch nicht konsequent dagegen ge-
halten. Der Aufstand von 1934 habe so
schon keine Aussicht auf Erfolg mehr ge-
habt, die fehlende Vorbereitung auf die Il-
legalität habe die Partei danach auch weit-
gehend handlungsunfähig gemacht.

Insgesamt schildert Rabinbach sehr
ausführlich und spannend die innerpartei-
lichen Auseinandersetzungen in der Sozi-
aldemokratie um die tagespolitische Stra-
tegie und Taktik. Rabinbach lässt dabei
deutliche Sympathie für den linken Partei-
flügel erkennen, während das Parteizen-
trum um Otto Bauer immer in Verdacht
steht, zwar auf theoretischer Ebene eine
Überwindung des Kapitalismus zu fordern,
aber auf praktisch-politischer Ebene zu zö-
gerlich zu agieren. 

Mit Otto Bauer und Max Adler beschäf-
tigt sich auch das Bändchen aus der KPÖ-
nahen Alfred-Klahr-Gesellschaft. Der Au-
tor Peter Goller hat dort längere Passagen
aus Texten von Bauer in den Spiegel der
zeitgenössischen Kritik vor allem aus Reihen
der KPÖ gestellt. Erklärende Einfügungen
und ein roter Faden fehlen im Band weit-
gehend. Trotzdem bietet der Band interes-
sante Einblicke in das Diskurspanorama der
damaligen Zeit, vor allem in der Auseinan-
dersetzung führender Austromarxisten mit
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der Sowjetunion und ihr nahestehenden
Theoretikern.

Auf die Suche nach aktuellen Anknüp-
fungspunkten an Otto Bauer begibt sich
der Tagungsband von Amon und Pavlina.
Interessant sind vor allem der erste und der
letzte Beitrag des kleinen Büchleins: Richard
Saage geht dort „Rezeption und Aktualität
des Austromarxismus“ nach. Auch wenn
man nicht jede Schlussfolgerung des Au-
tors teilen muss – so ist es möglicherweise
ungerecht, Otto Bauer die Schuld an der
Niederlage des Austromarxismus im Kampf
gegen den Faschismus zuzuschreiben – so
bietet der Band vor allem einen schönen
Überblick über die „Wiederentdeckung“
des Austromarxismus in den 1960er- 1980er
Jahren. Interessant ist auch der kleine Abriss
der Theoriegeschichte des Austromarxismus
von Ernst Hanisch.

Zudem beschreibt Hartmut Rüdiger
Peter das Verhältnis von Otto Bauer zum
zeitweilig in Wien exilierten russischen
Men schewiken Fedor I. Dan. Anders als
im oben erwähnten Band von Goller kommt
die Kri tik an Bauers Verhältnis zur Sowjet-
union hier aus einer anderen Richtung: Der
eines von den Auseinandersetzungen nach
1917 von den Bolschewiken ins Exil getrie-
benen linken Sozialdemokraten. Deutlich
wird da bei, wie vielfältig und vielschichtig
Debatten sowie persönliche und poli tische
Auseinandersetzung auf der politischen Lin-
ken in Europa in den 1920er und 1930er
Jahren waren.

Vor dem Hintergrund des guten Beitrags
von Hanisch im Tagungsband erstaunen die
Schwächen seiner umfassenden Biographie
Otto Bauers dann sehr. Interessant ist das
Lebensbild zu Otto Bauer, das Hanisch in
seinem Buch „Der große Illusionist“ ent-
faltet: Kindheit und Jugend des aus wohl-
habendem Hause stammenden Bauer wer-

den ausführlich beschrieben, interessant ist
auch die Darstellung von Bauers Weg inner-
halb der Sozialdemokratie und seiner Rolle
in den parteiinternen wie auch den allge-
meinen politischen Auseinandersetzungen. 

Ärgerlich ist der ideelle Zugriff auf die
Lebensgeschichte Bauers: Hanisch erklärt
selbst, er sei kein Sozialist. Dementspre-
chend bringt er offensichtlich wenig Ver-
ständnis für gesellschaftsverändernde sozia-
listische Zukunftsvisionen auf: Sozialismus
ist für Hanisch eine noble Illusion, dem-
entsprechend wird Bauer denn auch zum
„großen Illusionisten“. Auch mit dem Theo -
riegebäude des Austromarxismus setzt Ha-
nisch sich kaum auseinander: Marxismus ist
für Hansich offensichtlich ein ideologisches
Set festgefügter Dogmen über die Entwick-
lung des Kapitalismus und der Menschheit
insgesamt, dass unterschiedlichen Inter-
pretationen nicht zugänglich ist. So werden
denn auch theoretische Begründungsansätze
Bauers nicht als Teil einer möglicherweise
alternativen Marx-Rezeption interpretiert,
sondern schlicht als Inkonsistenzen mit
„dem“ Marxismus“ weggewischt. 

So lässt sich das Buch zwar als eine ins-
gesamt respektvoll geschriebene Lebens-
darstellung Otto Bauers gut lesen. Als in-
tellektuelle Biographie oder als Beitrag zur
Ideengeschichte des Austromarxismus lässt
sich der Band aber kaum einordnen.

Einen sehr interessanten Überblick über
die Umstände der Machtergreifung des
Austrofaschismus und die Entwicklung der
ös terreichischen Sozialdemokratie im Exil
bietet das Buch von Manfred Marschalek.
Auch dieser Autor geht sehr kritisch mit
der sozialdemokratischen Parteiführung um.
Zentrale Vorwürfe sind die fehlende Vorbe-
reitung auf den Aufstand und die schlechte
Vorbereitung einer Arbeit in der Illegalität.
Ausführlich beschreibt Marschalek die Si-
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tuation im Exil und die Auseinanderset-
zungen zwischen der Exilführung um Otto
Bauer und der Inlandsführung um Joseph
Buttinger. Damit bietet der Band einen gu-
ten Anschluss an das weiter oben vorge-
stellte Buch von Rabinovich.

Was nun vom Austromarxismus bleibt,
steht im Auge des Betrachters: Auf politi-
scher Ebene die Erinnerung an eine Sozial-
demokratie, die auf kommunaler Ebene in
Österreich bahnbrechendes leistete, dem
aufkommenden Faschismus im Ergebnis
aber wohl ähnlich hilflos gegenüber stand
wie die Schwesterpartei in Deutschland, die
mit dem Aufstand des Schutzbundes aber
trotzdem noch ein letztes Zeichen des ak-
tiven Widerstands gegen den Faschismus
setzen konnte. Auf theoretischer Ebene
bleibt ein Tradition der Interpretation des
marxistischen Erbes der Sozialdemokratie,
die die Arbeit in einer parlamentarischen
Demokratie gerade nicht als Gegensatz zu
vermeintlich revolutionären Erhebungen
sah, sondern im Gegenteil versuchte, auch
tagespolitische Erfolge zu erzielen.

Bundeskanzler Bruno Kreisky

Bruno Kreisky wäre in diesem Jahr 100
Jahre alt geworden. Wie keine andere Per-
sönlichkeit hat er der Sozialdemokratie in
Österreich nach dem Zweiten Weltkrieg ein
Gesicht gegeben.

Geboren in ein wohlhabendes jüdisches
Elternhaus hinein begann sich Kreisky bald
in der sozialdemokratischen Arbeiterjugend
zu engagieren. Nach der Machtergreifung
der Austrofaschisten im Widerstand und
mehrmals inhaftiert, musste Kreisky ins
Exil nach Schweden gehen. Dort freundete
er sich u.a. mit Willy Brandt an. Nach der
Rückkehr nach Österreich stieg Kreisky
schnell auf: In den späten 1950er Jahren

wurde er Außenminister, später dann Re-
gierungschef. Bereits als Außenminister
begann Kreisky zum einen, die Neutralität
Österreichs durchzusetzen, und diese an-
dererseits für die Vermittlung zwischen den
Blöcken, aber auch zu den Befreiungsbe-
wegungen in der Dritten Welt zu nutzen. 

Als Bundeskanzler ist Kreisky mit einer
Ära der sozialen Reformen verbunden.
Weltpolitisch prägte er über viele Jahre ge-
meinsam mit Willy Brandt und dem
Schweden Olof Palme den Einsatz der So-
zialistischen Internationale für die Dekolo-
nialisierung und für eine gerechte Welt-
wirtschaftsordnung.

Bereits sehr früh begann sich Kreisky für
eine Lösung des Nahost-Konflikts zu enga-
gieren. Besonders war dabei, dass Kreisky
selbst im Holocaust viele Verwandte verlo-
ren hatte, und einen Bruder hatte, der nach
Israel ausgewandert war. Früh schon plä-
dierte er für eine Anerkennung der PLO
als Verhandlungspartnerin für eine friedli-
che Lösung, und traf sich mit Yassir Arafat
und anderen Politikern im Nahen Osten,
um Möglichkeiten eines Verständigungs-
friedens auszuloten.

Der Autor, Wolfgang Petrisch war selbst
Sekretär bei Kreisky im österreichischen
Bundeskanzleramt, und danach im diploma-
tischen Dienst Österreichs sowie bei inter-
nationalen Organisationen tätig. Das vor-
liegende Buch ist aber keine simple Arbeit
eines Bewunderers: Vielmehr ist Petrisch
eine warmherzig und aus einem sehr per-
sönlichen Blickwinkel geschriebene Biogra-
phie gelungen, die um die problematischen
Aspekten in Kreiskys Leben und Wirken
keinen Bogen macht. Damit bietet der Autor
einen sehr flüssig geschriebenen und lesens-
werten Überblick über Leben und Wirken
eines der bedeutensten Sozialdemokraten
im 20. Jahrhundert. .
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Olof Palme gehört zu den Personen,
die in den 1970er und 1980er Jahren
das Bild der Sozialdemokratie wie nur
wenige andere geprägt haben. Ge-
meinsam mit Willy Brandt und dem
österreichischen Bundeskanzler Bruno
Kreisky nutzte er dabei unter anderem
die heute politisch fast in Vergessenheit
geratene Sozialistische Internationale
(SI), um Ideen für globalen Ausgleich
und sozialen Fortschritt zu entwickeln.
Im Jahr 2011 jährt sich der 25. Todestag
von Olof Palme, der am 28. Februar
1986 in Stockholm unter bis heute un-
geklärten Umständen ermordet wurde.

Auch international bekannt wurde Palme
schon früh durch seinen Einsatz gegen den
Vietnamkrieg in den 1960er Jahren. Später
kamen das Engagement gegen die Apart-
heid in Südafrika und die Unterstützung
der anti-kolonialen Befreiungsbewegungen
hinzu. In den 1980er Jahren setzte sich Pal-
me intensiv für die Abrüstung in Mitteleu-
ropa ein, und arbeitete hier u.a. mit Egon

Bahr zusammen. Palme stand dabei für ei-
nen Kurs des Ausgleichs und der Verstän-
digung auch zwischen den beiden großen
Blöcken in der internationalen Politik, wo-
bei ihm die schwedische Neutralität eine
gute Ausgangsbasis für politische Initiati-
ven ermöglichte.

Der schwedische Journalist Henrik
Berg gren hat nun eine mit 719 Seiten sehr
umfangreiche Biographie vorgelegt. Die
Darstellung folgt weitgehend chronologisch
dem Lebensweg von Palme, beginnt jedoch
zunächst mit einer ausführlichen Darstel-
lung des familiären Hintergrundes des aus
einer großbürgerlichen und wohlhabenden,
politisch eher konservativ eingestellten
Stockholmer Familie stammenden Politi-
kers, der am 30. Januar 1927 geboren wurde.

Palme war kein Kind der Arbeiterbe-
wegung. Vielmehr absolvierte er nach dem
Abitur an einer Privatschule wie andere
Männer in seiner Familie auch den Mili-
tärdienst, und wurde Offizier. Während des
Studiums verbrachte er ein Jahr an einem
College im US-Bundesstaat Ohio. In

BUCHBESPRECHUNG:
OLOF PALME – 
VOR UNS LIEGEN 
WUNDERBARE TAGE
Von Thilo Scholle, Mitglied im Juso-Bundesvorstand

Magazin
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Schweden trat er dem sozialdemokratischen
Studierendenverband bei, und wurde Vor-
sitzender des Gesamtverbandes der schwe-
dischen Studierenden.

Noch während seiner Tätigkeit im Stu-
dierendenverband erfolgt dann sein Einstieg
in die Politik als persönlicher Assistent des
damaligen sozialdemokratischen Premier-
ministers Tage Erlander. Berggren zeichnet
nun das Bild eines sehr jungen und aufstre-
ben Politikers, der schnell eine wichtige Stel-
lung im damals noch sehr kleinen politischen
Apparat der schwedischen Re gierung er-
reicht, und trotz des formal niedrigen Amtes
bald als ein wichtiger Akteur im Umfeld des
Ministerpräsidenten wahrgenommen wird.

Im Jahr 1963 wurde Palme dann Minis -
ter und 1969 Parteivorsitzender der Sozial-
demokraten und Ministerpräsident. Dieses
Amt verlor Palme im Jahr 1976 an die Bür-
gerlichen, um es dann 1982 zurück zu er-
obern. Innenpolitisch stand für Palme der
Ausbau und die Weiterentwicklung des
schwedischen Wohlfahrtsstaates im Zen-
trum der Politik. Auch hier nicht ohne
Konflikte: Fragen der Bildungspolitik, der
Gleichstellung der Geschlechter, die Dis-
kussion um die Nutzung der Atomkraft und
Debatten um eine Erweiterung der Beteili-
gungsmöglichkeiten der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer an und in den Un-
ternehmen stehen hier im Mittelpunkt der
Darstellung. Berggren nimmt auch ausführ-
lich die Beziehungen der Hauptprotagnis ten
der Sozialdemokratie in Schweden unter-
einander wie auch die politischen Gegner
Palmes mit in den Blick. So skizziert das
Buch auch die Entwicklungen in der schwe-
dischen Sozialdemokratie sowie der politi-
schen Landschaft in Schweden in der zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts.

Besonders tragisch ist, dass die Um-
stände des Attentats aus dem Jahr 1986 bis

heute nicht aufgeklärt sind: Ein in erster In-
stanz als Mörder verurteilter wurde in zwei-
ter Instanz frei gesprochen – und noch im-
mer oder schon wieder forscht die Polizei in
Schweden nach dem tatsächlichen Täter und
den politischen Hintergründen der Tat.

Berggren hat wenig Sympathie für ra-
dikale Linke. Er schildert Palme als einen
Politiker, der mit einer klassisch marxis tisch
orientierten Sozialdemokratie wenig an-
fangen konnte, und fest im reformistischen
Erbe der schwedischen Arbeiterbewegung
stand. Der schwedische bürgerliche Staat
war in diesem Verständnis nichts, was es zu
überwinden galt, sondern im Gegenteil das
Ergebnis der Kämpfe der Arbeiterbewegung
den es mit dem Ziel immer weiter gehender
Reformen weiterzuentwickeln galt.

Interessant ist vor allem, dass Berggren
auch immer wieder den Bezug zu Entwick-
lungen im Kino, in der Literatur sowie im
Alltagsbewusstsein der Menschen mit ein-
bezieht. Gerade für Palme habe der Bezug
auf Literatur immer wieder eine Rolle ge-
spielt – bei der von ihm in politischen Reden
genutzten Symbolik, aber auch als philoso-
phische Inspirationsquelle.

Mit knapp 700 Seiten Text (ohne An-
merkungen und Literaturverzeichnis) ist
die Biographie allerdings sehr ausführlich,
und aufgrund des Formats auch für die Mit-
nahme in die Bahn eher schwer geeignet.
Aus diesem Grund ist der Band für dieje-
nigen, die sich nur einen kurzen Überblick
über Leben und Schaffen Palmes aneignen
wollen wohl zu umfangreich.

Als nicht mit den politischen Debat-
ten vertrauter Menschen sind zudem mit
Sicherheit viele der politischen Einschät-
zungen und Schlussfolgerungen Berggrens
diskutabel. Wer den politischen und gesell-
schaftlichen Kontext einer Biographie nicht
aus eigenen Quellen beurteilen kann – in
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diesem Fall steht schon die Sprachbarriere
zum Schwedischen dazwischen – sollte sich
denn auch hüten, alle Schlüsse eines Autors
ungefiltert zu übernehmen. 

Manches wirkt zudem etwas aus der Zeit
gefallen, schließlich fiel Palmes Schaffens-
zeit genau in die Zeit der Ost-West-Kon-
frontation, und war auch durch diesen Ge-
gensatz und seine politische Bearbeitung vor
dem Hintergrund der Neutralität Schwe-
dens ein zentraler Aspekt in Palmes politi-
scher Biographie. Daher sollte man Aufpas-
sen, Palme schlicht auf ein Symbol für eine
Sozialdemokratie, die Internationalistisch
aufgestellt war, zu reduzieren. Die Tendenz,
beim Blick zurück auf prominente Vertre-
terinnen und Vertreter der Sozialdemokratie
schlicht „ein ehrendes Gedenken“ zu ent-
wickeln, ohne auch Ambivalenzen und ihre
Rolle in innerlinken Auseinandersetzungen
zu betrachten, bringt nicht viel.

Doch auch bei einem zurückhaltenden
Blick auf politische Erfolge und Defizite
lohnt eine Lektüre des Buches ungemein:
Zum einen zeichnet der Autor ein spannend
zu lesendes Panorama der schwedischen

Politik und Sozialdemokratie über fast die
gesamte zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts
hinweg. Zum anderen stellt Berggren mit
Olof Palme tatsächlich eine der charisma-
tischsten Figuren der internationalen Sozial-
demokratie vor. 

Denn gerade im Kontrast zu den aktuell
in der SI handelnden Personen und in der
internationalen Sozialdemokratie insgesamt
ist offensichtlich: Politikerinnen und Poli-
tiker, die auch als Inhaber höchster Staats-
ämter ihre Außenpolitik eben nicht nur als
Interessenpolitik eines bestimmten Natio-
nalstaats verstehen, sind selten geworden.

Das IUSY-Festival in 2011 ist somit
trotz allem eine gute Gelegenheit, an den
großen Internationalisten Olof Palme zu
erinnern. .
Vorgestellte Literatur

Henrik Berggren
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Vor uns liegen wunderbare Tage
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We are living in a time of crisis and 
opportunities. The financial crisis that
started 2008, turned into an economical
crisis with high-levels of unemployment
and caused social exclusion from so-
ciety is still a fact. On top of it we can
see a debt crisis that only started but
will have an impact for many years. This
didn’t come out of the blue; it was the
consequence of a systematic unjust
economical world order. Poverty is
growing in all societies, economies 
are falling apart and young people are
protesting against budget cuts hat is
killing their life opportunities. A young
generation is risking loosing its future.

Violence has triumphed in Iraq and Af-
ghanistan. The consequences of a unilateral
based security politics have made the world
less secure. Terrorism and the war against
terrorism created besides an unsafe world
with more of prejudices and discriminati-
on. Middle East and North Africa was for
long a place where human rights and de-
mocracy was neglected. But young people
decided to set out a new direction for the
future. A democratic uprising started and
regimes fell. The Arab Spring is spreading
in the rest of Middle East and is slowly
moving south in Africa. 

You should never waste a crisis. An op-
portunity for a more just, democratic and
equal world has opened up. For Social De-
mocracy this is the time to show a way out
of the economical crisis and a way into a new
world economical model that brings every-
body economic and social progress. It is time
to show that democracy and human rights
cannot be neglected in any part of the world.

Four conditions for change

A new political era should be formed from
three perspectives and practised from a
fourth. The starting point must be the basic
principles of democracy and human rights.
No exceptions can be acceptable. This puts
new demands on for example the European
Union and many countries in the west.
Speaking the words of human rights is easy
but practising them has been proved to be
more difficult. Secondly the wealth of the
world of today must be redistributed. Econo-
mical and social progress must be possible
for all; education for all is a key issue. All
economic policies must be targeted in achie-
ving this. Thirdly must foreign- and security
politics be practised from the perspective of
common security and be based on multilate-
ralism. Focus must be on the development
of societies and humans; not on military

TIME FOR EQUALITY
Von Johan Hassel, IUSY-Generalsekretär

Schwerpunkt
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solutions. Fourthly and last we need a global
democratic governing that provides us with
the tools – even if it means limiting the de-
cision making of states – to be able to find
global solutions to global problems. 

We must recognize the connection bet-
ween the economical policies and security
politics. Anna Lind once described it like
this: “Security in today’s world must be
created globally and jointly, and imply free-
dom and safety for everybody. Security re-
quires human rights, international law and
democracy”. In addition we need a global
economical system that provides economi-
cal and social development for all. A radical
agenda of economical reforms for equality
is a top priority both for increasing peoples
living conditions and making the world a
safer place. 

Democracy and Human Rights

The right to democracy and the respect of
human rights are basic rights that every hu-
man has the right to. But for many humans
democracy remains a rare thing and human
rights a utopia. The world’s dictators are
holding their populations in a hard grip with
the use of violence and by banning people
from speaking freely. In many semi-demo-
cracies we can see how journalists are ar-
rested and the right to freedom of speech
and to organize are rejected. 

At the same time we are witnessing the
Arab Spring. An evidence that democracy
cannot be rejected in any part of the world.
The long and winding road to democracy
will demand more than ever from the young
generation who stood in the front when the
dictators feel. Getting democracy in place is
about a democratic constitution, forming of
political parties but also the establishment
of a democratic culture through a strong and

vibrant civil society; a process that will take
time. Its important that the people get all the
support they want, and equally important is
that it is happening on their terms and con-
ditions. There are no short cuts to demo-
cracy. And as Willy Brandt said, you have
to “dare democracy”. That is important to
remember for many western countries who
seam to prefer the stability of authoritarian
regimes instead of the rule of the people. 

The general trend for democracy is po-
sitive. But we also have some examples of
democratic backlashes. After the democra-
tic landslides during the seventies in south
Europe and in east of Europe after the fall
of the Berlin wall and the more complex
democratic process in the Balkans after the
war in the nineties democracy have been
standing still or moved backwards. In Russia
the one-man rule is back. In Africa the one-
man rule is the story of the continent with
a few positive examples like Ghana. Latin
America is in strong need of democratic
consolidation, stronger institutions and more
active participation in the political system.
In Asia not much is happening and the
world in general don’t seam to be interested
as long as the world economy is developing
as it is.  So there is a need not just for an
Arab spring but a global summer of demo-
cracy. One of the key issues from the west,
if interested in promoting democracy, is to
“dare democracy”. Realising it cannot be the
Bush way of a outside top down process. It
has to go the other way around and it has to
go hand in hand with economical and social
development. In many cases the strive for
democracy and the strive for better living
conditions are two sides of the same coin.
That is why social democracy is better in
place than other ideologies to play a leading
role in the next democratisation wave. 
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A Global Welfare State

About the same time as half time was rea-
ched for the United Nations Millennium
Development Goals it was clear that they
wouldn’t be reached. The financial crisis
meant a huge backlash and 200 millions was
thrown back into poverty. Worker’s rights are
deprived and salaries are far after the pro-
duction development that technology made
possible. Millions don’t have a job to go to.
Gaps in society between those who is better
off and those who earnest the lowest amount
has increased.

Millions of people have under all their
lives lived in an economical and social crisis
due to the current economical system. When
more resources to fight poverty have been
requested the answer has always been that
there are no money. But when money was
needed to bail out the financial market or
to finance war there are suddenly enough.
And when we ask for money to also bail out
the people or support the reconstruction of
a state after a war; again there are no money.
The neo-liberal system has reached the end
of the road. And still we are living in it and
if nothing changes it will cause the next
crisis as well. The market is a bad lord but a
good servant. It is time to ensure the social
aspects of the market. The financial market
must be balanced towards the real economy.
And it is time to stop privatizing profits in
good times and in in bad times socialize
looses. It is time for a economy that provides
equality; not inequality. 

Social safety, education and employment
are key building blocks in achieving growth
and development. Social safety is the basis
for a decent society that holds together. Edu-
cation is equally good for individuals and
society. To work is to become economical
independent, to be able to support your fa-

mily but also to be a part of the society de-
velopment by producing and consuming. Of
course in a green and environmental way,
which will provide more opportunities for
growth, research, technical development and
jobs. The agenda out of the economical crisis
is the agenda with providing people with op-
portunities to build their society and impro-
ve the economy. Infrastructure investments,
educational reforms and active labour market
policies are the solution not the problem.
The economy must be stimulated in a smart
way and public resources must be used effec-
tively. Everybody must contribute; every-
body must pay taxes by a progressive tax sys -
tem. Resources have to be redistributed. If
only for the simple fact that people are born
with different economical resources depen-
ding on family, sex, where in the world et-
cetera. If we believe in people right to equal
opportunities then we also have to believe
in redistribution on a national and a global
level. Sometimes I wonder if this idea of the
left has been forgotten or why is it that this
has become controversial? Don’t we believe
in these ideas anymore? If we do, then we
should be ready to speak out on it and run
our elections on an agenda for equality. It is
time that we get back some self-confidence
on how the economy must work. It is time to
challenge tax cuts for rich and budget cuts
on poor and start putting the instruments
for economical development in place. Social
democracy is not only about social safety it
is also about economical progress. 

Common Security

The importance of common security has
never been greater. The world is in general
turning more peaceful but also more com-
plex. Instead of war between nations we are
witnessing how civil wars are turning states
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and people apart. The war on terrorism is
doing its best, by all actors, to start a clash of
civilizations. And most dangerous of all it
has started to restrict our integrity, our hu-
man rights. So war has picked up different
faces during the years. The structure of it
has remained. And so has the solutions. 

Common security comes from the in-
sight that security cannot be reached by fo-
cusing on your individual security; it can
only be based on a security that has bearing
on everybody. To increase you own security
means that someone else security will de-
crease and that is in the long run contra
productive. Common agreements will ge-
nerate increased peace and security for all
and will turn the path around from arms
races into disarmament agreements. 

The threats that are facing all of us are
still real. The question is what is the best way
to fight them. Sometimes military solutions
are necessary and then we should not be
afraid to use them. Sometimes people needs
to be protected from authoritarian regimes.
The problem is that military solutions are
not only solution. Democracy and human
rights is necessary, but so is economical and
social development. Alternatives to the use of
violence to make your voice heard or to put
food on the table must be in place. Human
Security is a concept that recognizes the
need of human security, individual security.
Not only security for the state. It gives a new
perspective to what needs to be protected
and it was one important reason to the de-
velopment of the UN responsibility to pro-
tect charter. Human security also focuses
on how economical and social inequality
can be driving forces in conflicts. And how
economical and social development are im-
portant tools in the preventing conflicts and
in the reconstruction process. There needs
to be a shift from conflict management to

conflict prevention. For social democracy the
recognition of the role of economical and
social status is nothing new. But to often
the left lets the right set and determine the
security agenda. When Olof Palme launched
common security during the cold war it was
one part of setting a new direction towards
disarmament. Today social democracy need
to use the approach of common security and
the concept of human security to set the di-
rection that development is a more effective
and sustainable way to gain peace and secu-
rity as well as democracy and human rights
than military solutions. 

A Global Democratic Governance

To be able to achieve what shortly have been
sketched above you need a global democratic
governance. And yes, I am talking about a
strong, effective and reformed United Na-
tions. It is not other institutions we need.
We need to modernize the one that we have.
The G20 clearly reflects, with good and bad
consequence, how the world economy looks.
If you also would include less developed
countries with smaller economies, so they
also are represented, you would have one
example of how a reformed United Nations
Security and Economical Council could
look. My point is that we don’t lack know -
ledge of how the world looks or what is
needed. We are lacking a will to redistribute
power. There are those who benefit from
how it looks today and they are abusing the
system on behalf of those with weaker voices.
Social Democracy must always be the voice
of those that are not represented and stand
up for a democratic system. 

We are facing common problems and we
need common solutions. It is not a zero-sum
game. We can all benefit. But we need a glo-
bal democratic governmental system that can
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manage this. To set out a new direction for
the world economy. Tackle climate change.
Take advantage of the advantages with glo-
balization and tackle the disadvantages. 

There are four democratic levels; the lo-
cal, national, regional and the global. Today
the national level remains strong but ineffec-
tive. People want decision, that affects their
daily life as school, healthcare and social
safety, to be taken close to them. Economi-
cal decision on a more systematic level, the
climate and security issues need to be tackled
on a global level. Today the national level sits
with most cards in their hand but cannot
play them. Regional decision-making is a
necessity for global decision-making and the
European Union is a great example. Still
with some childhood illness and it needs to
connect to people and straighten out its role.
In other regions, especially Africa and Latin
America, there is a need for further integra-
tion. In Asia and Middle East this is also
true but the main effort needs to take place
on national level. The interaction between
regional cooperation and national develop-
ment is often a success story. The European
Unions role and record, by using soft power,
in pushing for democracy is strong. It should
be possible on a regional and global level to
take more advantage of this. The national
level is still standing in the centre of both
the discussion and the practise. In order to
get more tools into their tool box they have
to be ready to hand out some power. What
they will give in return will be much more
worth but what you have is always what
you have and what you get is more insecure.
For social democracy that always believed in
reaching to solutions together and knowing
the need to organize and the strength you get
from it the way forward should be clear.
Social democracy should be promoting re-
gional cooperation and global cooperation

much more than it does today. Capitalism
since long has moved to the global arena. It
is time that trade union and politics follow.
If we want to be effective we have to create
the instruments, instead of just watching
them slip away from our hands. 

Equality; the project of social demo-
cracy

This text is arguing for the need of a pro-
gressive social democracy. Trying to point
out that some of the current trends and
events take place around our globe are ac-
tually calls for more of social democracy and
not less. It is not trying to invent new solu-
tions, rather arguing for the need of looking
into basic values, principles and policies that
have been proved to be effective. Of course
in a modern, progressive and effective way;
adjusted to the needs and demands of
today and tomorrow. 

Equality is the project of social demo-
cracy. And it is the red line in this text. We
are living in a time when many ask for so-
lutions and even sometimes wonder what is
the role of social democracy. My answer is
equality. The task of social democracy is to
make people equal, in their local and in our
global community. The answer on how to
reach there lies in classic welfare reforms
and a mixed economy, which has to be
made working on a global level. In many
western countries, and Sweden is of course
my closest reference, the national state was
used as a tool to build a welfare state with
the aim of an equal society. Today we in ad-
dition have to get global democratic gover-
nance working. 

We are witnessing an Arab spring, which
no one thought was possible just months
ago, just because a young generation decided
to stand up. Image what we can do if we
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stood up together; all over the world and
demanded equal opportunities and equal
rights for all. .
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Hoch die internationale Solidarität!
Diese Forderung versuchen wir Jusos
bereits seit über einem Jahrhundert
mit Leben zu füllen – und mit Zusam-
menschlüssen. Denn die Geschichte
der internationalen Arbeiterjugend
geht bereits auf das Jahr 1907 zurück.
Zwei Weltkriege, der anschließende
Kalte Krieg und der Fall des Eisernen
Vorhangs haben die Sozialistische Ju-
gendinternationale vor schwierige He -
rausforderungen gestellt. Doch natür-
lich konnten auch Erfolge verzeichnet
werden, die die internationale Arbei-
terjugend zusammengeschweißt hat.

Die Bildung der Sozialistischen Arbeiter-
jugend

Die Sozialistische Internationale bildete sich
bereits Ende des 19. Jahrhunderts heraus
(siehe Text „Die Sozialistische Internatio-
nale – Lohnt der Blick in die Zukunft?“).
Die Jugend hinkte noch etwas hinterher und
bildete sich bei ihrem ersten Kongress in
Stuttgart im August 1907 heraus. Mit 21

Personen aus über elf Ländern fand die of-
fizielle Gründung der „Internationalen Ver-
bindung sozialistischer Jugendorganisatio-
nen“ statt. Besonders der Kampf gegen den
Militarismus stand im Mittelpunkt des Tref-
fens. Der drohende erste Weltkrieg führte
zu klaren Forderungen nach internationaler
Solidarität und Zusammenhalt. Als erster
Präsident der Jugendinternationalen hielt
Karl Liebknecht ein Referat zu „Militaris-
mus und Antimilitarismus“ und machte klar,
dass die Gefahr eines Kriegs durch die junge
aktive Generation international abgewendet
werden könne. Weitere Themen des Kon-
gresses waren bessere Arbeitsbedingungen
für junge ArbeiterInnen und Lehrlinge und
Sozial- und Wirtschaftspolitik sowie die so-
zialistische Erziehung der Arbeiterjugend. 

Zu diesem Zeitpunkt kann die Verbin-
dung eher als loser Zusammenschluss selbst-
ständiger Jugendorganisationen bezeichnet
werden. Klare Kommunikationskanäle fehl-

DIE GESCHICHTE DER
SOZIALISTISCHEN JU-
GENDINTERNATIONALEN
Von Judith Klose, Internationale Sekretärin1

Schwerpunkt

1 Der Text ist eine Zusammenstellung von Artikeln,
die bereits in Argumente-Heften veröffentlicht
wurden.
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ten, nur europäische Organisationen waren
im Verbund vertreten. Eine Anbindung an
die SI war darüber hinaus nicht gegeben. 

Der erste Weltkrieg machte die Arbeit in
der Jugendinternationalen schwierig, da die
deutschen und französischen Mitglieder der
„Burgfriedenpolitik“ ihrer Mutterparteien
folgten. Die Schweizer unternahmen trotz-
dem bereits während des Krieges aus, die
aufgrund ihrer neutralen Rolle eine Schlüs-
selposition einnahmen. Der deutschstäm-
mige Sekretär Willi Münzenberg versuchte
unter den SozialistInnen die Kriegsgegner
zu sammeln und eine weitere Zusammenar-
beit im Kampf gegen den Krieg ermöglicht
werden. Die ersten internationalen Jugend-
tage wurden organisiert, eine Kampagne für
Frieden entworfen und die „Jugend-Inter-
nationale“, ein Magazin in mehreren Spra-
chen, herausgegeben. 

Nach dem Ende des ersten Weltkriegs
kam es jedoch in der Jugendinternationalen
zu einer Spaltung in drei Flügel – einen
kommunistischen, einen linkssozialistischen
und einen sozialdemokratischen Flügel. Die
Kommunisten spalteten sich daraufhin ab,
bildeten eine eigene Jugendinternationale
und spiegelten verstärkt sowjetische Interes-
sen wider. Die beiden anderen Flügel stritten
zwar weiterhin über die Frage, wie eine so-
zialistische Gesellschaft ermöglicht werden
sollte – über Revolutionen oder über schritt-
weise Reformen innerhalb des politischen
Systems. Doch die linkssozialistischen Or-
ganisationen gründeten trotzdem 1921 die
„Internationale Arbeitsgemeinschaft sozia-
listischer Jugendorganisationen“, der sich
zwei Jahre später auch die sozialdemokrati-
schen Jugendverbände anschlossen und auf
ihrem Vereinigungskongress in Hamburg in
„Sozialistische Jugendinternationale“ (SJI)
umbenannten. Die Mehrheit der Organisa-
tion war sozialdemokratisch geprägt. Dar-

über hinaus war besonders die Erziehungs-
arbeit Schwerpunkt der SJI. Die politische
Ausrichtung sollte über die SI erfolgen,
während der wirtschaftliche Kampf den Ge-
werkschaften überlassen wurde. 1926 wurde
die SJI noch durch die „Internationale Stu-
dentenförderation“ verstärkt.

Während dieser Zeit fanden die ersten
großen Treffen der internationalen Jugend-
tage statt. 1926 wurde in Amsterdam inter-
nationale Solidarität erlebbar gemacht, 1929
folgte Wien und 1934 Lüttich. Besonders
die Jugendtage in Wien galten als großer
Erfolg der demokratisch-sozialistischen Ju-
gendbewegung. 50.000 TeilnehmerInnen aus
18 Ländern nahmen an dem Vorläufer des
IUSY World Festival teil und erlebten das
„Rote Wien“ mit den sozialdemokratischen
Errrungenschaften. Das Festival in Lüttich
hatte dagegen bereits mit dem Faschismus
zu kämpfen – die beiden Arbeiterjugend-
organisationen aus Deutschland und Öster-
reich waren bereits zerschlagen worden. 

Es folgte die Zeit des Zweiten Welt-
kriegs. Eine Zeit, in der die SJI es als wich-
tigste Aufgabe ansah, über den Faschismus
aufzuklären und sozialistische Jugendorga-
nisationen sowie Emigrantengruppen zu un-
terstützen. Ungewöhnlich war an mancher
Stelle auch die Zusammenarbeit mit den
Kommunisten, beispielsweise bei der Ko-
operation in der Abwehrfront bei Francos
Putsch in Spanien. Doch trotz solcher kurz-
weiligen Einheiten orientierte sich die SJI
grundsätzlich an der SI und bildete keine ge-
meinsamen Fronten mit den Kommunisten.
Während des Krieges musste die SJI ihre
Arbeit jedoch weitgehend einstellen. Sie ver-
urteilte als eine ihrer letzten Aktionen den
Überfall Deutschlands auf Polen und kriti-
sierte die Sowjetunion, die gemeinsam mit
Deutschland die Zerschlagung Polens vor-
angetrieben hat. Nach der Besetzung Frank-
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reichs war eine weitere Arbeit der SJI nicht
mehr möglich. Das Büro wurde von Paris
nach London verlegt, um nach der Nieder-
lage des Faschismus die Arbeit wieder auf-
nehmen zu können.

Die Gründung der IUSY

Der nachfolgende Kalte Krieg zeigte sich
auch auf der Ebene der sozialistischen Ju-
gendorganisationen. Während auf kommu-
nistischer Seite 1945 der große anti fa schis -
tische Jugendbund „Weltbund Demokrati-
scher Jugend“ (WBDJ) gegründet wurde,
trieb Erich Ollenhauer auf demokratisch-
sozialistischer Ebene die Wiedergründung
der Jugendinternationalen voran. 1946 wurde
in Paris offiziell die „International Union
of Socialist Youth“ (IUSY) gegründet. Es
galt als klares Gegenstück zum WBDJ. Die
Kontroverse über das Verhältnis zu kom-
munistischen Jugendverbänden war daher
immer präsent. So waren einige Mitglieder
IUSY offizielle Beobachter im WBDJ,
während andere jede Form der Kooperation
kategorisch ablehnten. Auch auf dem Grün-
dungskongress wurden die unterschiedli-
chen Strömungen der IUSY deutlich: Zum
einen gab es den „Linken Block“ mit Frank-
reich, Italien und Österreich, die für eine
marxistische Ausrichtung des Verbands ein-
traten. Auf der anderen Seite standen die
Mitgliedsorganisationen aus Skandinavien
und den Niederlanden, die für einen refor-
mistischen Kurs eintraten. Dieser reform-
orientierte Kurs konnte sich am Ende
durchsetzen. Doch alle sahen ein, dass eine
Zusammenarbeit wichtig war, in die alle
Flügel eingebunden werden mussten. Die
Bildung einer wirklichen Gemeinschaft –
auch außerhalb Europas – galt damals und
auch heute noch als eine der größten Her-
ausforderungen der IUSY. 

Die Ausweitung der IUSY

Nach der Konsolidierungsphase richtete die
IUSY ihr Augenmerk vermehrt auf die Be-
freiungsbewegungen in der Dritten Welt. Sie
forderte den klaren Rückzug aller Kolonial-
mächte, auch trotz innerer Konflikte bei-
spielsweise während des Algerienkriegs mit
den Sozialistischen in Frankreich. Mit der
Haltung sollte der weltumspannende An-
spruch der IUSY verdeutlicht und dem
WBDJ Paroli geboten werden. Der Dritten
Welt wollte man einen Weg zwischen Kapi-
talismus und Sozialismus sowjetischer Prä-
gung aufzeigen. 1954 wurde darüber hinaus
mit Nath Pai aus Indien zum ersten Mal ein
Präsident der IUSY, der aus einem ehema-
ligen Kolonialstaat stammte. 

Die IUSY verankerte auch auf der Ebene
der Basis immer stärker ihre Arbeit, allen
voran über internationale Festivals. Seit den
50er Jahren fanden große Camps mit teil-
weise über 30.000 TeilnehmerInnen statt,
die den globalen Anspruch der IUSY ver-
deutlichten. Auch die Mitgliederzahl wuchs
kontinuierlich. Zwar stammte die Mehrzahl
der Mitglieder immernoch aus Europa, doch
auch andere Organisationen wie zum Bei-
spiel die Juventudes Socialistas aus Argenti-
nien, die Pakistan Socialist Party Youth oder
Convention People’s Party Youth Section
aus Ghana wurden aktiv in der IUSY. Zu
Beginn der 50er hatte man bereits 73 Mit-
glieder aus 50 Ländern und 5 Kontinenten. 

In den folgenden Jahrzehnten rückten
Latein- und Südamerika sowie Afrika in den
Fokus der Arbeit. Besonders Chile, Brasi-
lien, Bolivien, Peru und Argentinien, später
auch Nicaragua bildeten Handlungsschwer-
punkte und führen sogar auf Arbeitskreise
der Juso-Unterbezirke zu viel praktischer
Solidaritätsarbeit. Die IUSY unterstütze da-
bei radikaldemokratische Jugendorganisa-



26 Die Geschichte der Sozialistischen Jugendinternationalen Argumente 2/2011

tionen, die von reaktionären Diktaturen un-
terdrückt wurden. Die IUSY agierte in dem
Bereich auch stärker als die SI, allerdings
blieben die Aktionen ohne große Wirksam-
keit. Aber auch in Europa engagierte sich die
IUSY im Kampf für Demokratie und Men -
schenrechte, beispielsweise in Griechenland,
in der Türkei, in Spanien und Portugal. Hier
war allen Ländern gemein, dass sie von mi-
litär- oder faschistischen Diktaturen ange-
führt wurden, jedoch trotzdem Mitglieder in
der NATO waren. Die IUSY unterstütze
beispielsweise die illegale Arbeit der Sozia-
listischen Jugend in Spanien. 

Kalter Krieg

Wie vorhin schon beschrieben waren Ver-
gleiche und Auseinandersetzungen zwischen
der IUSY und dem WBDJ auf der Tages-
ordnung. Die IUSY begriff sich als anti-
kommunistische Organisation und plante
sogar Störaktionen auf Jugendfestivals des
WBDJ. 1968 wurde allerdings bekannt, dass
die IUSY seit Anfang der 50er Jahre finan-
ziell von der CIA zu Propagandazwecken
unterstützt wurde. Dies führte zu massiven
Diskussionen innerhalb der Union. Die An-
näherung an den WBDJ war daraufhin nicht
mehr möglich. Diese war im Vorfeld eigent-
lich verstärkt worden, vor allem durch Jusos
und die Falken, die von Willy Brandts Ost-
politik inspiriert waren. 

Nach dem Kalten Krieg

Nach dem Mauerfall und dem Wandel von
kommunistischen Organisationen zu de-
mokratisch-sozialistischen Organisationen
wuchs die IUSY stark an. Nach dem Ende
der letzten Diktaturen in Europa wollte man
auch der wachsenden Integration Europas
nachkommen und gründete 1992 aus allen
europäischen IUSY Mitgliedern die „Euro-
pean Community Organisation of Socialist
Youth“. Alle Mitglieder, auch außerhalb der
EU, jedoch zugehörig zu Europa, schlossen
sich der ECOSY an. Diese ist heute die offi-
zielle Jugendorganisation der Sozialdemo-
kratischen Partei Europas. 

Heute zählt die IUSY über 140 Mit-
glieder aus über 100 Ländern. Vorausset-
zung für eine Aufnahme ist die Zustim-
mung und Förderung der Ziele, die in den
Statuten und Prinzipien dargelegt sind. In
Deutschland sind neben den Jusos auch die
Falken Mitglied in der IUSY. Wir Jusos
haben traditionell einen großen Anteil an
der Arbeit der IUSY. Seit den letzten Jah-
ren sind wir durchgehend im Präsidium
vertreten und können daher die internatio-
nale Arbeit der Jusos zusammen mit der
IUSY wertvoll gestalten. .
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„Freiheit nur für die Anhänger der 
Regierung, nur für Mitglieder einer
Partei – mögen sie noch so zahlreich
sein – ist keine Freiheit. Freiheit ist 
immer Freiheit der Andersdenkenden.
Nicht wegen des Fanatismus der »Ge-
rechtigkeit«, sondern weil all das Bele-
bende, Heilsame und Reinigende der
politischen Freiheit an diesem Wesen
hängt und seine Wirkung versagt, wenn
die »Freiheit« zum Privilegium wird.“
Die russische Revolution. Eine kritische
Würdigung, Berlin 1920, S. 109; Rosa
Luxemburg

Im Januar 2011 noch vor den Demonstra-
tionen in Nordafrika und im Nahen Osten
gab die amerikanische NGO „Freedom
House“ ihren Bericht „freedom in the world
2011“ heraus. Man kann einigen Kriterien
von Freedom House kritisch gegenüber
stehen, dennoch der Bericht gibt einen guten
Überblick. Freedom House unterteilt die
Welt in drei Kategorien „free, partly free
und not free“. 

2011 verzeichnete Freedom House zum
fünften Mal in Folge einen Rückgang an

politischen Rechten und bürgerlichen Frei-
heiten. Im Nahen Osten und in Nordafrika
galten 78% der Länder als „not free“. Wie
es 2012 aussehen wird, ist jetzt noch unklar.
Denn viele Versprechungen wurden bislang
nicht eingelöst.

Weltweit leben 35% der Weltbevölke-
rung in Ländern, die als „not free“ gelten,
43% in Ländern, die der Bericht als „partly
free“ kennzeichnet und 22% in „freien“ Län-
dern. Trotz der begrüßenswerten Demokra-
tiebewegung des Frühlings sind wir weit
davon entfernt, dass sich die Demokratie als
Staatsform weltweit durchsetzt. In diesem
Artikel möchte ich einige in Vergessenheit
geratene Länder porträtieren und einige An-
sätze für ein internationales Engagement
für Demokratie skizzieren.

Ruanda

In Ruanda tobte schon seit langer Zeit ein
Bürgerkrieg zwischen dem Hutu-Regime
von Habyarimana und der Miliz RPF, die
aus Tutsis und moderaten Hutus bestand.
Nach dem Friedensvertrag von 1993 wurde
in Ruanda eine UN Schutztruppe statio-

FREIHEIT IST IMMER
FREIHEIT DER 
ANDERSDENKENDEN
Von Simone Burger, stellvertretende Juso-Bundesvorsitzende

Schwerpunkt
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niert. Am 6. April 1994 wurde das Flugzeug,
in dem der Staatschefs Habyarimana und
sein Kollege aus Burundi saßen, über Kigali
abgeschossen. Dies war der Auftakt einer
Katastrophe. Innerhalb von 100 Tagen wur-
den systematisch 800.000 Tutsi und mode-
rate Hutus getötet. 

Das Töten endete erst, als die Rebellen-
armee RPF die Hauptstadt Kigali einnahm.
Das nicht Eingreifen der Internationalen
Gemeinschaft wurde damals in den Me-
dien sehr kritisch diskutiert. Während des
Mordens wurden Soldaten noch abgezo-
gen, die internationale Gemeinschaft kon-
zentrierte sich auf die Evakuierung ihrer
Staatsbürger. Zu diesem Zeitpunkt war das
Ansehen der UN auf einem Tiefpunkt an-
gekommen. Frankreich lieferte noch bis Juni
Waffen an die Hutu Milizen und ermög-
lichte vielen Hutu-Extremisten die Flucht
in den heutigen Kongo.

Seit der Einnahme von Kigali regiert
Paul Kagame das Land. Kagame war An-
führer der RPF. Und seit August 1994 do-
miniert die Frage „wie kann es weitergehen“
das Land. Kagame versucht den Konflikt zu
verbieten. Die Wörter Hutu und Tutsi sind
verboten und dennoch ist jedem klar, dass
die Regierung fast ausschließlich aus Tutsis
besteht, in Ruanda aber 85% der Bevölke-
rung Hutus sind. Jede Menschenrechtsver-
letzung wird mit dem Ziel der Normalisie-
rung begründet. Seit 1995 sind immer
wieder Politiker und Journalisten ermordet
worden oder verschwunden. Parteien wurde
es untersagt sich zu registrieren. Zeitschrif-
ten wurden verboten. Alles und jeder wird
kontrolliert. Zustimmung für seinen auto-
ritären Führungsstil versucht Kagame über
das Wirtschaftswachstum und dem Verspre-
chen nach Frieden zu erreichen.

Es ist vollkommen unklar wie viele Ge-
nerationen es brauchen wird, die Wunden

in Ruanda zu heilen. Doch mit der Frage der
Aufarbeitung steht und fällt die Zukunft
Ruandas. Ruanda hat die Täter in zwei Ka-
tegorien eingeteilt: Für die Führung/Haupt -
täter ist der International Criminal Tribunal
for Rwanda (ICTR) zuständig, alle anderen
sollen in Ruanda vor Gericht gestellt werden.

Der UNO Sicherheitsrat hat im Novem-
ber 1994 beschlossen in Arusha (Tansania)
ein Internationales Straftribunal einzurich-
ten. Aufgabe des Tribunals ist die strafrecht-
liche Verfolgung von Personen, die zwischen
dem 1. Januar und 31. Dezember 1994 in
Ruanda oder den Nachbarstaaten schwere
Verletzungen des humanitären Volkerrechts
begannen haben. Darunter fallen Völker-
mord oder Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit. Er wird mit 100 Millionen US-
Dollar im Jahr ausreichend ausgestattet,
dennoch arbeitet er langsam. Die Ermitt-
lungen sind aufwendig, da der ICTR nicht
vor Ort ist. Zu langsam so die Kritik aus
Ruanda. Nach heftiger internationaler Kritik
hat die USA den ICTR unterstützt, indem
sie eine Kopfprämie von 5 Millionen Doller
auf die Gesuchten auslobte. Denn so lange
Führungsfiguren des Mordens im Ausland
auf ihre Rückkehr warten, bleibt die Unsi-
cherheit bestehen. Dem ICTR ist es gelun-
gen, Täter zu finden und vor Gericht zu stel-
len, was Ruanda alleine nicht gelungen ist.
Wichtig war vor allem das Urteil gegen den
ruandischen Bürgermeister Jean-Paul Aka -
yesu 1998. Er wurde wegen Völkermord ver-
urteilt, da er zur systematischen Vergewalti-
gung von Frauen, die der Gruppe der Tutsi
angehörten, aufgerufen. Aber es dauert sehr
lange, die Hauptverantwortlichen zu finden.
Erst nach 17 Jahren gelang es den Chef der
Jugend-Miliz Munyagishari im Ost-Kongo
festzunehmen – der letzte flüchtige mut-
maßliche Haupttäter. Und die geringe Fall-
zahl hat die Kritik der Internationale Straf-
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gerichthof sei ein zahnloser Tiger noch ge-
stärkt. Heute hat das ITCR 55 Fälle abge-
schlossen, 20 sind noch im Verfahren und 9
in Berufung. Bis Ende 2012 sollen alle Fälle
abgeschlossen sein.

Es war eine politische Entscheidung bis
auf die Haupttäter alle anderen Verdächtigen
in Ruanda vor Gericht zu stellen. Die Ur-
teile sollten nicht als von außen aufgedrückt
wahrgenommen werden. Sondern der neue
ruandische Staat sollte diese Urteile selber
fällen und damit entscheiden, wie mit der
Vergangenheit umgegangen wird. Was ge-
ahndet wird und was nicht?

Innerhalb Ruandas waren die Gerichte
sehr bald mit der großen Anzahl an Fällen
überlastet. Viele mutmaßlichen Täter warte-
ten jahrelang auf ihre Gerichtsverhandlung.
Deshalb ließ der ruandische Staat Massen-
verhandlungen zu und traditionelle Gerichte
erhielten die Kompetenz zu richten. 12.000
traditionelle Gerichte (gacaca) sprachen
Recht. Damit konnte die Flut von Ge-
richtsverhandlungen abgearbeitet werden.
Obwohl die gacaca Gerichte auf eine Legi-
timität in der Bevölkerung zurückgreifen
können, so bleiben doch eklatante Mängel.
Den Vorsitz führt oft der Dorfälteste oder
Freiwillige. Der Angeklagte darf keinen
Anwalt für sich benennen. Viele Fälle von
Korruption sind bekannt. Das sind einige
Kritikpunkte von Human Rights Watch.

Seit 1994 wurden 1,2 Millionen Men-
schen angeklagt. Fast eine Million Täter
wurden verurteilt. Viele wurden inzwischen
schon wieder entlassen, da die Gefängnisse
überfüllt sind. 2010 wurden die letzten Ver-
fahren abgeschlossen. Es bleibt die Frage
ob diese Massengerichte den überlebenden
Opfern ihre Würde zurückgeben konnten.

Äquatorial Guinea

1968 wurde das afrikanische Land unabhän-
gig. 1968 wurde Francisco Macias Nguema
zum 1. Präsidenten vom Äquatorial Guinea
gewählt. 1972 lässt er sich zum Präsidenten
auf Lebenszeit ernennen. Trotz offizieller
sowjetischer Ausrichtung des Landes re-
gierte ein Familienclan das Land und plün-
derte es aus. 

Im August 1979 putschte Theodoro
Obiang Nguema gegen seinen Onkel und
lies ihn hinrichten. Die versprochenen Re-
formen setzt Theodoro kaum um. 1993 fin-
den die ersten Wahlen statt, an denen mehr
als eine Partei teilnimmt. Seitdem spricht
jeder Wahlbericht von Wahlbetrug. Seit dem
Ölboom 2001 hat die Repression gegenüber
der Opposition zugenommen. Große Teile
der Opposition wurden wegen einem nicht
bewiesenen Putschkomplott verhaftet. Der
Verfolgungswahn nahm paranoide Züge an.
Theodor Obiang Nguema gilt als einer der
reichsten Staatsoberhäupter. Sein Vermö-
gen wird auf 600 Millionen US Doller ge-
schätzt. Die Mehrheit der Bevölkerung lebt
in Armut. Von dem Ölboom konnten sie
nicht profitieren. Die UN geht davon aus,
dass nur die Hälfte der Bevölkerung Zugang
zu sauberen Trinkwasser hat. Seit Februar
2011 ist Theodoro Obiang Nguema Vor-
sitzender der Afrikanischen Union. Kritisch
kommentiert wurde dies nicht.

Die Philippinen

Die Philippinen befinden sich auf ihrem
sehr langen Weg zur Demokratie. Ferdinand
Marcos übernahm 1965 regulär die Macht
auf den Philippinen. 1972 rief Marcos das
Kriegsrecht aus und errichtete eine Diktatur.
Politische Gegner wurden gefoltert und um-
gebracht. International bekannt geworden ist
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aber die Schuhsammlung seiner Frau Imelda.
Sie hatte im Laufe der Zeit 3000 Luxus-
schuhe zusammengetragen. Die Schuh -
sammlung, die heute auch in einem Museum
ausgestellt wird, macht die Dimension der
Korruption unter Marcos deutlich. Bis heute
ist es den Philippinen nicht gelungen das
unterschlagene Privatvermögen von Marcos
sicher zu stellen.

1986 musste Marcos vor den Massen-
demonstrationen auf den Philippinen flie-
hen. Das Militär hatte ihm die Unterstüt-
zung entzogen. Die Demonstrationen
hatten begonnen, als Marcos den Wahlsieg
seiner Konkurrentin Cory Aquino nicht
anerkannt hatte und die Wahlen fälschte.
Cory Aquinos Mann wurde 1983, als er aus
dem Exil zurückkehrte, auf dem Flughafen
erschossen. Er galt als ein Märtyrer für die
Demokratie. Für Marcos hatten seine Taten
keine Konsequenzen bis auf das Exil in Ha-
waii. Er konnte auf sein Vermögen die ganze
Zeit über zugreifen. Nach seinem Tod auf
Hawaii zog seine Frau vollkommen legal
zurück auf die Philippinen und kandidierte
sogar für den Senat.

Seit 1986 kamen die Philippinen nicht
wirklich zur Ruhe. Im Januar 2001 wurde
Präsident Joseph Estrada durch Massende-
monstrationen aus seinem Amt vertrieben.
Die Menschen wollten sich die Korruption
nicht mehr gefallen lassen. Auf den Philip-
pinen leben über 10 Millionen Menschen in
Armut. Die Nachfolgerin von Estrada Gloria
Arroyo schaffte ihre Wiederwahl 2004 nur
durch Wahlmanipulation. Die nachfolgen-
den Amtsenthebungsverfahren gewann sie
nur durch Bestechung von Abgeordneten,
Militärs, lokalen warlords und Bischöfen.
Dies führte dazu, dass die Korruption noch
weiter anstieg. Die Glaubwürdigkeit des de-
mokratischen Systems lag am Boden. Der
Staat bleibt schwach, er ist in den Provinzen

und auf dem Land kaum präsent. Viele Pro-
vinzen werden weiterhin von Familienclans
wie Feudalherren regiert. Diese können auf
ihre eigenen Privatarmeen zurückgreifen.
Immer wieder werden politische Gegner er-
mordet. Nicht aus politischen Gründen, son-
dern da politische Konkurrenz als Angriff
auf die eigenen Pfründe verstanden wird.

Viele demokratische Rechte werden
nicht durchgesetzt. So gilt auf den Philip-
pinen die Medienfreiheit, dennoch werden
Übergriffe und Morde an Journalisten nur
selten verfolgt.

Außerdem haben einige Konflikte die
Philippinen erschüttert. Auf der Insel Min -
damao sind islamische Separatisten (MILF)
aktiv. Ebenfalls aktiv ist die Al Quida nahe-
stehende islamitische Gruppe Abu Sayyaf.
Ihr hat die Regierung den Krieg erklärt. Mit
der kommunistischen Guerilla (new peoples
army) finden im Moment Friedensverhand-
lungen statt. Um Frieden zu schaffen, müss-
ten die Eliten des Landes Zugeständnisse in
der Landfrage machen. Doch der Staat ist
zu schwach, um dies durchzusetzen. 

Der Kampf für demokratische Rechte

Die folgenden Maßnahmen sind nur einige
Vorschläge, welche die internationale Ge-
meinschaft ergreifen kann. Sie sollen deut-
lich machen, dass vieles gemacht werden
kann. Und das es Möglichkeiten gibt, den
Kampf für demokratische Rechte zu unter-
stützen. Es soll aber auch zeigen, welche Fra-
gen die Jusos aus meiner Sicht noch einmal
diskutieren müssen.

Aufarbeitung von Menschenrechtsver-
letzungen

Die International Criminal Tribunals haben
sich bewährt. Dennoch müssen sie gestärkt
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werden. Sowohl im ehemaligen Jugoslawien,
als auch in Ruanda hat es über 15 Jahre ge-
dauert bis die Haupttäter gefasst werden
konnten. Alle Staaten müssen die Arbeit der
Tribunale besser unterstützen. Die hohen
Kosten müssen von der gesamten Völker-
gemeinschaft getragen werden. 

Wesentlich schwieriger ist der Umgang
mit den anderen Tätern, die nicht vom In-
ternational Criminal Tribunal erfasst wer-
den. Dies hat auch Ruanda gezeigt. Es
bleibt wichtig, dass die Staaten selbst die
Urteile treffen, dennoch sind sie auf inter-
nationale Hilfe angewiesen. So müssen Ge-
fängnisse aufgebaut werden, damit es nicht
zu einer massiven Überbelegung kommt.
Denn Überbelegungen führen dazu, dass die
meisten Täter frühzeitig entlassen werden.
Das widerspricht dem Wunsch nach Ge-
rechtigkeit der Bevölkerung. Aber vor allem
muss die Justiz in so einer Situation unter-
stützt werden. Auch in schwierigen Situa-
tionen hat jeder ein Recht auf einen fairen
Prozess. Der Einsatz von traditionellen Ge-
richten muss kritisch evaluiert werden. Hier
müssen die Instrumente weiterentwickelt
werden. Richter müssen für solche Prozesse
geschult werden. Der Umgang mit den Tä-
tern legt die Grundlagen für das zukünftige
Zusammenleben. Eine fehlende Aufarbei-
tung führt zu neuen Konflikten.

Das Exil für Diktatoren muss kritisch
diskutiert werden. Auf der einen Seite er-
möglicht die Abwesenheit des Diktators
einen Neuanfang. Dennoch führt die Straf-
losigkeit zu Ungerechtigkeit. Dies zeigt das
Beispiel der Philippinen. Eine wirkliche
Aufarbeitung der Vergangenheit wird so
blockiert. Auf jeden Fall muss die Staaten-
gemeinschaft dafür sorgen, dass das Ver-
mögen von Diktatoren beschlagnahmt wird
und an die Staaten zurückgegeben wird. 

Der offizielle Umgang mit Diktaturen

Die Verleihung des Friedensnobelpreises
ist nicht der einzige Ort, an dem man sich
kritisch mit Diktaturen auseinandersetzen
kann. Das zeigt das Beispiel der Afrikani-
schen Union. Man kann kritisch diskutie-
ren, in wie weit man Diktaturen politisch
isoliert und ob man damit das Regime noch
stärkt. Aber muss sich Afrika durch Theo-
doro Obiang Nguema vertreten lassen? Das
schwächt Oppositionsgruppen in den Län-
dern nachhaltig. Denn durch solche Ämter
erhalten Diktatoren eine Legitimität, die
ihnen nicht zusteht. 

Armut

Der Kampf gegen Korruption zeigt sehr
deutlich, dass es keine wirkliche Demokratie
ohne soziale Rechte gibt. Viel zu oft bleibt
der Kampf für Demokratie bei bürgerlichen
Rechten stehen. Doch ohne Umverteilungs-
politik, die Einführung von sozialer Absi-
cherung und die Klärung der Landfrage,
können nur wenige ihre neuen Rechte
wahrnehmen. Clansysteme übernehmen die
Funktion der sozialen Absicherung und
blockieren die Demokratie. Das Wahlrecht
wird unwichtig, wenn nur klientelistische
Parteien zur Wahl antreten und dafür sor-
gen, dass die Eliten in ihrem Bestand gesi-
chert werden. Diese Zusammenhänge über-
sieht die internationale Politik oft. Denn
um soziale Reformen in den Entwicklungs-
und Schwellenländern zu ermöglichen, brau-
chen wir eine andere Wirtschaftspolitik.
Hier sind die Industrieländer nicht zu einer
Änderung bereit. Insbesondere Deutschland
hat sogar seine Entwicklungspolitik danach
ausgerichtet, wovon Deutschland profitiert.

Das sind nur einige Punkte. Es geht bei
der Demokratisierung auch um Fragen der
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friedlichen Schlichtung von Konflikten, die
nach Diktaturen aufbrechen oder um die
Stärkung staatlicher Institutionen. Es gibt
noch vieles zu Diskutieren. .
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1. Einführung: die ungleiche Verteilung
von Macht

Die weltweite Verteilung von Einkommen
und Vermögen sowie weiterer lebenswich-
tiger Ressourcen ist zwischen Frauen und
Männern extrem ungleich. Ursächlich hier-
für ist die weltweit vorherrschende Un-
gleichverteilung von Macht zwischen Frau-
en und Männern. Die global herrschenden
patriarchalen Verhältnisse führen nicht nur
zu einer schlechteren materiellen Versor-
gung. Sie beschränken damit einhergehend
auch die Zugangsmöglichkeiten von Frau-
en zu Bildung, Arbeit, Gesundheit, Kultur
sowie gesellschaftlicher und politischer Teil-
habe. Die ungleichen Verhältnisse führen
auch dazu, dass Frauen die sexueller und/
oder körperlicher Gewalt ausgesetzt sind,
wenig Ressourcen besitzen, um sich gegen
diese Gewalt zu wehren. Damit wird Ge-
walt gegen Frauen oftmals nicht verfolgt
oder geahndet.

Seit einigen Jahren werden die Rechte
von Frauen in der Außenpolitik und in der

Entwicklungszusammenarbeit stärker in den
Blickwinkel genommen. Die gezielte Stär-
kung von Frauen wird als ein Instrument
zur Förderung von Entwicklung allgemein
verstanden. Auch in der internationalen
Friedensarbeit werden Frauen zunehmend
in den Focus genommen.

Frauen auch bei der Betrachtung der
weltweiten Entwicklungen zu berücksich-
tigen, ist inzwischen selbstverständlich ge-
worden. Sie jedoch als die Hälfte der Welt-
bevölkerung zu begreifen, die die gleichen
Ansprüche wie Männer haben, davon ist man
noch weit entfernt. In zahlreichen interna-
tionalen Dokumenten werden Frauen in Ka-
piteln mit Minderheitengruppen aufgeführt.
Frauen sind jedoch keine Minderheit, son-
dern sogar eine knappe Mehrheit der Welt-
bevölkerung. Ihre komplette Gleichstellung
ist in keinem Land Realität. Will man sie
erreichen, müssen traditionelle Machtstruk-
turen aufgebrochen und verändert werden.

Der Artikel möchte die aktuelle Situa-
tion der Frauen weltweit beleuchten. Er
stellt nicht den Anspruch vollständig zu

FRAUENRECHTE 
WELTWEIT – EIN BLICK
AUF DIE GLOBALE 
ENTWICKLUNG
Von Bettina Schulze, stellvertretende Juso-Bundesvorsitzende

Schwerpunkt
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sein. Eher geht es darum, zu zeigen, welche
Verhältnisse momentan bestehen und wel-
che politischen Handlungsempfehlungen
sich daraus ableiten lassen.

2. Die wichtigsten Zahlen

Frauen leisten weltweit etwa 2/3 der Arbeit
in Beruf und Haushalt. Sie verdienen etwa
10 Prozent aller Einkommen. Die Gehälter
von Frauen sind im weltweiten Schnitt 30
bis 40 Prozent geringer, als die der Männer.
Frauen besitzen etwa 1 Prozent des welt-
weiten Eigentums. Fast zwei von drei Er-
wachsenen Analphabeten sind Frauen. Alle
90 Sekunden stirbt eine Frau wegen Kom-
plikationen bei der Schwangerschaft oder
Geburt. Frauen machen weltweit 8 Prozent
der Mitglieder in den Parlamenten aus. Auf
der Welt gibt es derzeit 28 weibliche Staats-
und Regierungschefs.

3. Arbeits- und Besitzverhältnisse

Armut trifft Frauen global gesehen stärker
als Männer. 70 Prozent der 1,4 Millionen
armen Menschen sind Frauen. Dies liegt
vornehmlich an der weltweit vorherrschen-
den Arbeitsteilung. Arbeiten im Haushalt
werden fast vollständig von Frauen ausge-
führt. Diese Arbeit ist gesellschaftlich not-
wendig. Sie wird jedoch nicht entlohnt.
Frauen bringt diese Arbeitsteilung somit in
die strukturelle Abhängigkeit ihrer Ehe-
männer, die gemäß der Arbeitsteilung au-
ßerhalb des Haushaltes, die Möglichkeit des
Verdienstes haben oder zumindest anstre-
ben. Die strukturelle Arbeitsteilung ist eine
der Hauptursachen für die Armut der Frau-
en und ihre damit verbundene geringeren
Teilhabemöglichkeiten an gesellschaftlichen
Prozessen. Armut bedeutet nicht nur weni-
ger Geld zur Verfügung zu haben, sondern

stellt auch ein wesentliches Hindernis für
den Zugang zu politischen, sozialen, kultu-
rellen und wirtschaftlichen Rechten dar.

In den westlichen Industrienationen fin-
det derzeit eine Umorganisation der häus-
lichen Arbeit statt, die jedoch nicht an der
traditionellen Arbeitsaufteilung zwischen
Frauen und Männern ändert. Hausarbeit
wird zunehmend als Dienstleistung in den
entlohnten Sektor überführt. Frauen geben
die Hausarbeit an bezahlte Putz- und Haus-
haltshilfen „ab“. Die Arbeit wird zwar da-
mit in den entlohnten Sektor überführt, sie
ist jedoch dennoch weiterhin fast durch-
gängig weiblich und zudem gering ent-
lohnt, was ein Charakteristikum weiblicher
Lohnarbeit ist.

In der Arbeitswelt werden Frauen welt-
weit durchgängig schlechter entlohnt als
Männer. Frauen stellen weltweit die Mehr-
heit der sogenannten „working poor“. Frauen
sind in informellen, prekären und unsicheren
Arbeitsverhältnissen öfter anzutreffen als
Männer. Die Forderung nach gleicher Be-
zahlung von Frauen und Männern ist der
zentrale Schlüssel für die Gleichberechti-
gung, da sich aus der Lohndiskriminierung
weitere Folgen für die Ungleichheit von
Frauen und Männern ergeben.

4. Frauengesundheit

Frauen haben weltweit einen schlechteren
Zugang zu gesundheitlicher Versorgung als
Männer. Dies führt dazu, dass Frauen ins-
besondere während der Schwangerschaft, bei
der Geburt oder nach der Geburt keine aus-
reichende Versorgung erfahren, um Krank-
heiten, Säuglings- oder Müttersterblichkeit
zu verhindern. Zu Gesundheitsproblemen
führt darüber hinaus die Verheiratung von
jungen Mädchen. Die Müttersterblichkeit
bei Mädchen zwischen 10 und 14 Jahren
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ist 5 Mal zu hoch, wie bei Frauen zwischen
20 und 24 Jahren. 

Auf den Philippinen tragen 7 Millionen
Frauen hohe Schwangerschaftsrisiken, da sie
entweder zu jung (unter 18 Jahren), bereits
zu viele Schwangerschaften hinter sich ha-
ben oder mehrmals in zu kurz nach einander
schwanger wurden. Die Sterberate unter
Müttern auf den Philippinen beträgt 172
Tote auf 100.000 Lebendgeburten. Diese
Beispiele zeigen, wie patriarchale Traditio-
nen, in diesem Fall die Verheiratung von
jungen Mädchen, sich auf die Gesundheit
von Frauen und Kindern auswirkt.

5. Gewalt gegen Frauen

Gewalt gegen Frauen ist ein weltweites Phä-
nomen und hängt mit den Machtverhält-
nissen unmittelbar zusammen. Die Welt-
gesundheitsorganisation schätzt, dass min-
destens 20% aller Frauen weltweit mindes -
tens einmal in ihrem Leben physisch oder
sexuell von einem Mann attackiert wurden.

Die häufigste Form der Gewalt ist die
sogenannte „Häusliche Gewalt“: Gewalt
innerhalb des eigenen familiären oder part-
nerschaftlichen Umfelds. Diese Form der
Gewalt ist besonders schwer zu bekämpfen,
da sie sich in einem intimen Rahmen ab-
spielt und teilweise auch gesellschaftlich ak-
zeptiert wird. Frauen, die sich zudem noch
in materieller Abhängigkeit von ihrem Ehe-
mann befinden, haben kaum Möglichkeiten
der Gewalt zu entkommen. 

Eine besonders grausame Form der
Gewalt gegen Frauen stellt die weibliche
Genitalverstümmelung dar. Mit weiblicher
Genitalverstümmelung wurden weltweit
bislang an etwa 135 Millionen Frauen ver-
stümmelt. Weitere 2 Millionen Mädchen
sind dem Risiko ausgesetzt, verstümmelt zu
werden. Weibliche Genitalverstümmelung

ist in Teilen Afrikas und des Nahen Os tens,
aber auch in Europa und Asien verbreitet. 

Eine weitere Form der Gewalt ist der
internationale Frauenhandel – meist zum
Zweck der Prostitution. Der Frauenhandel
ist ein lukratives Geschäft, weil die Frauen
in den Ländern, in die sie gebracht werden,
keine Möglichkeiten haben sich gegen ihre
Händler zu wehren. Wenden sie sich an die
Polizei, werden sie in ihre Heimatländer ab-
geschoben. Meist droht ihnen dort die Ra-
che der Menschenhändler. 

Neben der häuslichen Gewalt, der
weiblichen Genitalverstümmelung und der
erzwungenen Prostitution im Rahmen des
Frauenhandels gehören auch Sterilisation,
erzwungene Abtreibung sowie pränatale
Ge schlechtsselektion zu den Gewalttaten
gegen Frauen.

6. Die Situation der Frauen in Kriegen
und Konflikten

Die besondere Situation von Frauen in
Kriege und Konflikten war lange Zeit in
der internationalen Politik kein besonders
Thema. Dies hat sich erst in den letzten
Jahren geändert.

Im Oktober 2000 verabschiedete der
UN-Sicherheitsrat die völkerrechtlich ver-
bindliche Resoluttion 1325: „Frauen, Frie-
den und Sicherheit“.  Zum ersten Mal wurde
damit im Kontext von Krieg und Frieden
auf die unterschiedlichen Erfahrungen von
Frauen und Männern in kriegerischen Kon-
flikten eingegangen. Dies ist ein großer Pa-
radigmenwechseln in der Praxis der Verein-
ten Nationen. Die Resolution 1325 verlangt
die Integration der Gender Perspektive auf
alle friedens- und sicherheitspolitischen
Initiativen. Die Resolution verlangt darüber
hinaus die Anzahl von Frauen in Friedens-
missionen zu erhöhen. Dazu gehört auch die
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Erhöhung der Zahl der Militärbeobachte-
rinnen, der zivile Polizistinnen sowie des hu-
manitären Personals. Nach 10 Jahren fällt die
Bilanz der Resolution jedoch sehr düster aus.
Eine aktuelle UN Studien belegt, dass ge-
rade einmal 10 Prozent der an Friedenspro-
zessen beteiligten AkteurInnen Frauen sind.

Frauen können in kriegerischen Konflik-
ten ebenso wie Männer Opfer von systema-
tischer Gewalt gegen die Zivilbevölkerung
werden. Vergewaltigung als Mittel der Rache
und Demütigung des „Gegners“ sind in vie-
len Konflikten an der Tagesordnung. Bei-
spiele hierfür sind die Geschehnisse in der
Demokratischen Republik Kongo, Darfur,
Ruanda, im Kosovo und in Bosnien. Als
Folge der systematischen Vergewaltigung
breiten sich auch der HI-Virus und andere
sexuell übertragbare Krankheiten aus. 

Das Statut des Internationalen Strafge-
richtshofs enthält seit 1999 sein System, das
Verbrechen wie Vergewaltigung, erzwun-
gene Schwangerschaft oder erzwungene
Prostitution bestrafen kann. Gewalt gegen
Frauen in Kriegen und Konflikten darf kei-
nesfalls ungestraft bleiben. Die Zivilbevöl-
kerung und insbesondere die Frauen sind
in kriegerischen Konflikten vor Gewalt zu
schützen. Gewalt und Krieg gar nicht erst
geschehen zu lassen, soll die Hauptaufgabe
jeglicher Außenpolitik sein.  

7. Die internationalen Abkommen

Die im voran gegangenen Teil geschilderte
Situation der Frauen findet weltweit seit
einigen Jahren Beachtung. Dies spiegelt sich
auch in den internationalen Abkommen
wieder. Die bedeutendsten sollen hier auf-
geführt werden.

Die wichtigsten Abkommen auf inter-
nationaler Ebene ist das Abschlussdoku-

ment der UN-Menschenrechtskonvention
in Wien 1993, die Aktionsplattform der
vierten UN Weltfrauenkonferenz 1995 und
der Antidiskriminierungskonvention CE-
DAW aus dem Jahr 1979. Die internatio-
nale Gemeinschaft hat sich mit diesen und
weiteren Abkommen verpflichtet, Ge-
schlechterungerechtigkeiten zu beseitigen. 

Das wohl wichtigste Dokument für die
Verankerung der Frauenrechte ist das CE-
DAW Abkommen von 1979. Die „Überein-
kunft zu Beseitigung jeder Form der Diskri-
minierung der Frau“ gilt als das wichtigste
Menschenrechtsinstrument für den Schutz
und die Förderung der Menschenrechte der
Frau. In dem Dokument werden Frauen
erstmals vollständig als vollwertige Men-
schen anerkannt. Das CEDAW beinhaltet
bürgerliche und politische als auch wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte.
Das Übereinkommen benennt Themen, die
sowohl das öffentliche, als auch das private
Leben von Frauen betreffen.

Sobald ein Staat Vertragspartei der
CEDAW geworden ist, ist er verpflichtet
alle zur Verfügung stehenden Mittel einzu-
setzen, um die Diskriminierung der Frau
entgegenzuwirken. Seit dem 1999 von der
Generalversammlung angenommenen Fa-
kultativprotokoll zum CEDAW sind auch
Individualbeschwerden vor dem CEDAW-
Ausschuss möglich.

Auch wenn die internationalen Ab-
kommen zur Stärkung der Frauenrechte
nur sehr langsam umgesetzt werden und
der Prozess zu sehr schwerfällig ist, so zei-
gen sie dennoch die Missstände in den ein-
zelnen Ländern auf und helfen dabei, eine
Öffentlichkeit und Rechtsbasis für die
Frauenrechtlerinnen zu schaffen. An der
Um setzung der Abkommen muss weiter
gearbeitet werden.
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8. Feministische Arbeit bei den Jusos,
ECOSY und IUSY

Als feministischer Richtungsverband setzen
wir uns für die Gleichstellung von Frauen
und Männern ein. Diese wird von uns na-
türlich nicht nur national, sondern auch in-
ternational gedacht. Frauensolidarität gilt
weltweit. Frauen haben weltweit unter den
Auswirkungen patriarchaler Verhältnisse
zu leiden. Emanzipation von Frauen in der
„westlichen Welt“ darf nicht auf Kosten
der Frauen in den ärmeren Ländern gehen.

Gleichstellungspolitik muss nicht nur
international, sondern auch themenüber-
greifend gedacht werden. Ob in der Han-
dels- oder Außen- und Sicherheitspolitik:
die Rechte der Frauen müssen immer mit-
gedacht werden. Insbesondere die Ent-
wicklungszusammenarbeit ist konsequent
an den Zielen der Geschlechtergerechtig-
keit auszurichten.

Entsprechend unserer Ziele als feminis -
tischer und internationalistischer Richtungs-
verband setzen wir uns innerhalb der ECO-

SY und der IUSY für Feminismus ein. In-
nerhalb der ECOSY und der IUSY gibt es
jeweils eine feministische Arbeitsgruppe, die
wir als Jusos mitgestalten. Diese Arbeitskrei-
se treffen sich mehrmals im Jahr und bear-
beiten feministische Themen. Auf dem
letzten IUSY Kongress brachte die Femi-
nist Working Group einen Antrag ein, der
sich mit den Folgen der weltweiten Wirt-
schafts- und Finanzkrise befasste. Auch auf
dem diesjährigen IUSY Festival wird es
wieder einen Block mit feministischen In-
halten geben, der von der Feminist Working
Group vorbereitet wird.

9. Fazit

Frauen bei der Betrachtung internationaler
Entwicklungen in den Blick zu nehmen, ist
wichtiger denn je. Die weltweiten Entwick-
lungen offenbaren nach wie vor eine starke
Ungleichverteilung zwischen Frauen und
Männern. Auf diese Ungleichheit aufmerk-
sam zu machen und sie zu bekämpfen, ist
das Ziel jungsozialistischer Politik. .
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Die Durchsetzung der Rechte von Min-
derheiten gehört zu den momentan
spannensten Fragen des Völkerrechts
und der Internationalen Beziehungen.
Zugleich wird an dieser Frage deutlich,
wie schwierig ein Ausgleich zwischen
individuellen oder kollektiven Rechts-
ansprüchen und staatlicher Macht -
politik und Instrumentalisierung zu 
erreichen ist.

Schließlich kommt es ganz entscheidend
darauf an, wie eine Minderheit definiert
wird, und welche Mechanismen des Min-
derheitenschutzes dann daraus folgen. Im
Mittelpunkt der Debatten stehen vor allem
die Rechte ethnischer und religiöser Min-
derheiten. In den letzten Monaten hat im
Zuge der Umwälzungen in der arabischen
Welt aber auch die Frage nach der Unter-
stützung von durch staatliche Repressionen
bedrohten Demokratiebewegungen durch
die internationale Gemeinschaft an Bedeu-
tung gewonnen.

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker

Ausgangspunkt der Betrachtung sollte zu-
nächst das bereits in Art 1 Ziff. 2 der UN-
Charta postulierte Prinzip des Selbstbestim-
mungsrechts der Völker sein, nämlich der
Grundsatz „freundschaftliche, auf der Achtung
vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung
und Selbstbestimmung der Völker beruhende
Beziehungen zwischen den Nationen zu ent-
wickeln und andere geeignete Maßnahmen zur
Festigung des Weltfriedens zu treffen“.

Auch Art. 1 Abs. 1 des Internationalen
Pakts für bürgerliche und politische Rechte
(IPBPR) postuliert: „Alle Völker haben das
Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts
entscheiden sie frei über ihren politischen Status
und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche,
soziale und kulturell Entwicklung.“

Auch in den Rechtsäußerungen der Ge-
neralversammlung der UN wird das Recht
auf Selbstbestimmung immer wieder auf-
gegriffen, so prominent in der „Friendly re-
lations declaration“ der UN-Generalver-
sammlung von 1970. Demnach haben „alle

MINDERHEITENRECHTE
IN DEN INTERNATIO -
NALEN BEZIEHUNGEN
Von Thilo Scholle, Mitglied im Juso-Bundesvorstand

Schwerpunkt
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Völker das Recht, ohne Eingriff von außen über
ihren politischen Status zu entscheiden und ihre
wirtschaftliche, gesellschafte und kulturelle Ent-
wicklung frei zu verfolgen, und jeder Staat ist
verpflichtet, dieses Recht in Übereinstimmung
mit den Satzungsvorschriften zu achten.“ „Die
Errichtung eines souveränen und unabhängigen
Staates, die freie Vereinigung oder Verschmel-
zung mit einem unabhängigen Staat oder der
Übergang zu irgendeinem anderen, vom Volk
frei bestimmten politischen Status stellen Ver-
wirklichungen des Selbstbestimmungsrechts
durch das bertreffende Volk dar. Jeder Staat ist
verpflichtet, von Gewaltmaßnahmen Abstand
zu nehmen, die vorerwähnte Völker daran hin-
dern, den hier in Rede stehenden Grundsatz
ihres Rechts auf Selbstbestimmung, Freiheit und
Unabhängigkeit zu verwirklichen.“

Zu beachten ist, dass das Recht auf
Selbstbestimmung bereits im Kontext der
De-Kolonialisierung in den 1950er bis
1970er Jahren durchaus ambivalent einge-
schätzt wurde: Bot es einerseits einen An-
spruch auf Loslösung der ehemaligen Ko-
lonie vom Kolonialstaat, so barg es auf der
anderen Seite das Risiko einer sofortigen
Aufspaltung und Zersplitterung der neu-
gegründeten Staaten. In der Praxis gingen
die ehemaligen Kolonien daher in ihren von
den Kolonialmächten meist willkürlich ge-
zogenen Grenzen in die Unabhängigkeit.
Eine Folge sind bis heute oft umstrittene
Staatsgrenzen und Zugehörigkeiten, da viel-
fach Ethnien und Religionsgemeinschaften
über die Grenzen von Staaten hinweg leben
und aus dieser Zusammengehörigkeit grö-
ßeren persönlichen Bezug ziehen als aus
ihrer formalen Staatsangehörigkeit.

Rechte von Minderheiten

Fraglich ist also, welche Möglichkeiten eine
ethnische oder kulturelle Minderheit in ei-

nem Staat eigentlich hat. Eine völkerrecht-
lich verbindliche Definition des Begriffs
„Minderheit“ existiert bislang nicht. Eine
gängige juristische Lehrbuchdefinition lau-
tet: “A minority is a group which is numerical-
ly inferior to the rest of the population of a
State and in a non-dominant position, whose
members possess ethnic, religious or linguistic
characteristics which differ from those of the
rest of the population and who, if only impli-
citly, maintain a sense of solidarity directed to-
wards preserving their culture, tradition, reli-
gion or language“1

Auch im Völkerrecht sind die Rechte
von Minderheiten abgesichert. So heißt es
beispielsweise in Art. 27 IPBPR: „In Staa-
ten mit ethnischen, religiösen oder sprachlichen
Minderheiten darf Angehörigen solcher Min-
derheiten nicht das Recht vorenthalten wer-
den, gemeinsam mit anderen Angehörigen ih-
rer Gruppe ihr eigenes kulturelles Leben zu
pflegen, ihre eigenen Religionen zu bekennen
und auszuüben oder sich ihrer eigenen Sprache
zu bedienen.“

Interessant wird es also vor allem dann,
wenn es um die konkrete Umsetzung der
Minderheitenrechte geht: Dürfen hier im
Falle der Unterdrückung befreundete Mäch-
te zu Hilfe eilen, und notfalls auch mit
Waffengewalt die Rechte der Minderheit
schützen? Handelt es sich bei der Minder-
heit um eine ethnische Gruppe, geht dann
das Selbstbestimmungsrecht der Völker so
weit, dass jede Ethnie, die in einem be-
stimmten Gebiet eine Mehrheit der Bevöl-
kerung stellt sich für unabhängig erklären
und einen eigenen Staat einfordern kann?

Inwieweit können auch politische Min-
derheiten wie beispielsweise Demokratie-
bewegungen in Diktaturen vom Recht einer

1 Capotori, zitiert nach Hailbronner in: von Vitz -
thum, Rn. 332.
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ethnischen Minderheit in der Auseinander-
setzung mit dem jeweiligen Regime Ge-
brauch machen?

Als erstes Fazit festzuhalten ist, dass mit
dem völkerrechtlichen Minderheiterecht
jedenfalls in der vorherrschenden Meinung
vor allem ein Anspruch auf kulturelle oder
religiöse Autonomie, und nicht explizit auf
politische Selbstbestimmung oder auf eine
bestimmte Regierungsform verbunden ist.
Dies schließt nicht aus, dass der betroffene
Staat völkerrechtlich zugleich zur Einhal-
tung der Menschenrechte, beispielsweise
der im IPBPR niedergelegten politischen
Grundrechte verpflichtet ist.

Anders gestaltet sich der Fall dann, wenn
die Minderheit von vornherein durch eine
völkerrechtswidrige Besatzung – wie bei-
spielsweise im Falle der durch Marokko
annektierten Westsahara – in diese Position
geraten ist. In diesem Fall geht es nicht um
das geltend machen von Minderheitenrech-
ten in einem bestehenden Staat, sondern
schlicht um die Durchsetzung des Rechts
auf Selbstbestimmung.

Recht auf Sezession?

Fraglich ist allerdings, welche Schutzmög-
lichkeiten es für Minderheiten im Falle der
dauerhaften Unterdrückung dann gibt. Ge-
rade an dieser Stelle ist das Völkerrecht in
den letzten Jahren deutlich in Bewegung ge-
raten. So spricht beispielsweise der Kölner
Rechtswissenschaftler Stephan Hobe vom
Selbstbestimmungsrecht der Völker als einer
der Bestimmungsgrößen eines „Völkerrechts
im Umbruch“.2

Kann also eine unterdrückte Minderheit
sich schlicht unter dem Verweis auf das

Selbstbestimmungsrecht vom unterdrücken-
den Staat lossagen? Eine solche Schlussfol-
gerung drängt sich bislang nicht auf: Das
Selbstbestimmungsrecht der Völker ist sei-
ner Definition nach nur ein „Formalprin-
zip“, das den Völkern und Volksgruppen
das Recht gibt, in bestimmten Situationen
über ihre Zugehörigkeit zu einem bestimm-
ten Staatsverband zu entscheiden. Neben
diesem Recht wichtig ist vor allem das Prin-
zip der staatlichen Souveränität, also dem
Recht, die eigenen inneren Angelegenheiten
autonom zu ordnen.

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker
darf daher nicht einfach mit einem Recht
auf Sezession gleichgesetzt werden. Nur in
einer bestimmten Situation spitzt sich das
Selbstbestimmungsrecht zum Sezessions-
recht zu. Die „Friendly relations declaration“
wird daher so ausgelegt, dass solange in
einem Vielvölkerstaat das Selbstbestim-
mungsrecht der Völker beachtet wird und
das Verlangen eines Volkes oder einer Volks-
gruppe nach Autonomie oder Selbstregie-
rung im Rahmen eines Föderalismus oder
Regionalismus nicht gewaltsam unterdrückt
oder eine formell gewährte Autonomie oder
Föderalismusstruktur nicht auf subtile Weise
von der Zentralregierung unterlaufen wird,
das Selbstbestimmungsrecht nicht zu einem
Recht auf Sezession werden kann.3

Ein Ausgleich zwischen dem Recht auf
staatliche Integrität und dem Selbstbe-
stimmungsrecht soll jedenfalls dann beach-
tet sein, wenn ein Recht aus Sezession erst
dann anerkannt wird, wenn die Rechte der
betroffenen Bevölkerungsgruppe „dauerhaft
und schwerwiegend verletzt werden“ und ein
Autonomiestatus von dem Staat selbst ver-
weigert wird.4

3 Kimminich/Hobe, S. 115f.
4 Paech/Stuby, Rn. 177.

2 Kimminich/ Hobe, S. 111.
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Zudem gilt das Gewaltverbot aus Art. 2
Ziffer 4 der UN-Charta mit seiner allge-
meinen Friedenspflicht als zwingendes
Völkerrecht, und genießt daher wohl Vor-
rang vor dem völkerrechtlichen Selbstbe-
stimmungsrecht.

Dieses Verhältnis ändert sich nach nach
wie vor herrschender Meinung erst, dann,
wenn schwerste Verletzungen des Völker-
rechts selbst, insbesondere der Menschen-
rechte, begangen werden. Unter diesen
Um ständen könnte aus dem Selbstbestim-
mungsrecht auch ein Recht zur Sezession
erwachsen.5

Humanitäre Interventionen und Re-
sponsibility to Protect als erste Durch-
brechungen des Interventionsverbots?

Vor diesem Hintergrund ist die in den letz-
ten Jahren vermehrt geführte Debatte um
die „Humanitäre Intervention“ sowie das
Prinzip der „Responsibility to Protect“
höchst problematisch: Beide Konzepte bre-
chen radikal mit dem Prinzip des Gewalt-
verbots und auch der Souveränität der Staa-
ten. Da beide Prinzipien gerade dann zur
Geltung kommen sollen, wenn der UN-Si-
cherheitsrat keine Maßnahmen trifft, bieten
sie zudem die Gelegenheit, den UN-Mecha-
nismus als die einzige zumindest geregelte
Verfahrensordnung im Völkerrecht auszu-
hebeln. Der Selbstmandatierung ist damit
Tür und Tor geöffnet. Ob dies im Ergebnis
dazu führt, dass Minderheiten besser ge-
schützt werden, ist höchst zweifelhaft, da
auch hier davon ausgegangen werden kann,
dass eine Intervention von Außen nur dann
erfolgen wird, wenn die betreffenden Staaten
entweder wichtige eigenen Interessen an
einer Regelung der Konflikte in dem be-

treffenden Staat haben, oder aber von der
eigenen Öffentlichkeit massiv zu einem
Einschreiten gedrängt werden. Gerade die
Auseinandersetzungen rund um den ohne
UNO-Mandat durchgeführten NATO-
Krieg gegen Jugoslawien im Jahr 1999
können hier immer noch als warnendes
Beispiel dienen.

Zwar ist das UNO-System mit den
Handlungs- und Blockademöglichkeiten
des Sicherheitsrats von einer demokrati-
schen internationalen Ordnung weit ent-
fernt. Zugleich bietet der Rahmen der UNO
aber die einzige Verfahrensordnung, die
zumindest in Ansätzen nachvollziehbar und
überprüfbar ist.

Das auch diese Haltelinie nicht alle
Probleme lösen kann, wird unmittelbar am
Beispiel der Millitärschläge gegen Libyen
in den letzten Monaten deutlich: Zwar hat
der Sicherheitsrat selbst nur ein Vorgehen
zum Stopp der Kampfhandlungen legiti-
miert, trotzdem postulieren verschiedene
westliche Mächte unverhohlen, dass eigent-
lich ein Wechsel der libyschen Staatsspitze
und die Unterstützung der Oppositionsbe-
wegung das Ziel der Angriffe sei. Damit
überschreiten diese Zielsetzungen deutlich
den von der Sicherheitsratsresolution ge-
steckten Rahmen.

Schluss

Der Schutz von Minderheiten ist weltweit
eine große Herausforderung. Klar ist, dass
eine weitere Militarisierung des Minder-
heitenschutzes der Instrumentalisierung des
Minderheitenschutzes weiter Vorschub leis -
ten wird. Wie gezeigt, ist zudem das völker-
rechtliche Minderheitenrecht vor allem auf
die Sicherstellung von kultureller und reli-
giöser Autonomie hin ausgerichtet.

5 Kimminich/ Hobe, S. 118.
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In der öffentlichen Wahrnehmung der
letzten Monate ging es jedoch zunehmend
unter dem Begriff der Minderheitenrechte
in den politischen Debatten eher um die
Rechte einer – tatsächlich oder vermeint-
lich – durch autokratische Regime unter-
drückten Mehrheit der Bevölkerung, die
mehr Demokratie für ihr Land wollte. Ein
Blick auf das völkerrechtliche Minderhei-
tenrecht wird hier nur bedingt weiter helfen.

Wichtig ist, insgesamt auf eine Demo-
kratisierung internationaler Strukturen hin-
zuarbeiten. Die Unterdrückung von Min-
derheiten wird sich nicht durch weitere
Fragmentierung der Staatenlandschaft lösen
lassen: Irgendeine Minderheit wird immer
bestehen bleiben. Entscheidend wird daher
sein, in den Internationalen Beziehungen

eine Kultur des Dialogs und der multilate-
ralen Zusammenarbeit zu etablieren, um
mögliche Konflikte zu lösen, bevor sich eine
Spirale gewaltsamer Auseinandersetzungen
in Gang setzen kann. .
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Gemeinsam feiern 2500 junge Men-
schen im Juli das IUSY World Festival.
Diese Jugendinternationale führt damit
vor Augen, wie Gemeinschaft aussehen
kann. Die aktuelle Lage der Mutter -
organisation, der Sozialistischen Inter-
nationalen, führt bei ihren Mitgliedern
jedoch eher zu depressiver Stimmung.
Parteien als Mitglieder, die eher diktato-
rische als demokratische Züge aufwei-
sen; fehlende Abstimmungsprozesse
oder gar komplette Handlungsunfähig-
keit – die SI ist momentan eher ein
zahnloser Tiger als ein effektiver inter-
nationaler Player. Wie kam es dazu?
Und wie sehen die aktuellen Reform-
bestrebungen aus?1

Die Geschichte des Bündnisses

Hervorgegangen aus der Internationalen Ar-
beiterassoziation, die 1864 auf Anregung von
Karl Marx gegründet wurde und bereits acht
Jahre später zerbrach, entstand 1889 auf dem

internationalen Sozialistenkongress in Paris
die Zweite Internationale. Die deutsche So-
zialdemokratie spielte dabei eine wichtige
Rolle, indem sie als Impulsgeberin für die
Neugründung galt. Auf dem Kongress galt
die deutsche Delegation unter der Leitung
von Wilhelm Liebknecht – damals noch als
Vertreter der SPD-Vorläuferpartei SAP –
als die stärkste und mächtigste Gruppe. Als
wichtiger Beschluss des Kongresses ist vor
allem der 1. Mai als internationaler Kampf-
tag der Arbeiterschaft einzuordnen. Darüber
hinaus engagierte sich die SI im Kampf ge-
gen den aufstrebenden Nationalismus. 

Dieser Einsatz konnte jedoch nicht das
Auseinanderbrechen der Organisation auf-
grund des Ersten Weltkriegs verhindern.
Verschiedene Mitglieder, auch die SPD,
unterstützten die jeweiligen nationalen Re-
gierungen, wandten sich damit gegen das

DIE SOZIALISTISCHE 
INTERNATIONALE –
LOHNT DER BLICK 
IN DIE ZUKUNFT?
Zusammenfassung von Stellungnahmen des Juso-Bundesverbands 
und des SPD-Parteivorstands
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1 Die meisten Informationen sind internen Doku-
menten des SPD-Parteivorstands entnommen, 
soweit nicht anders gekennzeichnet. 
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Prinzip der internationalen Solidarität und
führten somit zum Zerfall der SI in dieser
Zeit. Während des Krieges spalteten sich die
Mitglieder in einen kommunistischen Flü-
gel – orientiert am real existierenden Sozia-
lismus in Russland – und einen sozialis -
tisch/ sozialdemokratischen Flügel auf. Dies
führte zur Gründung der Kommunistischen
Internationen (Komintern) unter Führung
von Lenin in Moskau mit Mitgliedern aus
29 Ländern. Auch die sozialistisch-sozial-
demokratischen Mitglieder gründeten ihre
eigene Organisation 1923 mit der Sozialis -
tischen Arbeiterinternationalen in Hamburg.
30 Länder waren Teil der Gruppe, die vom
österreichischen Sozialdemokrat Friedrich
Adler als Sekretär inhaltlich angeführt wur-
de. Aufgrund des Zweiten Weltkriegs er-
langte sie jedoch keine große Bedeutung
und löste sich 1940 nach der deutschen Be-
setzung Frankreichs auf. 

Die heutige Sozialistische Internationale
wurde erst 1951 erneut in Frankfurt gegrün-
det und umfasste 34 Parteien aus 29 Län-
dern. Wie auch bei den vorherigen Neu-
gründungen spielten die deutschen Sozial-
demokraten einen wichtigen Impulsgeber.

Die Jahre unter Willy Brandt

„Es wird in Zukunft keine politischen Lö-
sungen von Wichtigkeiten mehr geben, au-
ßerhalb von Bündnissen, Sicherheitssyste-
men und Gemeinschaften“ (Willy Brandt).
Willy Brandt führte die Organisation von
1976 bis zu seinem Tod 1992 als Präsident
an. Die Sozialistische Internationale konnte
davon stark profitieren, da Brandt als starke
Führungs- und Integrationsfigur die politi-
sche Agenda vorgab und das Gremium
wirklich als Internationale ansah. Er wan-
delte die SI von einem westeuropäischen
Club sozialdemokratischer Parteien zu ei-

nem Ort der Diskussion aller sozialistischen
und sozialdemokratischen Mitglieder welt-
weit. Bereits in seiner Eröffnungsrede nann-
te er drei Schwerpunkte für sein Wirken:
Er wollte sich für eine Offensive für den
gesicherten Frieden einsetzen, neue Bezie-
hungen zwischen Nord und Süd entstehen
lassen und sich für Menschenrechte einset-
zen.2 Die Mitglieder aus Lateinamerika,
Afrika, Asien und auch Osteuropa wurden
von ihm ernst genommen – der Nachteil der
Heterogenität schwächte die Organisation
erst später. Der Kongress 1972 in Genf be-
schloss Organisationsänderungen wie die
Öffnung des Bureaus für alle Mitgliedspar-
teien, so dass Mitglieder aus Ländern der
Dritten Welt Vollmitglieder in der SI wer-
den konnten. Ein Austausch mit diesen
Ländern wurde darüber hinaus auch ohne
Mitgliedschaft vorangetrieben – die „Inter-
nationalisierung der Internationalen“.3 Die
Bedeutung der SI zur Zeit Brandts war je-
doch nicht nur ihm, sondern auch zum Teil
der Blockkonfrontation zwischen Ost und
West geschuldet. Die SI galt als ein Ort für
Diskussionen und Treffen über die Lager
hinaus und stellte wichtige politische und
ideologische Alternativen dar. Die Bedeu-
tung, die die Organisation jedoch damals
hatte, ist heute stark geschrumpft. 

Die aktuelle Lage der Sozialistischen
Internationalen

Die Werte, für die die SI steht, sind die un-
veräußerlichen Menschenrechte, das Streben
nach Freiheit, Gerechtigkeit, sozialem Aus-
gleich und internationaler Solidarität. Die

2 Vgl. Willy-Brandt-Archiv im Archiv der sozialen
Demokratie der FES (http://www.fes.de/archiv/
adsd_neu/inhalt/archive/brandt.leben_und_werk.
htm)

3 s.o.
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Solidarität mit den Ärmsten und Unter-
drückten weltweit ist konstitutiv innerhalb
der internationalen sozialdemokratische
Parteienfamilie. Diese Werte sind verbind-
lich für alle Mitgliedsparteien. 

Ziel der SI ist es, gemeinsame Interessen
und gegenseitiges Verständnis über Länder-
grenzen und Kontinente hinweg zu entwi -
ckeln, um so unsere Eine Welt friedlicher,
gerechter und sicherer zu machen. Der SI
ist es beispielsweise vor allen anderen inter-
nationalen Organisationen gelungen, die
israelische Arbeitspartei mit der palästi-
nensischen Fatah zusammenzubringen, und
einigen kleinen Mitgliedsparteien war es erst
durch die Einbindung in die SI möglich,
politisch in ihren Ländern zu überleben.
Wegen dieser Erfolge ist das weltweite In-
teresse an der SI ungebremst und viele Par-
teien bemühen sich, Mitglied im sozialde-
mokratischen Parteienbündnis zu werden.
Aus diesem Grund ist die SI auf mittler-
weile über 150 Mitglieder angewachsen. 

Doch nicht alle Mitgliedsparteien der
SI erfüllen die in sie gesetzten Hoffnungen.
Einige haben den gemeinsamen Kompass
verloren und sind von einstigen Freiheits-
bewegungen zu autoritären Kaderparteien
pervertiert. Die Sozialistische Internationale
war vor allem anderen eine weltweite Stim-
me für Freiheit, Demokratie und Menschen-
rechte. Der Verbleib oder die Neuaufnahme
derartiger Parteien in der SI schwächt die
Organisation immens.

Ein erster wichtiger Schritt ist bereits
mit dem sofortigen Ausschluss der tunesi-
schen RCD und der ägyptischen NDP er-
folgt. Es bleibt aber beschämend für die SI,
dass dies erst im Rahmen der beginnenden
Demokratiebewegung in diesen Ländern er-
folgte. Schon der Ausschluss der FPI in der
Elfenbeinküste gestaltete sich schwieriger.
Andere Parteien können ihre Mitglieds-

rechte sogar weiterhin uneingeschränkt
wahrnehmen. 

Die Erweiterung der SI birgt nicht nur
Dispute in Bezug auf die inhaltlichen Vor-
stellungen und Werte der Sozialdemokratie.
Auch die Arbeitsweise hat sich durch die
stetige Erweiterung ohne Vertiefung der Or-
ganisationsstrukturen verschlechtert. Or ga -
ni satorisch hat sich seit den Zeiten Brandts
in der SI wenig verändert, viele Reformvor-
haben scheiterten. Überspitzt formulierte es
die Frankfurter Rundschau. Die SI ist ein
„Moloch an Organisation (….), der außer
einem Sekretariat in London kaum über
feste Strukturen verfügt“ (FR, 4. März 2011,
Seite 5). Die SI wird als schwerfällig und
ineffizient eingeschätzt. So besteht das Prä-
sidium beispielsweise aus dem Präsidenten,
dem Generalsekretär und 39 (!) Vizepräsi-
denten. Entscheidungen sind in diesem
Gremium kaum noch möglich und es gibt
auch kein großes Interesse an inhaltlichen
gemeinsamen Positionierungen. Die Sitzun-
gen selbst sind weniger von Diskussionen
als von einer Ansammlung an Statements
geprägt. Der Kongress als wichtigstes Ent-
scheidungsgremium für alle Mitglieder tagt
nur alle drei Jahre oder noch seltener. Die
Outputs der verschiedenen thematischen
und regionalen Komitees – zum Beispiel
dem Afrika- oder Nahost-Komitee – ist eher
gering, wobei Treffen nur selten stattfinden.
Darüber hinaus gibt es noch zwei statutari-
sche Komitees zu Finanzen und Mitglied-
schaften der SI. 

Die Reformbemühungen der Parteien

Vor den Ereignissen in Tunesien und Ägyp-
ten 2011 waren die vornehmlichen Ziele
der Reform der SI transparente und demo-
kratische Verfahren, öffentliche Wahrnehm-
barkeit, politische Relevanz und solide Fi-
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nanzierung. In diesen Zielen sind sich alle
einig. Vorschläge wurden erarbeitet, aber zu
einer Umsetzung kam es nicht.

Felipe Gonzalez als Vorsitzender der
Global Progress Commission erarbeitete von
1996 – 1999 Vorschläge für eine Erneue-
rung der SI. Sie zielten vor allem darauf,
inhaltliche Themen in den Vordergrund zu
stellen, die von der SI und ihren Mitglieds-
parteien zu gemeinsamen globalen Kam-
pagnen und dergleichen führen sollten. Die
Umsetzung verlief weitestgehend im Sande.
Ähnlich erging es den Vorschlägen der von
Pierro Fassino geleiteten Arbeitsgruppe zur
Reform der SI, die auf dem SI-Kongress
2003 in Sao Paulo eingesetzt wurde. Die
2004 vorgelegten Empfehlungen wurden
von SI-Präsident António Guterres, der
2005 zum UNHCR wechselte, nicht mehr
umgesetzt. Auch die dringenden Forde-
rungen nach einer Reform der SI von über
30 Parteien aus allen Kontinenten auf dem
Kongress in Athen im Juli 2008 und im
Nachgang dazu Briefe mehrerer europäi-
scher Parteivorsitzender auch von Kurt Beck
wurden von SI-Präsident Papandreou igno-
riert. Inhaltlich wurde von allen gefordert,
eine Reform-Arbeitsgruppe einzuberufen,
die Vorschläge und einen zeitlich klar defi-
nierten Umsetzungsplan erarbeiten sollte,
und eine Stellvertreterregelung für die Sit-
zungen des SI-Präsidiums einzuführen.

Im März unternahm im Verbund mit
anderen Parteien die SPD dann die Initia-
tive zur Wiederbelebung und Erneuerung
der SI. Zum einen forderten sie den Aus-
schluss von Parteien, die sich nicht klar den
Werten der Sozialdemokratie und Demo-
kratie verschreiben. Sollte dies nicht voran-
gehen, würde die Partei die Beitragszah-
lungen an die SI und am Ende auch die
eigene Mitgliedschaft in der SI selbst von
der eindeutigen und unmissverständlichen

Klärung dieser Frage innerhalb der SI ab-
hängig machen. Über diesen Ausschluss von
antidemokratischen und menschenrechts-
verletzenden Parteien hinaus betonte die
SPD, die SI müsse grundlegend reformiert,
vielleicht sogar neu gegründet werden. Ihre
Strukturen seien erstarrt und sie werden
zunehmend bedeutungslos in der internatio-
nalen Politik. Neben qualifiziertem Füh-
rungspersonal und regelmäßigen Sitzungen
sind weitere Effizienzsteigerungen machbar
und dringend nötig. Hierzu zählen beispiels-
weise ein Umzug des Sekretariats der SI
von London nach Brüssel, um eine bessere
Anbindung an die SPE zu ermöglichen.
Das Sekretariat könnte durch einen stellver-
tretenden Generalsekretär und einen Presse-
sprecher aufgewertet werden.

Die SPD fordert außerdem eine Öff-
nung gegenüber wichtigen progressiven Par-
teien, Nichtregierungsorganisationen und
anderen Partnern. Die SI muss – außerhalb
der Konjunktur von Tagespolitik – in Kon-
fliktregionen ein langfristiges und nachhal-
tiges Engagement betreiben. Sie sollte zum
Beispiel mehr Initiative im Nahen und Mitt-
leren Osten zeigen und überdies Vorschläge
zur Lösung „moderner Konfliktursachen“
machen: zu einer gerechten Ressourcenver-
teilung, gegen Wasserknappheit und für eine
nachhaltige Entwicklung. 

Die Reformbemühungen der IUSY und
der Jusos

Die Sozialistische Jugend-Internationale
IUSY gilt als Schwesterorganisation der SI
und ist über verschiedene Gremien wie bei-
spielsweise das Präsidium ebenfalls in die
SI eingebunden. Auch die Jugendorganisa-
tion und die Jusos selbst bemühen sich um
die Reform der SI. Wir begrüßen die von
Sigmar Gabriel angestoßene Debatte zur
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Reformierung der Sozialistischen Interna-
tionalen. Wichtig für uns ist jedoch, dass ein
Ausstieg der SPD der falsche Schritt wäre.
Wir treten daher für neue Strukturen in der
SI ein und wenden uns gegen die Neugrün-
dung einer Nachfolgeorganisation. Stattdes-
sen gilt es, die in den letzten Jahren und Jahr-
zehnten vergessenen Traditionen und Werte
wiederzubeleben und sich solidarisch mit all
denen zu zeigen, die sich für Menschenrech-
te, Demokratie und soziale Gerechtigkeit
einsetzen. Wir müssen die politische Schlag-
kraft der Organisation wieder erhöhen! 

Wir fordern im Besonderen die Über-

prüfung der Mitgliedsorganisationen auf
ihre programmatischen Verbindungen zu
sozialdemokratischen Werten, den Aufbau
von Foren zur inhaltlichen Diskussion, klare
Mitspracherechte der IUSY in den Gremien
der SI, analog zu den Rechten der Frauen-
organisation, sowie die Begrenzung der
Amtszeit des Führungspersonals. 

Insgesamt müssen wir also alle mit an-
packen, um das Projekt Sozialistische In-
ternationale zu retten. Für die Werte der
Internationalen lohnt es sich aber, optimis -
tisch in die Zukunft zu blicken. .
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Die Jusos verstehen sich aufgrund ihrer
historischen Tradition als Teil der Ar-
beiterbewegung und als internationa-
listisch. Schon 1848 wird im Kommu -
nistischen Manifestes mit dem Aufruf
„Proletarier aller Länder, vereinigt
euch!“ diese Forderung zum Ausdruck
gebracht. Heute organisiert sich die
internationale Arbeiterbewegung in
der „Sozialistischen Internationale (SI)“
und die Jugend in der International
Union of Socialist Youth (IUSY).

Die Organisation hat ihre Wurzeln in der
von Karl Marx angeregten Internationalen
Arbeiterassoziation (IAA), die am 28. Sep-
tember 1864 gegründet wurde. Mit dem
Ausschluss der Anarchisten um Michail Ba-
kunin 1872 zerbrach die IAA und löste sich
bis 1876 auf. Sechs Jahre nach Marx' Tod

(1883) wurde die neue Sozialistische Inter-
nationale, die die Tradition der heute be-
stehenden SI begründete, am 20. Juli 1889
in Paris als Zweite Internationale gegründet.
Die Aktivitäten der damals noch marxis tisch
geprägten deutschen Sozialdemokratie wa-
ren zu der Zeit im Deutschen Reich auf-
grund der von 1878 bis 1890 gültigen So-
zialistengesetze verboten. Doch unter der
Leitung von Wilhelm Liebknecht, des füh-
renden Reichstagsabgeordneten der SPD-
Vorläuferpartei SAP, prägte die deutsche
Delegation die Inhalte des Kongresses
maßgeblich. 1914 zerbrach auch sie, da die
wichtigsten Mitgliedsparteien zu Beginn
des Ersten Weltkriegs die Beschlüsse der
Internationale zur Beilegung des Konflikts
nicht ausführten. Die Sozialistische Inter-
nationale wurde 1951 wiederhergestellt. Bis
heute ist die internationale Ausrichtung

INTERNATIONALE SOLI-
DARITÄT – EIN AUFRUF
ZUR ÜBERWINDUNG
DES NEOLIBERALISMUS
IN DER AUßENPOLITIK
Von Cordula Drautz, IUSY-Vizepräsidentin

Schwerpunkt
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eine der traditionsreichsten und am stärks -
ten verinnerlichten Grundsätze von Sozial-
demokratie, auch in Deutschland. Die in-
ternationale Tragweite manifestiert sich im
internationalem „Kampftag der Arbeiter-
klasse“, der im Jahr 1889 ausgerufen wurde,
sowie in der Ausrufung des internationalen
Frauentags 1910.

Von der Internationalen Arbeiterassozia-
tion zur globalen Parteienorganisation

Die Umstände, in denen sich der neue Inter-
nationalismus bewähren und eine Strategie
entwickeln muss, haben sich im Vergleich
zur Gründungszeit der SI drastisch geändert.
Die Logik der Kapitalverwertung bricht sich
unter völlig neuen Umständen als vor zwan-
zig Jahren Bahn. Mit dem Zusammenbruch
des Kommunismus verschwand der macht-
vollste Herausforderer einer wirtschaftsli-
beralen Weltordnung von der Weltbühne.
Alternativen zu der Dominanz eines radikal
marktgetriebenen Modells schienen mitver-
schüttet worden zu sein – die Geschichte
endete (Fukuyama). Damit war auch die
Selbstverortung der Sozialdemokratie als
„Kapitalismus mit menschlichem Antlitz“
zwischen kommunistischer Planwirtschaft
und neoliberaler Marktwirtschaft obsolet.
Die daraus resultierende Identitätskrise
dauert bis heute an. 

Die USA als einzig verbleibende Super-
macht wurde zu einem wirklichen globalen
Hegemon und konnte die Spielregeln dik-
tieren. Mit einer „Grand Strategy“ verhalfen
Institutionen und Akteure der neoliberalen
Weltordnung zum Durchbruch. Mit fatalen
Folgen: Die Dominanz dieser Ordnung hat
die globale soziale Ungleichheit verschärft
statt sie zu reduzieren und den Wohlstand
ärmerer Länder nicht behoben. Peter von
Oertzen (2004:11) spitzt es wie folgt pro-

vokant zu: „In der Dritten Welt verschieben
sich übrigens auch die Beurteilungsmaß-
stäbe im Vergleich der Weltsysteme. Nicht
nur im „Realsozialismus“ haben Menschen
gelitten und leiden. In vielen kapitalistischen
Entwicklungsländern ist der Lebensstan-
dard in den vergangenen Jahrzehnten nicht
nur nicht gestiegen, sondern drastisch ge-
sunken. Und noch das wirtschaftlich stag -
nierende, politisch und moralisch erstarrte
Kuba hat ein Bildungs-, Gesundheits- und
Sozialsystem, das weit über jedem anderen
Lande Lateinamerikas steht – allenfalls viel-
leicht mit der Ausnahme des sozialdemokra-
tisch geprägten Costa Rica. Und zurück zur
voll industrialisierten Welt: Es ist sehr die
Frage, ob nicht der ärmste Bürger der DDR
unter dem „Realsozialismus“ immer noch
menschenwürdiger gelebt hat, als heute ein
arbeitsloser farbiger Jugendlicher (und 50%
von ihnen sind arbeitslos) in den Ghettos von
New York, Chicago oder Washington lebt.“

Um die Identitätskrise der Linken zu
überwinden, bedarf es jenseits der sozial-
ökonomischen Analyse des weltweit ver-
breiteten kapitalistischen Systems einer er-
neuerten Strategie des Internationalismus.

Emanzipation unterstützen

Seit dem Algerienkrieg, spätestens aber seit
dem Vietnamkrieg gab es eine hohe Identi-
fikation der Jusos wie der gesamten Linken
mit Befreiungsbewegungen, auch wenn sie
dem starken Einfluss kommunistischer Par-
teien unterlagen. Dieses Spektrum der Be-
freiungsbewegung ist seit den 1990er Jahren
vollständig weggebrochen. Diese bewaffne-
ten Selbstorganisationen haben in den letz-
ten fünfzehn Jahren ihren fortschrittlichen
Charakter eingebüßt und sich oft zu natio-
nalistisch geprägten Bewegungen formiert.
Viele – wie die Sandinisten –  haben sich zu
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reformistischen Parteien gewandelt und oft-
mals sogar mit reaktionären und korrupten
Regierungen Frieden gemacht. 

Heute hat sich der Kampf um Demo-
kratie von Lateinamerika geographisch in
die arabische Welt verschoben. Die in Teilen
beeindruckende wirtschaftliche Entwicklung
der vergangenen Jahre in Nordafrika und
im Nahen Osten haben den Blick auf das
Wesentliche verstellt. Denn das Wachstum
ist bei den Menschen nicht angekommen,
sondern verblieb bei der jeweiligen Herr-
schaftselite. Tobias Schumacher bezeichnet
die wirtschaftspolitische Entwicklung der
letzten Jahre als „neoliberalen Autoritaris-
mus“. Nach Jahren staatsinterventionisti-
scher Episoden oder planwirtschaftlicher
Entwicklungsstrategien hat ein mehr oder
weniger stark ausgeprägtes (staats)kapitalis -
tisches Paradigma Einzug gehalten (Schu-
macher 2011:30). Die von Weltbank und
IWF verordneten strukturellen Anpassungs-
programme haben in der Mehrheit der ara-
bischen Staaten marktwirtschaftliche Struk-
turen eingeführt, ohne dass dabei politische
und soziale Partizipation breiter Bevölke-
rungsgruppen gelang. 

Tunesien wurde im Global Competitive-
ness Report des Weltwirtschaftforums zum
dritten Mal in Folge als wettbewerbsfähigste
Volkswirtschaft Afrikas ausgezeichnet. Die
Arbeitslosenquote liegt offiziell bei ca. 14
Prozent, tatsächlich aber weit höher. Im Je-
men ist sie beispielsweise bei über 40 Pro-
zent. Die Gruppe der Unter-30-Jährigen
macht weit mehr als 50 Prozent der Ge-
samtbevölkerung aus, ist aber von stagnie-
renden und regressiven Arbeitsmärkten am
stärksten betroffen. Ohne Beziehungen und
Gefälligkeiten ist kein Job zu finden. Auch
gute Ausbildung kann keinen gesellschaft-
lichen Aufstieg garantieren. Die mafiaähn-
lichen Strukturen, in denen sich die Herr-

schaftsapparate in der arabischen Welt unter
aktiver Mitwirkung oder passiver Duldung
der jeweiligen Sicherheits- und Militärap-
parate ein ausgeklügeltes, auf Klientelismus
und Kooptation basierendes System ge-
schaffen haben, haben von den durch exter-
nen Druck initiierten Liberalisierungs- und
Privatisierungsmaßnahmen in erster Linie
selbst profitiert.

Die Entwicklungen in Nordafrika und
dem Nahen Osten sind nur das jüngste
Beispiel dafür, dass ökonomische Prosperi-
tät nur dann zu gesamtgesellschaftlichen
Wohlstand führt, wenn Verteilungsgerech-
tigkeit und die Frage nach demokratischer
Beteiligung beantwortet wird. Der linke
Diskurs hat dieser Erkenntnis stets Rech-
nung getragen und Entwicklung, Sicher-
heit und Emanzipation als sich gegenseitig
bedingende Trias verstanden, die die Grund-
werte von Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-
darität verwirklicht.

Die Aufgabe einer erneuerten interna-
tionalen Strategie muss die Bewegungen, die
sich diesem Ziel verschreiben, solidarisch
unterstützen. Konkrete Solidarität durch
eine Flüchtlingspolitik, profunde ökono-
mische Sanktionen und Anreize, Entwick-
lungszusammenarbeit insbesondere im Be-
reich des Institution-Building sind hier
angezeigt. Zu den konkreten Notwendig-
keiten gehört die Reformierung des euro-
päischen Flüchtlings- und Asylrechts. Die
Öffnung der Grenzen für Flüchtlinge aus
den Konfliktgebieten ist Gebot der inter-
nationalen Solidarität. Europa muss außer-
dem seine Märkte für Produkte aus der Re-
gion öffnen und Zölle abbauen.

Kurzum: Die Entkolonialisierungskämp-
fe, denen sich die sozialistische Linke durch
die Unterstützung der Unabhängigkeits-
und Befreiungsbewegungen verschrieben
hat, sind vorbei. Doch der Kampf um De-
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mokratie, um Selbstbestimmung, soziale
Sicherheit und ökonomische Partizipation
werden die Agenda auch zukünftig bestim-
men. Neben der Unterstützung jüngster De-
mokratiebewegungen in der arabischen Welt
muss sich die Internationale um die Stabi-
lisierung von Transformationsstaaten wie in
Ost- und Mitteleuropa bemühen. Dort grei-
fen antidemokratische Tendenzen und na-
tionalistisches Gedankengut wieder Raum.
In den jungen Demokratien Lateinameri-
kas sind der Aufbau und die Stabilisierung
demokratischer Institutionen, der Schutz
vor organisierter Kriminalität, der Aufbau
von Rechtsstaatlichkeit und Ausbau sozia-
ler Grundrechte und die Bekämpfung der
Ungleichheit die wichtigsten Aufgaben.

Gegenhegemonie bilden

Die Sozialistische Internationale muss eine
Alternative zu der radikalen Logik des
„Washington Consensus“ entwickeln – po-
litisch-konzeptionell, und institutionell-or -
ganisatorisch. Über zwei Jahrzehnte lang
nach dem Ende der Sowjetunion glaubten
konservative wie liberale US- Intellektuelle
an die prinzipielle Dominanz amerikani-
scher Stärke, die von keinem anderen Staat
ernsthaft herausgefordert werden kann. Be-
gründet durch die weltweit absolute Über-
legenheit der US -Ökonomie führte dies zu
unilateralem politischen Handeln und zur
Suche nach Gelegenheiten, diese Stärke im
amerikanischen Interesse ohne Rücksicht
auszubauen. Bedeutsam ist, dass diese spä-
ter in der „Bush- Doctrine“ materialisierte
Wahrnehmung in einem parteiübergreifen-
den Konsens wurzelt: Amerikas temporäre
Hegemonie zu Zeiten des Kalten Krieges
sollte in eine permanente Dominanz in
Westeuropa und Asien transformiert wer-
den (Lind 2007:9).

Statt sich nach dem Kollaps der Sow -
jetunion für eine substanzielle Reduktion
militärischer Aktivitäten einzusetzen, argu-
mentierten die Kalten Krieger, Amerika
müsse diese einzigartige Gelegenheit nut-
zen, um Demokratie und Menschenrechte
zu verbreiten. Die angloamerikanische Ideo-
logie meisterte nicht nur die reelle Heraus-
forderung durch die andere universalistische
Idee des Kommunismus, sondern auch den
Wettbewerb darum, die vorherrschende
Denkrichtung zu sein, die überall auf der
Welt praktische Zustimmung finden müsse.
Diese ideologischen Muster eines neuen Na -
tionalismus, eines neuen Universalismus und
eines neuen „Demokratizismus“ schlagen
sich in konkreten politisch-institutionellen
Funktions-Zuweisungen nieder. Die ame-
rikanische Armee wird zur größten „Frei-
heitsmacht“ der Menschheitsgeschichte. In
einem an die New York Times lancierten
Planungsdokument des Pentagon von 1992
war das Ziel festgeschrieben, dass die Ver-
einigten Staaten die einzig verbleibende Su-
permacht werden soll, unangreifbar für den
Rest der Welt. Die militärische Stärke müsse
so überlegen sein, dass keiner der potenziel-
len Herausforderer der Vereinigten Staaten
auf die Idee kommen würde, Amerikas In-
teressen in Frage zu stellen: “We must ac-
count sufficiently for the interests of the ad-
vanced industrial nations to discourage them
from challenging our leadership or seeking
to overturn the established political and eco-
nomic order“ (Lind 2007:10)

Der 11. September war der Anlass, um
diesem neokonservativen Gedanken zum
Durchbruch zu verhelfen, und wurde die
Rechtfertigung für „something grandiose“
(Ryn 2003:384), die Idee einer bewaffneten
Welthegemonie. Sie umfasst nicht nur wirt-
schaftliche Vorherrschaft zum Selbstzweck,
sondern zur Promotion einer durchaus als
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universalistisch deklarierten Weltanschau-
ung. In Gramscis Worten „ein Typus von
Herrschaft, der im Wesentlichen auf der
Fähigkeit basiert, eigene Interessen als ge-
sellschaftliche Allgemeininteressen zu de-
finieren und durchzusetzen“. Sie umfasst
Elemente zur menschlichen Natur, Gesell-
schaft und Politik und manifestiert sich in
spezifischen politischen Konzepten von
„Demokratie“, „Freiheit“, „Gleichheit“ und
„Kapitalismus“. Die Universalität der Werte
und Prinzipien, auf denen die USA be-
gründet ist, bildet die Legitimitätsgrundla-
ge für die Rolle der Vereinigten Staaten als
globale Aufsichts- und Führungsmacht bei
der Gestaltung einer (neuen) Weltordnung.

Damit wurde die neoliberale Idee zu weit
mehr als einem ideellen Substitut für die
Auseinandersetzung mit dem fehlenden
Feind des Kommunismus. Das neoliberale
Modell hat weit mehr Macht akkumuliert
als nur die Fähigkeit, das kapitalistische
Wirtschaftssystem durchzusetzen.

Die Idee der permanenten militärischen,
ökonomischen und politischen Überlegen-
heit der Vereinigten Staaten weltweit zieht
jedoch auch enorme finanzielle Lasten nach
sich. Denn ihr Sicherheitskonzept beruht
nicht auf der Abwesenheit feindlicher
Mächte in Europa, Asien und dem Nahen
Osten, sondern auf der permanenten Prä-
senz und der militärischen Hegemonie der
Vereinigten Staaten selbst. Die Rüstungs-
ausgaben der Vereinigten Staaten überstei-
gen heute das kombinierte Gesamtvolumen
der zwanzig folgenden Staaten. Ihre See- ,
Land-  und Luftstreitmacht hat keine Riva-
len. In dieser Logik stehen die Interventio-
nen im Irak, Afghanistan und an anderen
Orten, auch wenn sie zu politischen Desas -
tern wurden.

Trotz allen Ehrgeizes der US-Adminis -
tration ist festzustellen, dass seit dem Jahr

2000 die Wachstumsrate der Vereinigten
Staaten um 50 Prozent im Vergleich zur
Clinton-Ära gefallen ist und die Finanz-
krise dies noch verschärfen wird. Der ame-
rikanische Anteil an der weltweiten Pro-
duktion sinkt. Zwar haben die Vereinigten
Staaten ihre „Innovationsführerschaft“ nicht
verloren – sie melden mehr Patente jähr-
lich an als alle anderen La ̈nder weltweit zu-
sammen –, doch die rasche Verbreitung von
Technologie und Wissen garantiert nicht
mehr so nachhaltig die jahrelange Vorherr-
schaft dieses ohnehin starken Staates. Den
relativen ökonomischen Niedergang seit
2000 beschreibt Robert A. Pape als „far
greater loss of relative power in a shorter
time than any power shift among European
great powers from roughly the end of the
Napoleonic Wars to World War II. It is one
of the largest declines in modern history”
(Pape 2009:27). In seiner Größenordnung
würde er nur überholt von dem internen
Zerfall der Sowjetunion. Der Nobelpreis-
träger Joseph E. Stiglitz kritisiert in seinem
Buch „Die Schatten der Globalisierung“
die Umsetzung des Washington Consen-
sus. Er hält nach den Erfahrungen der Fi-
nanzkrise ab 2007 die Politik des Washing-
ton Consensus und die „ihr zugrunde
lie gende Ideologie des Marktfundamenta-
lismus“ für „tot“.

Das mag etwas zu hoch gegriffen sein,
doch die wirtschaftlichen Erfolge der
BRICS-Staaten (in Brasilien, Russland,
China, Indien und Südafrika leben mehr als
vierzig Prozent der Weltbevölkerung) und
mithin die langfristige Verschiebung ökono-
mischer Macht von einer unipolaren Welt zu
einer multipolaren Welt manifestieren sich
auch in der Debatte um politische Repräsen-
tation in den globalen Weltgremien: Die G8
wird zur G20. Die Frage der Repräsentation
in der UNO wird zunehmend gestellt.
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Die Sozialistische Internationale muss
der neokonservativen Vorstellung, dass
„Amerika auf der Seite des Rechts steht
und dass es die Aufgabe hat, die Welt um-
zugestalten“ (Kagan 2003) entgegentreten.
Dem unilateralen Ansatz muss ein multila-
teraler Ansatz entgegengesetzt werden. Glo-
bal Governance erfordert Global Participa-
tion. Unter Willy Brandt hat sich die SI von
einer westeuropäisch geprägten Organisa-
tion zu einer wirklich globalen Organisation
mit Mitgliedsparteien aus allen Kontinenten
entwickelt. Die SI besteht aus einer hetero-
genen Sammlung von Parteien und Bewe-
gungen, schwerpunktmäßig aus Europa und
Lateinamerika, die aufgrund ihrer Herkunft
und ihres Werdeganges oft unterschiedliche
Auffassungen haben. So finden sich auf der
einen Seite ehemalige Befreiungsbewegun-
gen wie der African National Congress, die
Sandinistas oder der Farabundo Martí, und
auf der anderen Seite Parteien wie Labour
Party mit ihrer New Labour-Ideologie, die
traditionellen, aber modernisierten Parteien
wie die deutschen und österreichischen So-
zialdemokraten, die französische Parti So-
cialiste, Spaniens PSOE und die schwedi-
sche Socialdemokraterna. Hinzu kommen
ehemalige kommunistische Parteien aus dem
früheren sowjetischen Einflussbereich, deren
Reformen nach dem Ende des Kalten Kriegs
in Richtung Sozialdemokratie führten.

Aufgabe der Linken ist, in dieser hybri-
den Organisation die Idee des „Post-Neoli-
beralismus“ zu entwickeln. Es ist Aufgabe
der Linken, in dieser Situation praktische
Politikalternativen zu präsentieren und die
Chance zu nutzen, den eigenen Standort in
der globalen Auseinandersetzung neu zu
definieren. Dies kann nur gemeinsam mit
den neuen globalen Bewegungen gelingen.
Bei aller Heterogenität globalisierungskri-
tischen Bewegungen vereint eine alte linke

Überzeugung: Im Zentrum der Kritik ste-
hen die Deregulierung und der damit ver-
bundene Abbau sozialer Rechte sowie die
allumfassende Kommerzialisierung und Ver-
marktung (Kommodifizierung) durch „Pri-
vatisierung öffentlicher Unternehmen, Um-
bau der Sozialhilfe oder ‚Inwertsetzung’ von
menschlicher und außermenschlicher Na-
tur“. Sie wurzelt in älteren Strömungen wie
Kapitalismuskritik und Befreiungstheologie
und übernimmt und entwickelt deren Ge-
dankengut weiter. Weder der Liberalismus
noch der Konservatismuss kann auf eine so
vielfältige soziale Basis verweisen, die Trei-
ber für globale Veränderung werden könnte.

Doch dem Protest fehlt es innerhalb der
politischen Arenen und der Zivilgesellschaft
an einem konsistenten Gesellschaftsentwurf,
an Köpfen, SprecherInnen und Vordenke-
rInnen. Eine entsprechend disziplin - und
ziellose Grundstimmung herrscht nach wie
vor auch in der Linken. Um eine eigene
Grand Strategy zu entwickeln und Akteure
darauf zu verpflichten, fehlen ihr noch geeig-
nete oder funktionsfähige Institutionen. Eine
reformierte Sozialistische Internationale
könnte und müsste eine Plattform werden.

Fernziel der SI ist zwar immer noch die
Überwindung des kapitalistischen Sys tems.
Allerdings ist dies nicht mehr Kernarbeits-
gebiet, vielmehr versucht die SI heutzutage,
einen sozialdemokratischen Weg in Zeiten
des globalisierten Kapitalismus zu bestreiten,
der allerdings eindeutig realpolitisch orien-
tiert ist und somit nicht mehr versucht, das
System schon bald zu überwinden. Ange-
sichts der zunehmenden politischen Pro-
fillosigkeit der SI verlangt der ehemalige
IUSY-Vizepräsident Kai Burmeister „eine
Ausrichtung zu Gunsten einer höheren
Konfliktbereitschaft, einen Bruch mit über-
kommenen Bräuchen sowie dem Mut zu
neuen Allianzen. Schließlich ist gerade die
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Atmosphäre auf der internationalen Bühne
der Sozialdemokratie und auch ihrer Jugend
von soviel Diplomatie und Rücksichtnahme
geprägt, dass diese zur politischen Sprach-
losigkeit umzuschlagen droht. Um neue Al-
lianzen auch eingehen zu können, ist eine
deutlichere Positionierung anstelle von di-
plomatischer Etikette innerhalb der Inter-
nationale notwendig.“

Im strategischen Sinne muss die Linke
in einem „Post- Neoliberalismus Under Con-
struction“ denken, denn eine profunde so-
ziale Transformation wird nicht durch einen
plötzlichen ökonomischen Zusammenbruch,
sondern durch einen komplexen Prozess
angestoßen (Sekler 2009:S.61). Andere Wel-
ten werden über einen langen Zeitraum ge-
schaffen, heute kann es nur darum gehen,
den immer noch mageren Nährboden für
alternative Ansichten weiter zu bestellen
und zu düngen. .
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Einleitung

Der Wandel des internationalen Systems
stellt auch die deutsche Sicherheitspolitik
vor neue Herausforderungen: Die neuen
Risiken sind oft benannt und beschrieben
worden: Terrorismus, Verbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen, failed states, Migra-
tion, Umweltzerstörung und Ausbreitung
des organisierten Verbrechens. Daraus er-
geben sich für die deutsche und europäische
Außen- und Sicherheitspolitik eine ganze
Reihe von Fragen: Wie gehen wir mit eth-
nisch und religiös motivierter Gewalt um?
Wie begegnen wir den Bedrohungen des
internationalen Terrorismus und der Prolife-
ration von Massenvernichtungswaffen? Wie
können Abrüstung und Rüstungskontrolle
wieder auf die internationale Agenda gesetzt
werden? Wie verhindern wir das Zerfallen
von Staaten? Unter welchen Bedingungen
ist der Einsatz militärischer Mittel erlaubt
oder gar geboten? Und: Wie können die
multilateralen Institutionen, die im vitalen
deutschen Interesse sind, gestärkt werden? 

Diese neuen Herausforderungen sind
nur multilateral durch globale Kooperation
zu lösen. Die dafür geschaffenen Institutio-
nen von der UNO, der EU, G 8, G 20, der
NATO, der OSZE, der Weltbank bis zur

WTO haben das Staatensystem jedoch
keineswegs außer Kraft gesetzt, denn jeder
Staat verfolgt sein Eigeninteresse, nicht nur
die alte Weltmacht USA und die neue Welt-
macht China. Die Globalisierung hat die
Grenzen für Waren, Kommunikation, Fi-
nanzströme, aber auch für Waffen, Drogen
und Terrornetzwerke durchlässiger gemacht.
Aber die Staatengemeinschaft ist bis heute
nur unzureichend in der Lage, den damit
einhergehenden Problemen und Bedrohun-
gen angemessen zu begegnen. Viele Staaten
denken und handeln noch in den Katego-
rien der Weltpolitik des 19. und 20. Jahr-
hunderts. Gerade im Sicherheitsbereich ist
das Beharren auf nationaler Souveränität
und auf nationalen Egoismen besonders stark
ausgeprägt. Ohnehin scheint eine Rückbe-
sinnung auf das „Nationale“ wieder verstärkt
Konjunktur zu haben. So werden etwa man-
che bei den Vereinten Nationen vorhande-
nen Instrumente zur Aufrechterhaltung und
Wiederherstellung internationaler Sicher-
heit nicht genutzt. Stattdessen wurden die
Vereinten Nationen zunehmend margina-
lisiert, es dominieren sicherheitspolitische
Alleingänge – nicht nur der USA – oder es
werden durch nationale Einzelinteressen ge-
prägte Ad-hoc-Allianzen geschmiedet. Dies
ändert jedoch nichts daran, dass durch die

ZWISCHEN KRIEG 
UND FRIEDEN
Von Rolf Mützenich, MdB, außenpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion

Schwerpunkt
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immer intensivere Verflechtung der Bedin-
gungen von Sicherheit und Unsicherheit
und die Globalisierung der Risiken und Be-
drohungen im 21. Jahrhundert „Sicherheit“
nur als globale Sicherheit gewährleistet
werden kann.

Umbau der Bundeswehr und Aufbau
einer europäischen Armee

Der sichtbarste Wandel der deutschen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik seit Ende des
Ost-West-Konflikts betrifft zweifellos die
Einstellung zum Militär und zur Bundes-
wehr. Deren Aufgabe besteht nicht mehr in
der Verteidigung der Grenzen, sondern in
der Krisenintervention jenseits des Bündnis-
gebiets. Seit 1989 wurden in immer schnel-
lerer Folge deutsche Soldaten ins Ausland
entsandt: nach Kambodscha, Somalia, Bos-
nien, Kosovo, Mazedonien, Afghanistan, ans
Horn von Afrika, in den Kongo und vor die
Küste Libanons. Deutsche Soldaten stehen
dabei nicht mehr modernen Armeen gegen-
über, sondern Warlord-Milizen, Aufstän-
dischen und terroristischen Gruppen. Mit
an deren Worten: Die Zeit der Planung und
Übungen für traditionelle Kampfeinsätze ist
vorbei; nunmehr sind Stabilisierungseinsätze
gefragt, um die Sicherheitsinteressen der
Bundesrepublik Deutschland zu wahren.

Trotz gewaltiger Anstrengungen ist die
Bundeswehr noch nicht hinreichend für
die neuen Aufgaben gerüstet. Nach wie vor
klafft eine große Lücke zwischen der Lage-
analyse asymmetrischer Bedrohungen durch
nichtstaatliche Akteure und der Praxis der
Streitkräftebeschaffung und Ausrüstung, die
noch überwiegend auf zwischenstaatliche
Auseinandersetzungen ausgerichtet sind. Die
deutsche Rüstungsindustrie arbeitet teil-
weise noch Aufträge aus dem Kalten Krieg
ab. Vielmehr braucht die Bundeswehr eine

sinnvollere Investitionspolitik, die den ge-
wandelten strategischen Umständen fragiler
Staatlichkeit Rechnung trägt.

Künftige Streitkräfteplanung sollte des-
halb die Prioritäten auf die gebotenen Stabi-
lisierungsaufgaben statt auf unwahrschein-
liche zwischenstaatliche Kriege ausrichten.
Angesichts knapper Ressourcen und Fi-
nanzen wird sich nicht nur die Bundes-
wehr, sondern auch die NATO – mit Aus-
nahme der USA – auf diese Fähigkeiten
beschränken müssen.

Aus den gleichen Gründen braucht die
EU dringend eine besser koordinierte Ver-
teidigungs- und Militärpolitik. 27 nationale
Armeen mit zusammen rund zwei Millionen
Soldatinnen und Soldaten sind nicht nur
wenig sinnvoll und zeitgemäß – sie sind auch
zu teuer. Die EU-Staaten geben, vorsichtig
gerechnet, derzeit über 160 Milliarden Euro
für militärische Zwecke aus. Nicht jede Ar-
mee muss in Zukunft alles können; die Zeit
der nationalen Universalarmeen in Europa
geht zu Ende. Doch bisher ist es nicht ge-
lungen, die nationalen Armeen im Rahmen
der Europäischen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (ESVP) zu verzahnen.

Wenn Ressourcen gebündelt, Fähigkei-
ten koordiniert und redundante Waffen
und Ausrüstungssysteme überprüft würden,
könnte bei gleicher oder erhöhter Schlag-
kraft viel Geld eingespart werden. Ein Teil
davon wäre nutzbar, um moderne Ausrüs -
tung zu beschaffen oder um zivile, politische
und diplomatische Maßnahmen zu finan-
zieren, die nicht minder wichtig sind.

Die Rolle des Parlaments

Vor wenigen Jahren noch waren deutsche
Blauhelme ein Ding der Unmöglichkeit.
Inzwischen hat sich die Bundeswehr an
Kampfeinsätzen im Kosovo und in Afgha-



57

nistan beteiligt, ohne Massenproteste oder
auch nur demoskopische Einbrüche für die
Regierenden. Zweifelsohne haben sowohl
Helmut Kohl wie auch Gerhard Schröder
die tatsächlichen und vermeintlichen An-
forderungen der Partner dazu genutzt, um
der Exekutive neue Handlungsspielräume in
der Außenpolitik gegenüber dem Parlament,
aber auch gegenüber der Gesellschaft, zu
verschaffen. Der Hinweis auf internationale
Verpflichtungen und „Bündnissolidarität“
diente auch dazu, unliebsame innenpoliti-
sche Widerstände aus dem Weg zu räumen.
Deshalb muss allen Versuchen, die Rolle des
Parlaments als Kontrollorgan der Exekutive
zu schwächen oder gar auszuhebeln, ent-
schlossen entgegengetreten werden. Euro-
päische Handlungsfähigkeit bedeutet nicht
nur die Schaffung eines europäischen Au-
ßenministers und die Konzentration der
Entscheidungsmacht beim Europäischen
Rat, sondern hier gilt es auch, die Befug-
nisse und Kontrollrechte des Europäischen
Parlaments weiter zu stärken. Bei aller be-
rechtigten oder ungerechten Kritik am büro-
kratischen Moloch EU und dessen Demo-
kratiedefizit sollte zudem nicht vergessen
werden, dass die europäische Integration
die erstaunlichste und bewundernswerteste
Erfolgsgeschichte des Jahrhunderts ist. Sie
beendete tausendjährige Erbfeindschaften
und einte einen zerrissenen und kriegeri-
schen Kontinent.

Festzuhalten bleibt, dass die Bundeswehr
ein Parlamentsheer ist und bleiben wird. Dies
bedeutet, dass der Bundestag jeden Einsatz
Jahr für Jahr nach einer kritischen Prüfung
und einer öffentlichen Debatte verlängert
und so den Bürgern Rechenschaft ablegt.
Es war deshalb auch richtig, dass das Parla-
mentsbeteiligungsgesetz Einsätze der Bun-
deswehr auch weiterhin von der Zustim-
mung des Parlaments abhängig macht. Es

besteht jedoch die Gefahr, dass im Rahmen
neuer militärischer und bündnispolitischer
Anforderungen weitere vermeintliche Not-
wendigkeiten entstehen, die die Rechte des
Parlaments weiter aushöhlen. Deshalb gilt:
Über den Einsatz der Bundeswehr entschei-
det nicht der NATO-Rat, sondern der Bun-
destag. Und: Militärische Interventionen
müssen auf einer völkerrechtlich eindeutigen
Grundlage fußen. Dies bedeutet ein entspre-
chendes Mandat des UN-Sicherheitsrates. 

Militär als letztes und begleitendes
Mittel

Sicherlich kann es erst einmal notwendig
sein, militärische Mittel einzusetzen, um hu-
manitären Katastrophen zu begegnen. Doch
militärische Interventionen müssen völker-
rechtlich legitimiert sein, also entweder auf
Basis des Kapitels VII oder des Artikel 51
der Charta der Vereinten Nationen (UN)
erfolgen. Der Kosovo-Krieg muss die Aus-
nahme bleiben. Trotz verschiedener Versu-
che, eine völkerrechtliche Legitimation der
NATO-Intervention zu erwirken, konnte
der Kosovo-Krieg letztendlich nicht durch
einen Beschluss des UN-Sicherheitsrats
au torisiert werden. Die Allianz hat damit
gegen die Buchstaben der UN-Charta ver-
stoßen. Nicht zuletzt aufgrund dieser trau-
matischen Erfahrung hat die rot-grüne
Regierung zwischen 1998 und 2005 wich-
tige Weichenstellungen für die deutsche
Außenpolitik getroffen, die sich auch in
den zivilen und militärischen Fähigkeiten
der europäischen Außen- und Sicherheits-
politik widerspiegeln.

Deutschland sollte sich künftig nur an
Missionen beteiligen, wenn diese durch ein
völkerrechtlich bindendes Mandat der Ver-
einten Nationen legitimiert sind und der
Deutsche Bundestag zugestimmt hat. Alle
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diplomatischen und politischen Mittel der
friedlichen Streitbeilegung müssen ausge-
schöpft worden sein oder sich als aussichts-
los erwiesen haben, um die Gewaltanwen-
dung als »ultima ratio« zu rechtfertigen. Der
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit muss
gewahrt sein, das heißt eine zur Abwehr
völkerrechtswidriger Handlungen ergriffene
Maßnahme muss geeignet und verhältnis-
mäßig sein, um diese zu unterbinden. Die
seit dem Völkermord in Ruanda forcierte
Debatte über die Schutzverantworung (Re-
sponsibility to Protect) ist richtungsweisend.

Fehlen begleitende politische Konzep-
te, dann sind jedoch militärische Interven-
tionen sinnlos, meist sogar schädlich. Mili-
tärische Mittel allein können meistens
Konflikte nicht nachhaltig lösen, sondern
friedenserhaltende Maßnahmen nur absi-
chern und unterstützen. Um zur Konflikt-
lösung beitragen zu können, müssen militä-
rische Interventionen mit einer möglichst
breit organisierten und stabilen gesellschaft-
lichen Basis im Zielland flankiert werden.
Sonst werden die internationalen Truppen
schnell als Besatzungsmacht wahrgenom-
men. Um das zu verhindern, sollte auch von
vornherein eine Abzugsperspektive deutlich
gemacht werden.

Militärische Interventionen sollten nur
erfolgen, wenn von Beginn an eine Exit-
Strategie vorhanden ist: präzise und realis -
tische Erfolgskriterien, die erreicht sein müs-
sen, damit die militärischen Einheiten ein
Land wieder geordnet verlassen können,
ohne im Zielland negative oder destabili-
sierende Wirkung zu entfalten.

Umfassender Statebuilding-Ansatz

Die Erfahrung in Afghanistan und Irak ha-
ben gezeigt, dass Milliarden Dollar in Si-
cherheits- und Entwicklungshilfen nutzlos

sein können, wenn sie nicht von einer funk-
tionierenden Regierung, vertrauenswürdigen
Führungspersonen und realistischen Frie-
dens- und Wirtschaftsplänen begleitet wer-
den. In einer Übergangssituation muss die
internationale Gemeinschaft deshalb gezielt
staatliche und wirtschaftliche Strukturen
(wieder) aufbauen. In Extremfällen müssen
Staatsfunktionen im Rahmen einer Man-
datsverwaltung zeitweise durch die inter-
nationale Gemeinschaft ersetzt werden.
Dabei muss darauf geachtet werden, dass
die starke Präsenz der internationalen Ge-
meinschaft nicht die Bereitschaft zu eigenen
Anstrengungen untergräbt.

Wir sollten auch keine überzogenen Er-
wartungen haben. Funktionierende Demo-
kratien und ein staatliches Gewaltmonopol
lassen sich weder ex- noch importieren.
Auch die historisch gewachsene Ordnung
vor Ort, die nur begrenzt mit der Entwick-
lung von Staatlichkeit in Europa und Ame-
rika vergleichbar ist, muss bedacht werden.
Insbesondere sollte sich die Staatengemein-
schaft davor hüten, mit allzu schnellen Wah-
len Potemkin’sche Staaten mit demokrati-
schen Fassaden aufzubauen.

Die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte
haben uns schmerzhaft vor Augen geführt,
dass der Erfolg internationaler Friedens-
missionen vor allem auch von gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Faktoren ab-
hängt. Es ist wichtig, schnell wirksame und
von der Bevölkerung erfahrbare Verbes -
serungen von Lebensbedingungen anzu-
streben, damit die staatlichen oder staats-
ähnlichen Strukturen in den Augen der
Bevölkerung Unterstützenswertes leisten,
sprich Legitimation genießen. Zudem sollte
langfristig in Menschen investiert werden:
durch Gesundheitsversorgung sowie Schul-
und Ausbildung. Entscheidend ist, die Vor-
aussetzung für eine sich selbst tragende wirt-
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schaftliche Entwicklung zu schaffen. Letz-
tere ist immer die eigentliche Exit-Strategie.

Afghanistan, Kosovo und Bosnien-Her-
zegowina haben gezeigt, dass internationale
Kräfte in Bürgerkriegsgebieten über Jahre,
wenn nicht Jahrzehnte, gebunden sind, der
Wiederaufbau zeit- und kostenintensiv ist
und es deshalb keine einfache Exit-Strategie
gibt. Wir sollten uns vor allem vor einem
auftrumpfenden moralischen Imperialismus
hüten, bei dem der Ehrgeiz allemal größer
sein wird als die Mittel, die unsere Gesell-
schaften bereit sind, dafür bereitzustellen.

Denn Statebuilding braucht einen lan-
gen Atem, den demokratische Regierungen
mit Blick auf die kritische Haltung ihrer
Wähler nur schwer aufbringen können.
Nicht zuletzt deshalb müssen künftig neue
Auslandseinsätze gut überlegt und begrün-
det werden. Um die Kräfte zu bündeln und
effizient einzusetzen, ist es auch auf inter-
nationaler Ebene dringend geboten, sich auf
Kriterien und Interessen zu verständigen:
wo und in welchen Fällen sich die interna-
tionale Gemeinschaft an der Rekonstruktion
gescheiterter Staaten beteiligt – und in
welchen nicht.

Die Vereinten Nationen und ihre Ins -
trumentarien wie das Department of Peace-
keeping Operations (DPO) müssen gestärkt
und besser ausgestattet werden. Regional-
mächte und Regionalorganisationen sollten
dazu angehalten werden, ihrer Verantwor-
tung besser gerecht zu werden, zumal der
Hauptteil der Kosten eines gescheiterten
Staates auf die unmittelbaren Nachbarn fällt.

Die Umbrüche in der Arabischen Welt

Binnen weniger Wochen haben die Protest-
bewegungen in Tunesien und Ägypten die
alten Regime um die Präsidenten Ben Ali
und Mubarak gestürzt. Noch ist offen, wo-

hin dies Europas Nachbarländer führen
wird. In beiden Staaten wird von Basisbe-
wegungen auf die Erneuerung der Staats-
apparate gedrungen. Zugleich aber ist jetzt
erst einmal die Armeeführung an der Macht,
das heißt die bisherige Hauptstütze des Re-
gimes. Die Demokratisierung Ägyptens wird
auch maßgeblich davon abhängen, ob das
Militär seine Zusagen einhalten wird, wenn
es um freie Wahlen und die Machtübergabe
an eine zivile Regierung geht. Ägypten und
Tunesien haben jedoch schon jetzt in der
gesamten arabischen Welt ein Signal gesetzt,
von Algerien über Libyen bis nach Bahrein.
Das tunesische Volk hat mit dem Sturz von
Präsident Ben Ali und seiner Regierungs-
partei den Präzedenzfall für den arabischen
Raum geschaffen. Es hat das Vorurteil, ara-
bische Staaten seien nicht demokratiefähig,
endgültig widerlegt.

Der arabische Krisengürtel, von Marok-
ko bis Jordanien, liegt in Europas unmittel-
barer Nachbarschaft. Der Westen schwankt
bislang zwischen Unterstützung und Sorge
um das geopolitische Machtgefüge im Na-
hen Osten. Die Europäische Union hat Tu-
nesien und Ägypten ihre Hilfe angeboten.
Dafür muss sie neue Instrumente und Stra-
tegien entwerfen. Fast alle Staaten rund um
das Mittelmeer und die 27 EU-Mitglieder
haben 2008 die „Union für das Mittelmeer“
ins Leben gerufen. Dieses Forum hat die
hohen Erwartungen bislang nicht erfüllt.
Die politische Blockade der „Union für das
Mittelmeer“ muss nun aufgelöst werden
zugunsten der Förderung von konkreten
Kooperationsprojekten und der Förderung
eines demokratischen und sozialen Rechts-
staatsmodells in den südlichen Mittelmeer-
anrainern. Dringend notwendig ist eine
Neuausrichtung der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik der Europäischen Union ge-
genüber Nordafrika und dem Nahen Osten.
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Ein Schwerpunkt muss dabei auf der För-
derung von Rechtsstaatlichkeit, Demokratie
und Bürgergesellschaft liegen. Und die EU
muss ihren Agrarmarkt für Produkte aus
Nordafrika und Nahost weiter öffnen.

Auch im Bereich der kontrollierten Ein-
wanderung sollte die EU Angebote ma-
chen, die jungen Menschen aus der Region
Zugang zu Bildung und Ausbildung bieten.
Die restriktive Visa-Politik der Union setzt
hier ein falsches Zeichen. Zudem dürfen
die Südländer nicht mit der Flüchtlings-
problematik allein gelassen werden. Wenn
die Bundeskanzlerin langfristig politische
Flüchtlinge in Deutschland nicht aufneh-
men möchte, muss sie jetzt beim Aufbau
demokratischer Gesellschaften vor Ort mit-
wirken, um den Menschen in ihrer Heimat
eine Perspektive zu bieten. Das ist die beste
Flüchtlingspolitik.

Was derzeit in der arabischen Welt ge-
schieht, ist gut für das Selbstbewusstsein
der Bürger dort. Sie handeln aus eigenem
Antrieb für das eigene Wohl und sie befreien
sich damit zugleich von dem lang gehegten
Selbstbild, nur ein Spielball äußerer Mäch-
te und autokratischer Herrscher zu sein.
Wenn alles gut geht, werden diese Gesell-
schaften ein selbstbewussterer und damit
zugleich verlässlicherer Partner sein. Dann
wären Demokratisierung und Stabilität
langfris tig keine Gegensätze mehr. Bis da-
hin ist es allerdings noch ein langer Weg,
der – wie die Eskalation in Libyen zeigt –
leider auch von blutigen Rückschlägen be-
gleitet werden kann.

Handlungsbedarf

Seit den späten 1990er Jahren gehört State-
building in Krisen- und Konfliktregionen
fest zum außenpolitischen Repertoire westli-
cher Staaten. Extern betriebenes, nach west-

lichen Ordnungsvorstellungen ausgerich-
tetes State- und Nationbuilding ist in den
vergangenen Jahren zu einer regelrechten
Wachstumsindustrie geworden.

Unter der Schirmherrschaft von UN,
NATO und EU versucht die Staatenge-
meinschaft, kollabierte Länder wie Soma-
lia, Afghanistan, Irak, Bosnien, Kosovo und
Kongo wieder aufzubauen. Die bisherige
Bilanz ist durchwachsen bis negativ. Mit aus-
bleibendem Erfolg schwindet zudem die
öffentliche und politische Unterstützung in
den am Staatsaufbau beteiligten Nationen.

Trotz aller Widerstände hat die rot-
grüne Bundesregierung viele Initiativen für
eine präventive Friedens- und Stabilisie-
rungspolitik auf den Weg gebracht: mit dem
Zentrum für Internationale Friedenseinsätze
(ZIF), mit dem Aufbau des zivilen Friedens-
diensts, mit der Aufwertung der Menschen-
rechtspolitik, den Stabilitätspakten für Süd-
osteuropa und dem Kaukasus, mit der vom
damaligen Außenminister Frank-Walter
Steinmeier entwickelten Zentralasien-Stra-
tegie und nicht zuletzt mit dem Aktions-
plan für zivile Krisenprävention.

2004 wurde von der rot-grünen Bundes-
regierung ein politisches Strategiepapier,
der »Aktionsplan Zivile Krisenprävention,
Konfliktlösung und Friedenskonsolidie-
rung«, erarbeitet. Dieses Gesamtkonzept,
dessen Schwerpunkt auf der Früherkennung
bzw. Krisenprävention und weniger auf der
Krisennachsorge, dem Statebuilding nach
Konflikten liegt, gilt es weiterzuentwickeln.
Politik und Wissenschaft in Deutschland
stimmen heute weitgehend überein, dass
sich Deutschland aus eigenem Sicherheits-
interesse als verlässlicher Partner der inter-
nationalen Gemeinschaft den Herausforde-
rungen der Friedenskonsolidierung stellen
muss. Indem die Strukturen in zerfallenden
Staaten gestärkt werden, können Krisen und
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Gewalt verhindert und globale Friedenssi-
cherung betrieben werden.

Unabhängig davon gilt nach wie vor, dass
die neuen sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen nicht mehr militärische Mittel,
sondern vielmehr politische Konzepte er-
fordern. Nichtverbreitung, Abrüstung und
Rüstungskontrolle müssen deshalb wieder
verstärkt als wesentliche Bestandteile einer
deutschen und europäischen Sicherheitspo-
litik verstanden werden. Deutschland kann
und muss dazu seinen Beitrag leisten – als
Militärmacht, Handelsstaat und Zivilmacht.
Die Bundesrepublik hat in ihrer Geschichte
bislang zwei große außenpolitische Debat-
ten geführt: über die West-Bindung und
über die Entspannungspolitik. Die eine gab
dem neuen Staat Halt, die andere verschaff-
te ihm außenpolitischen Spielraum in Eu -
ro pa. Jetzt ist es an der Zeit, grundlegend
darüber zu diskutieren, was Deutschland in
einer entgrenzten Welt zum Aufbau prekärer
Staaten konzeptionell und materiell beitra-
gen kann und will.

Fazit

Es bleibt eine Tatsache, dass die zentralen
Ziele deutscher Außenpolitik – Wohlstands-
mehrung, Friedensstiftung, die Bewältigung
dringender Probleme wie Arbeitslosigkeit,
Kriminalität – sich nicht mehr im nationalen

Alleingang lösen, sondern nur noch in zwi-
schenstaatlichen Kooperationsnetzwerken
multilateraler Politik verwirklichen lassen.
Deutschland hat nach 1945 die prägende
Erfahrung gemacht, dass eine Politik „gol-
dener Handschellen“, die Schaffung eines
dichten Netzes transnationaler Abhängig-
keiten, letztlich nationale Unabhängigkeit
ermöglicht. Diese Einbindung erweitert und
beschränkt zugleich die außenpolitischen
Handlungsoptionen Deutschlands. Außen-
politik muss darüber hinaus jedoch auch ge-
sellschaftlich akzeptiert und eingebunden
sein. Denn: Gegen die Interessen und Ziele
der eigenen Gesellschaft ist Außenpolitik
nicht durchführbar.

Die deutschen und europäischen Er-
fahrungen aus der Zeit des Kalten Kriegs
waren davon geprägt, dass man über ideo-
logische Grenzen hinweg reden kann und
muss, dass die Isolation von Gegenspielern
keine Konflikte löst und dass Feindschaft
in regionalen Sicherheitsstrukturen über-
windbar ist. Das sind die Prinzipien sozial-
demokratisch geprägter Entspannungspo-
litik. Diese sind keinesfalls überholt, auch
wenn sie ganz offensichtlich in Vergessen-
heit geraten sind. Zu Beginn des neuen Jahr-
tausends in einem Zeitalter neuartiger Span-
nungen brauchen wir wieder eine neue
Entspannungspolitik. .
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An dieser Stelle möchten wir euch
 Mitgliedsorganisationen der IUSY vor-
stellen mit denen wir als Juso Bundes-
verband besonders eng zusammen -
arbeiten. Natürlich haben wir noch
mehr Partner in der IUSY, aber leider
hätte das den Rahmen dieses Argu-
mente-Hefts gesprengt.

JPT Brasilien

Die Juventude do Partido dos Trabalhadores
( JPT) ist eine demokratisch-sozialis tische
brasilianische Jugendbewegung und die Ju-
gendorganisation der Arbeiterpartei (Partido
dos Trabalhadores, PT). Die Mutterpartei
PT bestimmt unter den PräsidentInnen
Lula da Silva (2003-2010) und Dilma Rous-
sef (seit 2011) seit einigen Jahren die Ge-
schicke des größten Landes Lateinamerikas.

Die JPT hat Beobachter Status bei der
IUSY, gerade der Dialog mit uns Jusos hat
die JPT näher an die Sozialistische Jugend-
internationale herangeführt. Seit 2006 ste-
hen JPT und Jusos mit Unterstützung der
Friedrich-Ebert-Stiftung in Kontakt und
tauschen sich zu einer Vielzahl politischer
Fragen aus. Neben Treffen am Rande inter-
nationaler Veranstaltungen stehen unsere

Organisationen auch bilateral in Kontakt. So
waren die Jusos beim 1. Kongress der JPT
2008 sowie beim großen Wahlkongress der
PT 2010 vor Ort. Umgekehrt besuchte eine
Delegation mit der JPT-Vorsitzenden Se-
verine Macedo das Juso-Sommercamp 2009
in Köln und Ende 2010 traf sich eine fünf-
köpfige Delegation der JPT zu Gesprächen
mit den Jusos in Berlin.

Die JPT ist aus den Jugendbewegungen
hervorgegangen, die der PT seit ihrer Grün-
dung 1980 nahestanden. Da die PT lange
Zeit eher soziale Bewegung als politische
Partei war (und teilweise noch ist), war auch
der Jugendflügel schwach institutionalisiert.
Es existierten lediglich Sekretariate und
vereinzelt wurden Jugendforen abgehalten,
einzig die Studierendenbewegung in der
PT war etwas stärker organisiert. Erst 2007
zeitigten die Bestrebungen der jungen PT-
AktivistInnen nach mehr Autonomie Er-
folg. Die Arbeiterpartei verabschiedete ein
Papier mit dem Titel „Die Arbeiterpartei
und die Jugend“, das unter anderem den
Aufbau einer anderen, eigenständigen Or-
ganisationsstruktur für die PT-Jugend vor-
sah. Aus dem eher amorphen Jugendflügel
einer Bewegung sollte ein Verband mit ei-
gener Satzung werden. Deshalb wurde ein
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„1. Kongress der PT-Jugend“ einberufen,
der u. a. eine neue Organisationsstruktur
erarbeiten sollte. In der JPT gab es diesbe-
züglich unterschiedliche Überlegungen –
sowohl basisdemokratische als auch Reprä-
sentativsysteme wurden diskutiert. Wir Ju-
sos haben im Vorfeld des Kongresses unse-
ren Organisationsaufbau vorgestellt, von
dem einige Ideen auch in den Diskussions-
prozess der JPT einflossen.

Der Gründungskongress wurde im Mai
2008 abgehalten und leitete eine neue Phase
in der Geschichte der JPT ein. Die JPT ent-
schied sich schließlich für eine föderal-re-
präsentative Organisationsstruktur. Auf na-
tionaler, bundesstaatlicher und kommunaler
Ebene ist die JPT mit eigenen Führungsgre-
mien vertreten, die von den jeweiligen Se-
kretärInnen und einem gemeinsam Rat der
SekretärInnen der Bundesstaaten koordi-
niert werden. Die Gremien sind paritätisch
nach Geschlecht und ethnischer Zuschrei-
bung besetzt. Auf regionale Ausgewogenheit
wird in den Bundesgremien geachtet.

Auf dem Kongress bekräftigte die JPT
ihre Nähe zur Arbeiterpartei, fordert an-
derseits jedoch Autonomie für die Jugend
innerhalb der Partei. Sie möchte eigene
Positionen entwickeln, diskutieren und be-
schließen. Kommunal und lokal organisiert
sich die JPT in Basisgruppen, vernetzt sich
aber auch. Politische Bildung von jungen
AktivistInnen und internationale Zusam-
menarbeit sind wichtige Grundpfeiler der
Arbeit der PT-Jugend. 

Strategisch steht für die JPT Frage die
Frage der Perspektive junger Menschen im
Vordergrund. In Brasilien gehört mehr als
ein Viertel der Bevölkerung zur Jugend, zu-
dem sind gerade Jugendliche oft von erns ten
sozialen Problemen wie Armut betroffen.
An einer erfolgreichen Politik für die Jugend
wird auch die neue Präsidentin Dilma Rous-

sef gemessen werden, die 2010 als Nachfol-
gerin Lulas gewählt wurde. In den engen
Wahlkampf hat sich die PT-Jugend intensiv
eingebracht. Die inhaltliche und strategische
Weiterentwicklung der JPT wird weiterge-
hen. Schon im November 2011 steht der
zweite JPT-Kongress ins Haus.

AKBAYAN Citizens Action Party

1986 musste der Diktator Marcos nach Mas-
senprotesten der „peoples power revolution“
die Philippinen verlassen und ins Exil gehen.
Trotz der Wiederherstellung der liberalen
Demokratie zu mindestens in bestimmten
Teilen, blieb die Macht in den Händen eini-
ger weniger. Große Teile der „peoples power“
Bewegung fühlten sich vom Gesetzgebungs-
prozess ausgeschlossen. Deshalb entstand
die Idee eine Alternative zu schaffen, eine
Partei für die Mehrheit der Menschen –
eine progressive Bürgerpartei. Das Ziel von
AKBAYAN ist es die Macht der Menschen
(peoples power) zu institutionalisieren und
die Demokratie zu stärken. AKBAYAN ver-
steht sich als Sammelbecken progressiver
Gruppen bis hin zu den Maoisten.

Die Parteigründung begann 1994, in
einem Basisprozess wurden Gruppen der
Demokratiebewegung eingeladen, die Aus -
richtung und die Strategie der Partei mit
zu gestalten. Es gab Treffen mit ver schie -
dens ten Gruppen (Bauern, Frauen, Schwu-
le- und Lesben, Philippinos die im Aus-
land leben) um das Programm zu erstellen.
Im Januar 1998 wurde AKBAYAN dann
offiziell gegründet. 

Die AKBAYAN ist eine Programmpartei
und möchte sich damit von den Klientelpar-
teien abheben. Sie möchte eine Alternative
sein zur Tradition des politischen Kuhhan-
dels und des Nepotismus. Der gesellschaft-
liche Wohlstand war bisher nicht das Ziel
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der Politik, durch eine breitere Partizipation
der Menschen an der Politik soll sich das
ändern. Die Philippinen brauchen aus ihrer
Sicht eine Umverteilung von Reichtum und
eine Sozialpolitik, die endlich ein soziales
Netz schafft. Kurz zusammen gefasst geht
es um eine „partizipatorische Demokratie
und einen partizipatorischen Sozialismus“.

Inzwischen hat die Partei 45.000 Mit-
glieder und Abgeordnete im Kongress (max.
3). Dies zeigt die Schwäche von Programm-
parteien in Asien. Bekanntestes Mitglied der
Partei dürfte Walden Bello sein, Mitgrün-
der der NGO „Focus on the global south“
und einer der wichtigsten Intellektuellen der
Anti-Globalisierungsbewegung.

Im Jahr 2006 gründet sich die Jugend-
organisation AKBAYAN Jugend. Sie fühlt
sich den Grundsätzen der Demokratie, der
Gleichheit, des Humanismus und Interna-
tionalismus verpflichtet. Inzwischen hat die
Jugendorganisation 8000 Mitglieder.

Unsere Partner im Willy-Brandt-Center
Jerusalem

Hamishmeret Hatzteira (Young Labor) ist
die offizielle Jugendorganisation der israe-
lischen Arbeitspartei. Alle Parteimitglieder
unter 35 gehören der Organisation an. Zu-
sätzlich organisiert Young Labor parteinahe
Studierendengruppen an den Universitäten
in Israel.

Young Labor ist Vollmitglied der IUSY
und damit neben Young Meretz eine von
zwei israelischen Mitgliedsorganisationen.

Die beiden entscheidenden Gremien
von Young Labor auf nationaler Ebene sind
der Vorstand und der Rat. Im Vorstand sind
neben der Vorsitzenden und ihrem Team
auch die Vorsitzenden der Distrikte und
der Studierendengruppen vertreten. Im Rat
sitzen VertreterInnen der Distrikte und der

Universitätsgruppen, Mitglieder in Stadt-
räten und andere VertreterInnen. Der Rat
entscheidet über die politischen Leitlinien
und der Vorstand setzt diese in politisches
Handeln um.

Young Labor engagiert sich derzeit be-
sonders stark im Bereich ArbeitnehmerIn-
nenrechte und Fragen sozialer Gerechtig-
keit. Sie waren aktiv an mehreren Streiks in
den vergangenen Monaten beteiligt. 

Die Mutterpartei verfügt derzeit über 8
Sitze im israelischen Parlament, der Knesset.
Bei der letzten Wahl erhielt die Partei 13
Mandate und entschied sich nach heftigen
innerparteilichen Auseinandersetzungen für
den Beitritt zu der rechtgerichteten Regie-
rung unter Benjamin Netanjahu. Der dama-
lige Vorsitzende der Arbeitspartei, Ehud
Barak, übernahm in der Regierung das Amt
des Verteidigungsministers. Die Regierungs-
beteiligung blieb innerparteilich umstritten
und zuletzt nahm Ende 2010 der Druck auf
Ehud Barak zu. Im Januar 2011 spaltete er
sich daraufhin mit 4 weiteren Knessetabge-
ordneten von der Arbeitspartei ab und grün-
dete die neue Fraktion „Hatzmaut“. Die ver-
bleibenden Abgeordneten der Arbeitspartei
beschlossen daraufhin den Austritt aus der
Regierung und sind seitdem in Opposition.
In Folge dieser Entwicklung kam es zu einer
enthusiastischen Beitrittswelle.

Die Neuwahlen für den Vorsitzenden
der Arbeitspartei finden im September statt.
Die aussichtsreichsten Kandidaten sind die
Knessetabgeordneten, Isaak Herzog, Amir
Peretz und Shelly Yachimovitsch sowie Am -
ram Mitzna.

Young Meretz ist die Jugendorganisa-
tion der israelischen Partei Meretz. Die
Gründung erfolgte 1992 zusammen mit
der Mutterpartei. Alle Parteimitglieder
zwischen 18 und 35 Jahren sind automa-
tisch Mitglieder von Young Meretz. Zu-
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sätzlich initiiert Young Meretz Studieren-
dengruppen an Universitäten und Colleges
in ganz Israel. Young Meretz ist gebunden an
die Richtlinien und Statuten der Mutter-
partei, genießt aber auch ein wesentliches
Maß an Autonomie. 

Young Meretz ist Vollmitglied der IUSY
und damit neben Young Labor eine von zwei
israelischen Mitgliedsorganisationen.

Young Meretz setzt sich für eine fried-
liche Lösung des Nahostkonfliktes durch
Verhandlungen und Initiativen wie der Gen-
fer Initiative auf der Grundlage der Zwei-
staatenlösung ein. Weitere Themen sind
soziale Gerechtigkeit, Menschenrechte, Ge-
schlechtergerechtigkeit, Minderheitenrech-
te, die Trennung von Religion und Staat,
die Bekämpfung von Korruption, Umwelt-
schutz und Nachhaltigkeit.

Die Mutterpartei verfügt seit den letz-
ten Wahlen 2009 nur noch über 3 Sitze im
israelischen Parlament, der Knesset, und
befindet sich in Opposition zu der rechts-
gerichteten Regierung unter Benjamin Net-
anjahu. Von dem Schock der herben Wahl-
niederlage 2009 hat sich die Partei bis
heute nicht richtig erholt. Die israelische
Linke befindet sich insgesamt in einer zu-
nehmend schwierigen Situation und ist or-
ganisatorisch stark zersplittert.

Als IUSY Mitglied trat Young Meretz
der Partnerschaft mit den Jusos, Young La-
bor und Shabeebat Fateh im Willy Brandt
Center Jerusalem bei. Eine VertreterIn von
Young Meretz ist ständiges Teammitglied
im WBC.

Die “Shabeebat Fateh” (Fateh Youth
Organization) ist die Jugendbewegung der
palästinensischen Befreiungsbewegung Fa-
teh. Die Fateh Jugend arbeitet in den paläs -
tinensischen Gebieten und in der Diaspora.
Sie fühlt sich den Zielsetzungen der Mutter-
bewegung Fateh verbunden, allen voran der

Etablierung eines unabhängigen palästinen-
sischen Staates in den Grenzen von 1967
mit Jerusalem als Hauptstadt. Ihre Grund-
werte sind Demokratie, Gleichheit, soziale
Gerechtigkeit, zivilgesellschaftliches Enga-
gement und Freiheit.

Die Fateh Jugend ist die stärkste säku-
lare politische Jugendbewegung in den pa-
lästinensischen Gebieten. Shabeebat Fateh
ist Vollmitglied der IUSY. 

Die Fateh Jugend wurde 1965 von eini-
gen palästinensischen Studierenden gegrün-
det. Die ersten organisatorischen Zusam-
menhänge entstanden seit 1982 in Form von
„Shabebeh Komitees für soziale Arbeit“ und
schnell gründeten sich Komitees an Univer-
sitäten, Schulen, in Nachbarschaften, Dör-
fern und Flüchtlingslagern. 

In der ersten Intifada wurden viele Mit-
glieder verhaftet, ausgewiesen oder kamen
ums Leben. Shabeebat Fateh wurde für il-
legal erklärt.

Eine formale Konstituierung erfolgte
dann 1995 nach der Etablierung der paläs -
tinensischen Autonomiebehörde. 

Shabeebat Fateh unterzeichnete 1996
mit den Jusos und der Jugend der israeli-
schen Arbeitspartei, Young Labor, ein Ab-
kommen, das zur Gründung des Willy
Brandt Centers in Jerusalem führte. Seit
2000 fanden erste gemeinsame Projekte mit
den Jusos unter dem Dach des WBC statt.
Heute arbeiten zwei ständige VertreterInnen
der Fateh Jugend als Projektkoordinatoren
im WBC. 

Auf Initiative von Shabeebat Fateh ent-
stand ab 2007 im WBC das Kooperations-
projekt „Youth for a democratic change“,
dass auf die demokratische Erneuerung und
Professionalisierung der Fateh Jugend ab-
zielt. Die Fateh Jugend kämpft mit einigen
strukturellen Problemen. Seit den 1990ern
haben keine demokratischen Wahlen in
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der Organisation mehr stattgefunden. Die
Gründe hierfür sind vielfältig. Die schwie-
rigen Bedingungen der Besatzungssituation
mit einer Spaltung in Westbank und Gaza
Streifen sowie die Zersplitterung in der
Dias pora stellen dabei einerseits wesentliche
Hindernisse dar. Aber auch die Machtstruk-
turen der Fateh Bewegung insgesamt und
interne Auseinandersetzungen zwischen un-
terschiedlichen Flügeln haben eine Blockade
verursacht. Im Rahmen von „Youth for a
democratic change“ hat die Fateh Jugend be-
gonnen, sich diesen Herausforderungen zu
stellen. Nach drei erfolgreichen Projektjahr-
gängen hat zwar noch kein Kongress statt-
gefunden, aber im Dezember 2010 wurde
ein neues Führungskomitee gebildet, das
den klaren Auftrag erhielt, innerhalb von 2
Jahren Wahlen durchzuführen. Dem Füh-
rungsgremium gehören 25 Vertreter aus
der Westbank und aus Ostjerusalem an. Im
Gaza Streifen organisierte Shabeebat Fateh
zuletzt 2008 Wahlen.

Die Fateh Jugend ist derzeit die füh-
rende politische Jugendbewegung an den
Colleges und Universitäten der Westbank.
Sie hält die Mehrheit der Sitze in allen
Studierendenräten. Dabei ist allerdings zu
beachten, dass die Hamas seit einigen Jah-
ren nicht an diesen Wahlen teilnimmt und
damit der stärkste politische Gegner fehlt.
An den Universitäten finden jährlich Wah-
len statt. Sie gelten als ein politisches Stim-
mungsbarometer in Palästina. Die Fateh
Jugend setzt sich an den Universitäten vor
allem für soziale und kulturelle Belange der
Studierenden ein. 

Die Kooperation mit den Jusos hat für
die Fateh Jugend einen hohen Stellen-
wert. Der regelmäßige Austausch über ge-
genseitige Delegationsbesuche und gemein-
same Projekte und Seminare im Rahmen
des WBC haben wesentliche Impulse für
die Reformierung der Jugendbewegung
gegeben. .
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Der Internationale Gewerkschafts-
bund (IGB) vertritt 175 Millionen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
in 305 Mitgliedsorganisationen und
151 Ländern. Der DGB-Vorsitzende
Michael Sommer wurde im Juni 2010
zum IGB-Präsidenten gewählt. Die 
Internationale Arbeit des Deutschen
Gewerkschaftsbundes hat eine lange
Tradition. Themen sind sowohl die 
Solidaritätsarbeit, aber auch die Um-
setzung der Konventionen der Inter -
nationalen Arbeitsorganisation (IAO)
sowie das Eintreten für eine gerechte
Weltwirtschaftsordnung. Dieses Inter-
view mit dem DGB-Vorsitzenden er-
schien zuerst im April 2011 in der Inter-
nationalen Politik und Gesellschaft (IPG)
der Friedrich-Ebert-Stiftung. Unter
http://www.fes.de/ipg/ ist das voll -
ständige Interview zu finden.

Auf dem vergangenen Weltkongress des Inter-
nationalen Gewerkschaftsbunds (IGB), der im
Juni 2010 in Vancouver stattfand, wurde ein

neuer Präsident gewählt – und der heißt Mi-
chael Sommer. Welche Punkte stehen ganz oben
auf der Agenda des neuen IGB-Präsidenten?

Sommer: Im Zentrum unserer Arbeit
steht, dass wir den Kampf gegen prekäre Ar-
beit weltweit aufnehmen. Vom Siegeszug
der prekären Arbeit sind alle betroffen, die
Industrieländer des Nordens wie auch die
Länder des globalen Südens. Die Erschei-
nungsformen und Ausprägungen sind ver-
schieden, aber im Kern geht es immer um
dieselben Phänomene: unsichere Arbeit oh -
ne längere Perspektive für die Betroffenen,
schlecht bezahlt dazu und ohne Zugang zur
sozialen Sicherung. Jugendliche und Frauen
sind besonders davon betroffen. 

Ein weiterer  Schwerpunkt dreht sich um
die Rolle des IGB in der Weltpolitik – diese
gilt es weiter zu festigen. Wir haben da in
unseren jungen Jahren gute Fortschritte ge-
macht und sind ein anerkannter Akteur auf
der Weltbühne.

Eine Herausforderung, die mir beson-
ders am Herzen liegt, ist die Befriedung des
Konflikts zwischen Israel und Palästina. Um

WO STEHT DIE INTER -
NATIONALE GEWERK-
SCHAFTSBEWEGUNG
HEUTE?
Interview mit Michael Sommer
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einer friedlichen Lösung näher zu kommen
und den Prozess in Gang zu setzen, können
Organisationen der Zivilgesellschaft – wie
wir Gewerkschaften – vielleicht mehr be-
wirken als Regierungen. Daran werden wir
intensiv und mit der notwendigen Sensibi-
lität arbeiten.

Und nicht zuletzt geht es darum, noch
einmal den Versuch zu unternehmen, ein
Bündnis der progressiven Kräfte der Welt
zu gründen – ein ehrgeiziges Projekt, keine
Frage. Die einzigen wirklich gut aufgestell-
ten Organisationen in dieser Frage, sind
zurzeit der Internationale Gewerkschafts-
bund (IGB) und die Global Union Federa-
tions (GUFs). Die politischen Parteien da-
gegen fallen weitgehend aus – das sieht man
an der Sozialistischen Internationalen (SI),
die nur noch ein Schatten ihrer selbst ist.
Es bringt aber nichts, der Vergangenheit
nachzuweinen – die Zeiten Willy Brandts,
Olof Palmes und Golda Meirs sind Ge-
schichte. Aber es gibt auch heute progressive
Kräfte und Politiker auf der Welt, die ein
Bündnis voran bringen können. Ich hatte
ein Gespräch mit dem damaligen brasilia-
nischen Präsidenten Lula und habe ihn ge-
beten, sich dieser Aufgabe anzunehmen. Da
muss man jetzt anknüpfen. Denn auf der
anderen Seite gibt es eine Internationale der
Konservativen, ausgehend von amerikani-
schen Stiftungen, die sehr aktiv sind, wie wir
Anfang jeden Jahres in Davos beobachten
können. Wir müssen etwas dagegen setzen,
aber das kann die internationale Gewerk-
schaftsbewegung nicht alleine – wir brau-
chen alle progressiven Kräfte, wir brauchen
die Parteien und wir brauchen auch die Ver-
bindung in die Regierungen hinein. […]

Im kritischsten Moment der Weltwirt-
schaftskrise konnte man eine kuriose Situation
beobachten: Just jene politischen Kräfte, die bis
dahin Gewerkschaften als angebliches Hinder-

nis für wirtschaftliches Wachstum bekämpft hat-
ten, waren eifrig darum bemüht, die zuvor als
obsolet eingestuften Organisationen als Bünd-
nispartner zu gewinnen. Wird diese Partner-
schaft über das Ende der Krise hinaus halten?

Sommer: Nun, ich befürchte, dass soll
nach dem alten Schillerschen Motto gehen:
„Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan, der
Mohr kann gehen“. Bei den G20-Gipfeln in
London, Washington, Pittsburgh, Toronto
gab es einen Grundkonsens für eine Art
weltkooperatistische Lösungssuche. In Se-
oul war dann plötzlich alles anders, da hieß
die neue Parole: die Krise ist vorbei, wir
brauchen die Gewerkschaften nicht mehr.
Allerdings machen da nicht alle Regierun-
gen mit, denn die Klügeren wissen, dass eine
dauerhafte Stabilisierung der Weltökonomie
ohne die Arbeitnehmerschaft nicht zu ma-
chen ist. Diese Einsicht hat sich aber nicht
bei allen fest gesetzt. Ich habe die Hoffnung,
dass sich das unter der französischen G20-
Präsidentschaft noch einmal dreht. Das wird
natürlich letztlich davon abhängen, ob wir
in den Kernstaaten der G20-Gruppe in der
Lage sind, den Regierungen durch geeignete
Maßnahmen klar zu machen, dass sie globa-
les Krisenmanagement nur mit den Sozial-
partnern machen können und nicht ohne sie.

Darüber hinaus merken wir den Stim-
mungsumschwung auch in der IAO. Nach
einer kurzen Periode der Demut, kurz nach
Ausbruch der Krise, hat sich das Verhalten
der Arbeitgeber seit dem letzten Jahr voll auf
Destruktion gedreht.

Man hört nun oft, dass die Zusammen-
führung der gewerkschaftlichen Kräfte in den
IGB eine entscheidende Voraussetzung für die
Handlungsfähigkeit der internationalen Ge-
werkschaftsbewegung in der Weltwirtschafts-
krise war. Was ist da dran?

Sommer: Die Gründung des IGB im
November 2006 hat die historische Spaltung
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der internationalen Gewerkschaftsbewegung
in eine sozialistisch-sozialdemokratische
„Familie“ einerseits (Internationaler Bund
Freier Gewerkschaften – IBFG) und eine
christliche „Familie“ andererseits (Weltver-
band der Arbeit – WVA) überwunden.
Darüber hinaus sind bis dahin unabhängige
Gewerkschaften zum IGB gestoßen. Diese
Breite des neuen Bunds ist eine der we-
sentlichen Bedingungsfaktoren dafür, dass
wir jetzt wirklich eine Stimme der Arbeit
haben und eine Stärke, um die uns andere
Organisationen beneiden.

Eine weitere Komponente sind die
GUFs. Hier haben wir in den letzten De-
kaden erlebt, dass mehrere kleinere inter-
nationale Organisationen zusammengefasst
wurden und daraus schlagkräftige Organi-
sationen entstanden sind, die in ihren Bran-
chen spürbaren Einfluss haben. 

Und wir haben dafür gesorgt, dass es in
der Welt praktisch nur noch eine Stimme
der Arbeit gibt, indem wir den Council of
Global Unions geschaffen haben, durch den
die Arbeit des IGB, der GUFs und der
TUAC koordiniert wird – ein unglaubli-
cher Fortschritt. 

Die Einmischung des IGB in den G20-
Prozeß ist zweifellos notwendig. Bei diesen
Gipfeltreffen sitzen aber nur die Vertreter eines
selbsternannten Clubs von VIP-Staaten zu-
sammen. Führt diese Exklusivität nicht zu
Spannungen innerhalb einer Organisation, die
sich als Repräsentant der kollektiven Interessen
der globalen Arbeiterbewegung versteht?

Sommer: G20 ist nicht G190 – das
stimmt. Beim G20-Prozess bleiben weite
Teile der Welt außen vor, darunter wichtige
Entwicklungsländer wie auch wichtige In-
dustrieländer. Wir hatten im Oktober 2009
bei einer Sitzung des Vorstands des IGB
hier in Berlin eine sehr kritische Diskussion,
bei der vor allem die KollegInnen aus den

Entwicklungsländern gesagt haben: G20
vertritt uns nicht. Andererseits werden dort
wichtige Entscheidungen gefällt. Also müs-
sen wir aus der Not eine Tugend machen:
Zum einen fordern wir unsere IGB-Regio-
nalorganisationen auf, Vorkonferenzen zu
den Gipfeln zu machen. Hier kommt den
Gewerkschaften aus den G20-Ländern die
Rolle des Vermittlers zu. Die Frage ist doch:
Können bei den G20-Gipfeln die KollegIn-
nen z.B. aus Brasilien für die Südamerikaner
sprechen? Ist COSATU die Stimme Afrikas
oder nur die Südafrikas? Das müssen die
Regionalorganisationen in ihren Regionen
klären. Zum anderen ziehen wir die Gene-
ralsekretäre und die Präsidenten der Re-
gionalorganisationen des IGB zu den Kon-
sultationen mit den G20-Regierungschefs
hinzu. Das sind Prozesse, die wir eingeleitet
haben – in Seoul haben wir damit begonnen,
und wir werden sehen, wie erfolgreich wir
mit dieser Aufstellung sind. […]

Im Juni dieses Jahres sind Vertreter der
Regierungen, der Unternehmer und der Ge-
werkschaften wieder zur Internationalen Ar-
beitskonferenz in Genf zusammengekommen –
der 100. seit der Gründung der Internationalen
Arbeits-Organisation (IAO) im Jahre 1919.
Welche Bedeutung hat die IAO heute bei der
Gestaltung von Global Governance?

Sommer: Sie könnte viel Bedeutung
haben, aber die IAO ist in einer sehr
schwierigen Situation. Sie ist, was ihre rea-
len Ergebnisse anbetrifft, zu meinem großen
Bedauern ein Schatten ihrer eigenen Ge-
schichte. Wenn man die Dokumente der
50er und 60er Jahre anschaut und mit den
heutigen vergleicht, wird das deutlich. Zu-
dem weist die IAO in ihrer Flächenorgani-
sation erhebliche Schwächen auf. Sie wird
in weiten Teilen der Welt als Teil der jewei-
ligen Machtelite wahrgenommen und nicht
als Vertretung der arbeitenden Menschen.
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Das ist ein Punkt, der mich sehr umtreibt
und beunruhigt. Ich habe auf der letzten
Sitzung des bei der 100. Sitzung der Inter-
nationalen Arbeitskonferenz ein Papier
prä sentiert, in dem ich deutlich mache,
dass wir uns das nicht länger anschauen
werden – die IAO braucht dringend eine
innere Erneuerung.

Es bereitet mir große Sorge, dass die Ar-
beitgeber momentan versuchen, die IAO
praktisch lahm zu legen. Das ist eine Strate-
gie, die insbesondere von den nordamerika-
nischen Arbeitgebern ausgeht, wobei die Ar-
beitgebervertreter aus Europa, mit denen
man durchaus vernünftig zusammenarbeiten
kann, sich leider in der eigenen Gruppe nicht
mehr durchsetzen können. Da gibt’s eine
Radikalisierung von Leuten im Arbeitgeber-
lager, die der Meinung sind, dass wir gar kei-
ne Normen brauchen, die die IAO besten-
falls als einen Ort betrachten, an dem man
zusammenkommt und ein bisschen rum-
schwätzt. Auf gar keinen Fall wollen sie ver-
bindliche Übereinkommen zum Schutz der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Das sind nicht die besten Vorausset-
zungen für eine Renaissance der IAO. Aber
wir haben damit begonnen, unseren Bei-
trag zur Erneuerung zu leisten. Zunächst
braucht die Arbeitnehmergruppe in der IAO
eine neue Führung. Dann müssen wir AC-
TRAV – also den Arbeitnehmerteil der
IAO-Administration – repolitisieren und
deutlich machen, dass ACTRAV eine die-
nende Funktion gegenüber den Gewerk-
schaften hat, und nicht umgekehrt. 

Zudem muss sich der Apparat der IAO
auch insgesamt neu aufstellen. Um es zuge-
spitzt zu sagen: Vielfach hat man den Ein-
druck, dass dort eine Organisation exis tiert,
deren schlimmstes Erlebnis es ist, wenn ihre
Mitglieder zusammenkommen – ansons ten
geht man ungestört seiner Wege. Das muss

sich ändern. Die IAO hat die Chance, über
den G20-Prozess nach vorn zu kommen.
Sie steht nun auf der Weltbühne, muss nun
ihre Rolle aber überzeugend spielen, beson-
ders im Zusammenwirken mit Weltbank,
IWF und WTO. 

Dafür muss die IAO Schwerpunkte set-
zen – und sie dann auch durchsetzen. In die-
sem Jahr stand z.B. das Übereinkommen für
Hausangestellte an. Ein wichtiger Arbeits-
bereich – insbesondere für Frauen – in dem
unglaubliche Missstände herrschen. Ein wei-
terer Schwerpunkt ist die Bekämpfung von
prekärer Arbeit – das Thema muss von der
IAO in ihren Forschungsbereich und in ih-
ren Tätigkeitsbereich aufgenommen werden.

Und die IAO muss vor Ort Flagge für
Arbeits- und Sozialstandards zeigen. Viel zu
oft bleiben die IAO-Außenbüros entweder
inaktiv oder sind gar Komplizen der Ver-
letzung von grundlegenden Arbeitsrechten
statt als Vertreter eines Systems globaler
Menschenrechte aufzutreten. Wenn ich am
Beispiel Simbabwe erlebe, dass der deut-
sche Botschafter ein größerer Unterstützer
der Demokratisierungsbewegung im Lande
ist als der IAO-Repräsentant, dann bin ich
darauf nicht stolz.

Die organisatorischen Strukturen der inter-
nationalen Gewerkschaftsbewegung sind nach
dem Ende des Zweiten Weltkriegs entstanden,
als die mitglieder- und finanzstarken Verbände
im Norden saßen. Nach Jahrzehnten der öko-
nomischen Globalisierung hat sich die Situation
grundlegend verändert: Die überwiegende
Mehrheit der arbeitenden Menschen – und
damit auch der Gewerkschaftsmitglieder – lebt
heute im globalen Süden. Welche Konsequen-
zen hat dies für die Arbeit der internationalen
Gewerkschaftsbewegung?

Sommer: Wir brauchen dringend Re-
präsentanten des globalen Südens in den
Gremien der internationalen Gewerkschafts-
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bewegung – und zwar an führender Stelle.
Im IGB ist die Kollegin Nair Goulart aus
Brasilien, Vizepräsidentin, also meine un-
mittelbare Stellvertreterin. Zu meiner Freu-
de konnten wir in der Februarsitzung des
IGB-Vorstandes Taylor Chibebe Welling-
ton, den Vorsitzenden des ZCTU (Simbab-
we), zum neuen stellvertretenden General-
sekretär wählen. Aber das reicht nicht. Wir
haben insgesamt noch nicht ein Abbild des-
sen, was wir tatsächlich sind – international.
Das ist etwas, woran ich arbeite.

Darüber hinaus müssen wir insgesamt
dafür sorgen, dass der Einfluss des Südens

in den Organisationen der internationalen
Gewerkschaftsbewegung gestärkt wird. Das
heißt auch, dass wir die Regionalorganisa-
tion des IGB stärken müssen. Das ist uns in
Lateinamerika und in Ansätzen in Afrika
schon ganz gut gelungen. Wir sind eine
wirklich internationale, weltumspannende
Organisation – und das muss in allen Berei-
chen zum Ausdruck kommen. Ich sage aber
auch ganz deutlich: Wir werden nicht den
einen Kulturimperialismus durch den nächs -
ten ersetzen – wir werden nicht den Einfluss
des Nordens durch den Einfluss eines ganz
bestimmten Südens ersetzen. […] .
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